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A. Einleitung 

Die Auflage: 

In der 152. Sitzung am 14. Juni 1951 hat der 
Bundestag den Ersten Bericht des Untersuchungs-
ausschusses zur Prüfung der im Raume Bonn ver-
gebenen Aufträge — Nr. 2275 der Drucksachen — 
entgegengenommen. Dieser Ausschuß hat sich seine 
Aufgabe streng nach der Drucksache Nr. 523 gestellt. 
Es ist daher Sache des Untersuchungsausschusses 
gewesen, den Zweiten Bericht im gleichen Rahmen 
der ihm gestellten Aufgabe zu halten. 

Während der Erste Bericht sich mit den Bauten, 
die zur Unterbringung von Bundesorganen dienen, 
beschäftigte, werden in dem hier vorliegenden 
Zweiten Bericht diejenigen Bauten untersucht, die 
im Raume Bonn für die Besatzungsmacht er-
stellt wurden. 

Verfahren: 

Es wurden insgesamt weitere 15 Sitzungen ab-
gehalten, davon 10 öffentliche und 3 Ortsbesichti-
gungen, nämlich im Haus Deichmannsaue, in Wah

-n

erheide und im Hotel Düsseldorfer Hof. Dem 
Ausschuß lagen umfangreiche Akten und Schrift-
stücke vor, teils zum Studium der Zusammenhänge, 
teils zur Ergründung der Wahrheitsbeweise auf 
Grund der Zeugenaussagen. 

Als Beweismittel haben dem Ausschuß gedient: 

a) Die Vernehmung folgender Zeugen: 
Staatssekretär Dr. Wandersleb 
Ministerialdirektor Dr. Rühl 
Ministerialrat Dr. Fütterer 
Ministerialrat Dr. Schornstein 
Oberbaurat Schlösser 
Oberregierungsrat Schiffers 
Oberregierungsrat Dr. Becker 
Dipl. Ing. Weiß 
Oberinspektor Offermann 
Baudirektor Maß 
Stadtbaurat a. D. Blanck 
Professor Werner Harting 

Professor Hebebrand 
Dipl. Ing. Schlempp 
Architekt Sander 
Baurat a. D. Nolte 
Frl. Dipl. Ing. Groth 
Stadtbaurat Porth 
Hotelpächter Zörnack 
Kaufmann H. Schlüter, sen. 
Kaufmann H. Schlüter, jun. 
Kaufmann Klaus Jonas 
Tischlermeister Hansjoachim Ellenson 
H. Klaus Mikoleit 
H. Blumenberg 
Frau Anneliese Holl 
H. Willi Eschenbeck 

b) Die Auskunft von Sachverständigen der In-
dustrie- und Handelskammer, Abteilung Be-
herbergungswesen, Köln, und der Hand-
werkskammer Köln 

c) Die Vorlage der Akten und Schriftstücke laut 
Anlage 1. 

B. Allgemeines 

Der historische Stand: 

Organisation: 

Auf Grund der Schlangenbader Beschlüsse wurde 
von den Alliierten den deutschen Stellen der Auf-
trag gegeben, in Bonn und Umgebung zur Unter-
bringung der Behörden der Hohen Kommissare 
Raum zu schaffen. Diese Aufgabe wurde damals 
vom Finanzneubauamt Bonn übernommen. Die 
gesamten Bauvorhaben der Alliierten im Raume 
Bonn waren verwaltungsmäßig von den Englän-
dern als der zuständigen Besatzungsmacht abzu-
wickeln. Am 7. Juli 1949 fand eine Besprechung 
zwischen dem. britischen Generalmajor Bishop und 
dem Ministerpräsidenten von Nordrhein-Westfa-
len Arnold statt, bei welcher Zuständigkeit und 
Befugnisse genau abgegrenzt wurden. Am 10. Juli 
wurde erstmalig eine Weisung für den Ausbau des 
Rheinhotels Dreesen erteilt. 

Am 12. Juli 1949 wurde das Büro Bundeshaupt-
stadt durch einen Erlaß (Anlage 2) als gemeinsame 
Dienststelle des Ministerpräsidenten und des Mini-
sters für Wiederaufbau des Landes Nordrhein- 



Westfalen eingerichtet. In diesem Erlaß wurden die 
Funktionen des Büros hinsichtlich seiner materiel-
len Zuständigkeit und formell hinsichtlich seines 
Verhältnisses zum Regierungspräsidenten in Köln, 
zum Staatshochbauamt in Bonn, zum Finanzneu-
bauamt in Bonn sowie zu den Bewilligungsstellen 
für den Volkswohnungsbau abgegrenzt. 

Damit wurde ein vorher gültiger Erlaß vom 9. 
Mai 1949 abgelöst und die Voraussetzung für die 
speziellen Aufgaben der  Einrichtung des Sitzes der 
Obersten Bundesbehörden gegeben. Das Büro Bun-
deshauptstadt wurde damit praktisch die Außen-
stelle der genannten Ministerien im Raume Bonn 
und erhielt somit die Stellung eines Staatshochbau-
amtes und einer Vorprüfungsstelle für die Bewilli-
gung von Wohnungsbauvorhaben. 

In einem Schreiben des Head Quarters Land 
Nordrhein-Westfalen, Finance-Officer  wird in der 
Ziffer 3 mit folgendem Vermerk 

„Die anfallenden Arbeiten in Verbindung mit 
diesem Projekt werden durch das Wiederauf-
bau-Ministerium und nicht, wie sonst üblich, 
durch die Army Services ausgeführt." 

mitgeteilt, daß diese Zuständigkeit von den Royal 
Engeneers auf das Büro Bundeshauptstadt über-
geht. Diese letztere Abmachung zwischen den bri-
tischen Stellen und dem Finanzministerium des 
Landes Nordrhein-Westfalen wurde dem Büro 
Bundeshauptstadt am 24. August 1949 zur Kennt-
nis gebracht. Auf alliierter Seite stand den deut-
schen Behörden nach den Beschlüssen der Botschaf-
ter-Konferenz der Alliierten in London eine soge-
nannte Administrationsstelle der Alliierten Hohen 
Kommission im Raume Bonn gegenüber. Diese 
Dienststelle, deren Leiter Brig. Montague war, 
stellte am 15. Juli 1949 die ersten Anforderun-
gen in schriftlicher Form auf Umbau verschie-
dener Gebäude. 
In diesem Schreiben wurden zum ersten Mal 

folgende Bauvorhaben genannt: 

Hotel Düsseldorfer Hof 
Parkhotel Drachenfels 
Villa Friede 
Rhein-Terassenhotel 
Hotel Dreesen 
Hotel Petersberg 
Haus Deichmannsaue. 

Durch die Beschlüsse der Länderministerpräsi-
denten und durch die damals noch bevorstehende 
Abstimmung im Bundestag über den Bundessitz 
bestanden gewisse unterschiedliche Auffassungen, 
ob die Unterbringung der Behörden im Bonner 
Raum provisorisch oder für längere Dauer zu ge-
schehen habe. Außerdem war zu dieser Zeit noch 
keine Übersicht darüber vorhanden, in welcher 
Weise die Hohen Kommissare den Aufbau ihrer 
Behördenorganisation vornehmen würden, ein Um-
stand, der die Notwendigkeit des Improvisierens 
noch erhöhte und eine mehrmalige Änderung der 
Zweckbestimmung der ausgesuchten Bauobjekte be-
dingte. 

Organisation des Büros Bundeshauptstadt: 
Das Büro Bundeshauptstadt mußte durch Zeit-

druck und häufige Dispositionsänderungen er-
schwerten Situationen Rechnung tragen und hat 
daher die Aufgabengebiete aufgegliedert, um  eine 
rasche Abwicklung zu garantieren. Es hatte folgen-
den Aufbau: 

Abteilung I: 

Leitung: Ministerialdirektor Dr. Wandersieb 

AR Gorris 

Quartieramt: Dr. Splett, Information: 
Ass. Zilliken, Soziale Fragen: Körner, 
Preisüberwachung: Dörfer, Beschaf-
fung: ORR  Dr. Becker,  Verwaltung: Meyer. 

Abteilung II: 

Leitung: Ministerialdirektor Dr. Rühl 
MR Dr. Fütterer ORR Peters 

Raum- und Bauplanung: Stadtbaurat a. 
D. Blanck, Baudirektion: Baudirektor Maß, 
Landeswohnungsstelle: LGr Schiffers. 

In diesem aufgezeigten Verteilungsschema lastete 
das Hauptgewicht auf der Raum- und Bauplanung 
in der Abteilung des Herrn Ministerialdirektors Dr. 
R ü h 1 und insbesondere auf der Beschaffungsstelle 
in der Abteilung des Herrn Ministerialdirektors 
Dr. Wandersleb. 

Vergabe: 

a) organisatorisch: 

Die architektonischen Aufgaben, also die rein 
planerischen Aufgaben wurden dem Stadtbau

-

rat a. D. Blanck übertragen, während die Durch

-

führung der Bauarbeiten in den Händen des 
Baudirektors Maß lag. Letzterem stand Ober-
baurat Kohlenbach zur Seite. 
Unter anderem hatte Blanck  die Aufgabe, 

unter den sich anbietenden Architekten nur die 
wirklich qualifizierten auszuwählen, die neben 
der planerischen Tätigkeit auch in der Lage sein 
mußten, eine Bauleitung zu übernehmen. Der 
Zeitdruck führte dazu, daß diesen Herren eine 
erhebliche Selbständigkeit und Entscheidungs-
freiheit eingeräumt wurde. 
Blanck hat alle Verhandlungen mit den Alli-

ierten über  bauliche Belange Maß überlassen; 
nur in Einzelfällen hat er sie unmittelbar ge-
führt. Nach seinen eigenen Angaben hat er es 
als seine Hauptaufgabe angesehen, unter der 
Vielzahl von Architekten koordinierend tätig 
zu sein. Er hat seine Tätigkeit auch nach seinen 
eigenen Aussagen lediglich als „Unterstützung" 
des Zeugen Maß nach der planerischen Seite 
hin aufgefaßt. Seine Anstellung beruhte auf 
einem Vertrag als freischaffender Architekt für 
einen Zeitraum von vier Monaten, der dann 
von Monat zu Monat auf 8 Monate verlängert 



wurde. Nach seinem Ausscheiden als Werkver-
trags-Architekt hat er die von ihm bereits be-
gonnene Planung des Hotels Godesberger Hof 
als freischaffender Architekt weitergeführt; er 
übernahm außerdem noch die Wohnbauprojekte 
Friesdorf und Birlinghofen. Um diese Aufträge 
hatte er sich bemüht und bekam sie dann auch 
als Planer von dem allein zuständigen Auf-
traggeber, Dr. Wandersieb, übertragen. Die 
Honorierung dieser Arbeiten wurde gegenüber 
dem Werksvertrag genau abgegrenzt. 

Die Leitung der Baudirektion lag in den Hän-
den des Zeugen M a ß. Dieser bestellte zu sei-
nem Vertreter den Oberbaurat Kohlenbach, 
einen Beamten, den er — der freischaffende Ar

-

chitekt — als sein „Gegenstück" bezeichnete. 

Die erste Kenntnis von den Großbauvorhaben 
im Raume Bonn hat Maß von dem ihm be-
kannten Zeugen Schlempp (vergl. Seite 8) er-
halten. Er wurde seinerzeit telefonisch zu einer 
Besprechung der für den Raum Bonn zuständi-
gen Stellen zugezogen. Das Bauvorhaben be-
stand, wie er nach Kenntnisnahme meinte, in 
einer einmaligen kurzen Stoßarbeit, die nur mit 
den Methoden eines freischaffenden Architekten 
durchgeführt werden konnte. Wegen einer ein-
maligen Aufgabe aber wollte Maß seinen Be-
ruf als freischaffender Architekt nicht aufge-
ben und wurde daher nach einem vereinbarten 
Honorar bei einer werkvertraglichen, monatli-
chen Pauschalvergütung eingestellt. Entgegen 
seiner ursprünglichen Annahme hat sich dann 
aber die vorgesehene Zeit von drei Monaten 
auf ein Jahr verlängert bis zur Übertragung 
der Aufgaben auf das Finanzneubau-Amt. 

Maß war der Ansicht, daß die Durchführung 
der Bauten nur durch Berufskollegen möglich 
ist, die ein leistungsfähiges Büro aufweisen kön-
nen und der gestellten Aufgabe auf Grund ihrer 
Fachkenntnisse und auch charakterlich und per-
sönlich gewachsen sind. Aus diesem Grunde hat 
Maß eine Einschaltung des BDA (Bund Deut-
scher Architekten) bei der Auswahl der Archi-
tekten abgelehnt, weil der BDA keinerlei Ver-
antwortung hätte übernehmen und weil er 
selbst bei einem Versagen des einen oder des 
anderen Architekten sich als leitender Architekt 
niemals durch eine Berufung auf den BDA hätte 
entlasten können. Es bestand daher zwischen 
der Berufsorganisation der Architekten und 
dem Büro Bundeshauptstadt eine gewisse Span-
nung, insbesondere da die Auftragsvergabe auf 
Anordnung des Zeugen Blanck über das ganze 
Bundesgebiet gestreut werden sollte, entgegen 
dem Wunsch des BDA, der die Fachkräfte nur 
aus dem Raum Bonn und dem Land Nordrhein-
Westfalen heranziehen wollte. 

Beim Hotel Petersberg wurde in Anbetracht 
der späteren Wiederverwendung des Hauses 
durch die Eigentümerin, die Firma Ferdinand 
Mühlens, Köln („4711"), der zuständige Haus-
architekt mit eingeschaltet. 

Im Büro des Herrn Maß waren zunächst nur 
ein Architekt und eine Sekretärin beschäftigt, 
später drei Techniker und eine weibliche Ar-
beitskraft. 

Nach seinem Ausscheiden aus dem Dienst des 
 Büros Bundeshauptstadt ist Herr Maß an 

Besatzungsbauten nicht mehr weiter beschäf-
tigt worden. Er hat lediglich an dem Wohnungs-
bauprogramm „Neue Heimat" gearbeitet. 

Zusammenfassend ist bei der Betrachtung der 
Aufgaben der zwei genannten Abteilungsleiter 
festzustellen, daß Planung und Baudurchfüh-
rung genauestens abgegrenzt waren und daß 
der allein zuständige Disziplinarweg nur zu Dr. 
Rühl bzw. zu Dr. Wandersleb führte. 

b) materiell: 

Eine dritte ausführende Gruppe, die diesen 
Untersuchungsausschuß besonders beschäftigt 
hat, ist die Beschaffungsstelle, geleitet von Ober-
regierungsrat Dr. B e c k e r. 

Die Aufgaben der Beschaffungsstelle waren 
— was die Möblierung betrifft — nicht durch 
schriftliche Richtlinien festgelegt; es war Herrn 
Dr. Becker nur auf Grund von Anweisungen 
der Alliierten oder über die Baudirektion das 
Niveau bekanntgegeben worden. Das Bestreben 
Dr. Beckers war, für die Ausstattung der Räume 
nach Möglichkeit Fertigmöbel und Einrichtungs-
gegenstände aus Serienfabrikation zu verwen-
den, die den gestellten Ansprüchen und auch 
den internationalen Maßstäben entsprachen, und 
die Aufträge über das ganze Bundesgebiet zu 
streuen. Der Arbeitsstab, der ihm für seine 
Aufgaben zugestanden worden war, war nur 
klein, insbesondere wenn das starke Arbeits-
tempo bei den parallel laufenden Aufträgen 
(Umbau und Einrichtung) in Rechnung gestellt 
wird. Diese Arbeit wurde anfangs dadurch er-
schwert, daß zunächst noch von seiten der Alli-
ierten Bestellungen vorgenommen wurden, 
während alle Beschaffungsmaßnahmen später 
in die ausschließliche Zuständigkeit der Beschaf-
fungsstelle übergingen. Die häufige Verände-
rung der Zweckbestimmung hat der Beschaf-
fungsstelle viel mehr Arbeit aufgebürdet, weil 
sie die Gebäude für jeweils neue Verwendungs-
zwecke einrichten mußte. Es sind daher zwi-
schen der Beschaffungsstelle und den bauaus-
führenden Organen mitunter Spannungen ent-
standen, die bei verschiedenen Einzelobjekten 
zutage traten. Die Auftragserteilung an die Be-
schaffungsstelle erfolgte zum Teil mündlich 
durch Dr. Wandersieb und in Fühlungnahme 
mit Maß, teils — z. B . bei den Objekten Dree-
sen, Petersberg und Deichmannsaue — un-
mittelbar durch die englische Dienststelle. Wei-
tere Aufträge — wie beim Hotel Düsseldorfer 
Hbf und beim Hotel Kölner Hof — wurden 
durch unzuständige Stellen erteilt, wie durch 



sogenannte „Erkundungen" der Beschaffungs-
stelle an Ort und Stelle festgestellt wurde. 
Außerdem hat die Beschaffungsstelle Aufträge 
erteilt, deren Notwendigkeit sie gleichfalls erst 
an der Baustelle feststellen konnte. 
Von der direkten Erteilung der Anweisungen 

an Dr. Becker bezüglich der Objekte Dreesen, 
Petersberg und Deichmannsaue war Dr. Wan-
dersleb unterrichtet. Dr. Becker brauchte daher 
seine vorgesetzte Dienststellle nicht noch einmal 
formal von diesen direkt erteilten Aufträgen 
zu verständigen. 

Den deutschen Stellen stand nach Vereinba-
rung mit den Alliierten nur die englische Stelle 
gegenüber, und zwar als Verhandlungspartner 
Brig. Montague, Mr. Nicholson und Mr. Ellis. 
Während die alliierte Seite in ihren Wünschen 
und Anordnungen anfangs etwas großzügig han-
delte, trat ab 1. April 1950 durch, die Aufstel-
lung eines eigenen Haushaltsplans eine stärkere 
Sparsamkeit ein. Leider mußte jedoch der Aus-
schuß bemerken, daß hier nicht immer die glei-
che Einstellung bei allen Alliierten herrschte. 
Ihr Haushalts- und Rechnungswesen veranlaßte 
die zuständigen Engländer dazu, den deutschen 
Stellen eine ganz genaue Richtlinie über Aus-
führung und Vergabe zu geben, die einer Ver-
dingungsordnung im deutschen Sinne entsprach 
(siehe Anlage 3). 

Neben dem Büro Bundeshaupstadt bestand 
schon vorher und später als Feststellungsbe-
hörde das Finanzneubau-Amt in Bonn, das den 
Auftrag hatte, nun in die Rechnungsprüfung 
entsprechend den Requisitionsbestimmungen auf 
Grund der finanztechnischen Anweisung Nr. 111 
einzutreten (Anlage 4). Der Leiter dieser Be-
hörde war zuerst Baurat Feld und vom 10. Ok-
tober 1949 bis Ende Januar 1950 Oberbaurat 
Schlösser. Er hatte zunächst die Anweisung, die 
Ausgaben, die von dem Büro Bundeshauptstadt 
getätigt worden waren, auf ihre Rechtmäßigkeit 
zu überprüfen und kassentechnisch abzuwickeln. 
Ab 27. Januar 1950 wurde Schlösser ermäch-
tigt, die gesamte Baudurchführung in eigener 
Zuständigkeit zu übernehmen. Die Auftragser-
teilung erfolgte meistens, da es sich um Um-
bauten handelte, bei einer örtlichen Begehung 
durch die Architekten-Vertreter, Vertreter des 
Büros Bundeshauptstadt unter Hinzuziehung des 
mit der örtlichen Bauleitung beauftragten 
Architekten, wobei abschließend generell gesagt 
werden kann, daß sämtliche Bauten auf aus-
drücklichen alliierten Befehl zurückzuführen 
sind. Die Verschiedenheit der Auffassungen bei 
der Auftragsverteilung zwischen den amerika-
nischen und deutschen Stellen hat die Zusam-
menarbeit etwas getrübt, da diese von einem 
anderen System der Vergabe ausgehen, das in 
USA gebräuchlich ist (General-Unternehmer, die 
ihrerseits Sub-Unternehmer engagieren). Allein 
verantwortlich waren die britischen Stellen. Von 
allen zuständigen Persönlichkeiten wird immer 
wieder die Korrektheit der britischen Aufsichts

-

behörde anerkannt. Bedauerlicherweise haben, 
was jedoch nur aus der Zoneneinteilung zu ver-
stehen ist, die anderen Alliierten auch noch 
eigene Baubüros unterhalten, ein Umstand, der 
manchmal zur Erschwerung der Arbeiten ge-
führt hat. Bei der Auftragserteilung gab es 
auch Differenzen zwischen den deutschen und 
englischen Stellen, da die deutschen Stellen viel-
fach die Auffassung vertraten, daß die Anord-
nungen zu weitgehend seien und den provisori-
schen Charakter der Ausführungen, was Raum 
und Einrichtung betrifft, überschritten, Der 
oberste Leiter des Büros Bundeshauptstadt, 
Ministerialdirektor Dr. Wandersieb, hat  ein-
mal dem Brig. Montague in einem Brief mitge-
teilt, daß er nur auf schriftlichen Befehl den 
Anforderungen Folge leisten werde, was in 
diesem bestimmten Falle auch zu einem Kom-
promiß geführt hat. Dies ist ein Beweis, daß die 
Auffassung, ein von alliierter Seite mit einigem 
Nachdruck geäußerter Wunsch sei einem Be-
fehl gleichzusetzen, falsch war. Auf englischer 
Seite wurden diese Wünsche nämlich keines-
wegs als unabänderliche Befehle empfunden, 
was sich z. B. auch bei den Bauten der Eng-
lischen Hochkommission in der Wahner Heide 
bewiesen hat. Im Gegensatz dazu hat im Fall 
Haus Deichmannsaue die dabei tätige Arbeitsge-
meinschaft der Architekten es verstanden, die 
Wünsche der Alliierten als Befehle auszulegen. 
Dadurch wurde Dr. Rühl veranlaßt, über Dr. 
Wandersieb auf die korrekt arbeitende Beschaf-
fungsstelle einzuwirken, sie möge sich dem ame-
rikanischen Befehl fügen. Diesem Wunsch hat 
Dr. Wandersieb gegen die protestierende Hal-
tung der Beschaffungsstelle entsprochen. Damit 
stützte er Dr. Rühl, dessen Bestreben dahin 
ging, durch eine bestimmte Stilentwicklung eine 
einheitliche Note im Bonner Raum zu errei-
chen. Im Gegensatz dazu trat Dr. Becker vor 
allem für eine möglichst sparsame Gestaltung 
und Einrichtung der Bauten ein. Dr. Wandersieb 
vertrat vor dem Ausschuß die Meinung, daß es 
sich z. B. im Falle Haus Deichmannsaue weni-
ger um ein Streben der Frankfurter Architekten 
nach einer Honorareinnahme handelte als viel-
mehr um einen Kampf um ihren künstlerischen 
Ruf. Diese Charakterisierung ist insofern von 
Wichtigkeit, als der Zeuge Dr. Wandersieb, wie 
er selbst sagte, als Beamter stärker auf der 
Seite des Dr. Becker stand. 

Durch die Zeugenvernehmung wurde festge-
stellt, daß sich auf den Bauplätzen sogenannte 
„Bauläufer" in großer Zahl aufhielten, das sind 
deutsche Angestellte alliierter Dienststellen, die 
ihrerseits versuchten, die Wünsche ihrer unmit-
telbaren Vorgesetzten anzubringen bzw. diese 
noch zu vergrößern; überhaupt müssen die viel-
fachen Versuche von Angestellten aus niederen 
Verantwortungsbereichen der alliierten Dienst-
stellen beklagt werden, ihren Einfluß bei der 
Vergebung und Durchführung der Arbeiten gel-
tend zu machen. 



C. Einzelobjekte: 

Die Objekte sind in 3 Gruppen zusammenzu-
fassen: 

Wohnungsneubauten JOINT, ZECO und Hohe 
Kommission, darunter insbesondere 

Friesdorf 
Marienforstertal 
Rigal 

Bürobauten: 
Hotel Dreesen 
Hotel Petersberg 
Haus Deichmannsaue 
Schloß Birlinghofen 

Hotelbauten: 
Rheinterassenhotel 
Hotel Kaiserhof 
Hotel Godesberger Hof 
Hotel Rheinland 
Hotel Kölner Hof 
Hotel Margaretenhof 
Redoute 

Zu der Ausarbeitung des Programms JOINT (623 
Wohnungseinheiten für die belgische Besatzungs-
macht) und ZECO (490 Wohnungseinheiten für die 
Zusammenführung britischer Dienststellen im 
Raume Wahner Heide) wurden auf Vorschlag des 
BDA namhafte Architekten benannt, welche in 
einem Ideenwettbewerb Pläne ausarbeiteten, die 
dann von einer gemischten Kommission begutach-
tet zur Auswahl kamen. Erleichternd kommt in 
diesem Zusammenhang in Betracht, daß bereits ein 
Besatzungswohnungsprogramm „Union" mit 800 
Wohnungseinheiten bestand, welches zur Unter-
bringung von Offizieren der belgischen Besatzungs-
macht, sowohl der Armee als auch der Verwal-
tungsdiensstellen, diente. Dieses Programm UNION 
diente als Erfahrungsgrundlage für das Programm 
JOINT, das im Zusammenhang mit der Verlegung 
der Belgier aus dem Raume Bonn ausgearbeitet 
wurde. Ganz allgemein kann festgestellt werden, 
daß sich die belgische Besatzungsmacht deutschen 
Einwendungen gegenüber verständnisvoll verhal-
ten hat. Auf Grund dieser Einwendungen wurde 
nämlich das Programm JOINT so gestaltet, daß 
es den deutschen Verhältnissen angepaßt war, ins-
besondere im Hinblick auf die spätere Verwen-
dung der Baulichkeiten für deutsche Zwecke. Bei 
den Verhandlungen zeigten gerade die Belgier ein 
besonderes Verständnis für die vorgebrachten 
Wünsche auf Reduzierung der Wohngröße und auch 
des Standards. Im übrigen hat man bei diesem 
Programm, was die Auswahl des Geländes und 
die Grundstückgrößen je Hauseinheit betrifft, den 
deutschen Stellen ziemlich freie Hand gelassen, wo-
durch verhältnismäßig günstiges Gelände ausge-
wählt werden konnte, so daß die Gärten auch den 
späteren deutschen Bedürfnissen entsprechen dürf-
ten. 

Die Finanzierungshöhe dieses Programms be- 
läuft sich auf 623 Wohnungen mit insgesamt 

31 652 345 DM Baukosten. Im einzelnen handelt 
es sich um: 

330 Offizierswohnungen und 
293 Unteroffizierswohnungen 

Zusammen reine Baukosten: 	24 792 477 DM. 
dazu: 

Erschließungen 	 2 602 321 
Außenanlagen 	 2 296 391 ,; 

Nebenkosten 	 1 961 156 „  
Zusammen (ohne Grunderwerb) 	31 652 345 DM. 

Das Programm wurde durch das Land Nord-
rhein-Westfalen vorfinanziert, und es war geplant, 
die Finanzierung später auf den Bundeshaushalt 
zu übernehmen. Die vorbereitenden Verhandlun-
gen über das Programm JOINT wurden vom Wie-
deraufbauministerium in Düsseldorf mit dem stell-
vertretenden britischen Landeskommissar geführt. 
Die Regierungsstellen von Nordrhein-Westfalen 
haben sich des öfteren gegen übertriebene Anfor-
derungen in bezug auf Bauvolumen und Standard 
gewehrt. Eine Klärung der Situation wurde dann 
in einer Verhandlung in Düsseldorf bei dem stell-
vertretenden Landeskommissar erreicht, bei der 
auf deutscher Seite der Wiederaufbauminister von 
Nordrhein-Westfalen mit seinen Mitarbeitern, auf 
britischer Seite die Mitarbeiter des stellvertreten-
den Landeskommissars anwesend waren. Als all-
gemeines Verhandlungsergebnis ist festzustellen, 
daß die bauliche Ausführung des Programms 
JOINT gegenüber dem Programm „UNION" fühl-
bar reduziert ist. Es erfolgte darauf eine schrift

-

liche Bestätigung des Landeskommissars, daß eine 
bestimmte Anweisung vorläge und sich die Wie-
derholung eines Befehls erübrige; es war nämlich 
im Einvernehmen mit General Bishop eine Anwei-
sung des Stabschefs erfolgt. 

Die deutschen Stellen haben sich die in den Ver-
handlungen mit den Belgiern gewonnenen Er-
fahrungen bei ihren späteren Verhandlungen mit 
den Engländern zunutze gemacht. Es konnte in 
diesen Verhandlungen auch erreicht werden, daß 
eine spätere Teilbarkeit der Wohnungen in den 
Grundrissen vorgesehen wurde. 

Es muß festgestellt werden, daß bestimmte 
Raumansprüche des Programms JOINT zwar an-
gesichts der großen Raumnot in Deutschland eine 
gewisse Verwunderung hervorgerufen haben, daß 
aber insbesondere in Anbetracht der Typisierung 
der Wohnungen an  den ursprünglichen Forderun-
gen nicht festgehalten worden ist und entgegen 
dem Muster UNION durch Verzicht auf Zentral-
heizungsanlagen in den Unteroffizierswohnungen 
beträchtliche Abstriche gemacht werden konnten. 

ZECO (Zonal Executive and Control Office) 
Am 2. August 1949 kündigte General Bishop 

dem Ministerpräsidenten Arnold das Programm 
ZECO an. Dieses Programm stand in einem recht 
erheblichen Gegensatz zum Programm JOINT, bei 
welchem von seiten der Briten von vornherein die 



meisten Forderungen festgelegt wurden, aber durch 
die lange Verhandlungszeit Kompromisse geschlos-
sen werden konnten. Die Verhandlungen dauerten 
von November 1949 bis März 1950. Die Anforde-
rungen der Engländer waren im Vergleich zu den 
beiden ersten Programmen sehr hoch. Insbesondere 
sollte jedes Haus individuell gebaut und eingerich-
tet sein und eine verhältnismäßig große Wohn-
fläche umfassen. Das Programm ZECO sollte auch 
die Wohnungen für die höheren Beamten der bri-
tischen Hochkommission bereitstellen und insoweit 
einer Ausstattung für Angehörige einer Botschaft 
entsprechen. Die Engländer hatten bezüglich der 
Ausstattung genaue Wünsche geäußert. Das Wie-
deraufbauministerium hatte daraufhin einen Be-
fehl erbeten und auch erhalten. Auch bei diesen 
Verhandlungen leistete das Wiederaufbauministe-
rium starken Widerstand mit dem Erfolg, daß 
doch beachtliche Kompromisse erreicht wurden, so 
z B. daß ein Teil der etwa 500 Einfamilienhäuser 
später in Form von Etagenhäusern gebaut wurde. 

Nach den Angaben des Zeugen Dr. Fütterer 
haben die Engländer in dieser Beziehung sehr we-
sentlich nachgegeben. Bei der Ausgestaltung des 
Programms ZECO hat in den Verhandlungen 
immer der Standard des etwas großzügig gehalte-
nen Programms UNION mitgespielt, wobei an die 
deutschen ausführenden Stellen große Ansprüche 
gestellt wurden, ganz besonders was Raumgröße 
und Installation angeht. Hierbei spielte die For-
derung nach vier Bädern in den für Stabsoffiziere 
vorgesehenen Häusern eine nicht geringe Rolle die 
der Ausschuß auch unter Berücksichtigung der 
Wohnkultur in anderen Ländern als übertrieben 
ansehen muß. 

Bei der Auswahl des Bauplatzes wurde den 
deutschen Stellen nicht die Freiheit wie beim Pro-
gramm JOINT gelassen, so daß sowohl die Grund-
rißgröße als auch die Gartengröße für deutsche 
Verhältnisse vom heutigen Lebensstandard aus ge-
sehen als zu groß und nicht vorteilhaft bezeichnet 
werden können. Die Beschaffung dieses Geländes 
konnte 'deshalb nicht auf kommunaler Basis und 
freihändig gelöst werden, sondern es mußte von 
einer Beschlagnahme im großen Umfange von pri-
vateigenem Gelände Gebrauch gemacht werden. 
Die Aufschließungskosten waren erheblich, und es 
ist daher verständlich, daß es auch beinahe zu un-
überbrückbaren Gegensätzen gekommen ist. Die 
Typenentwicklung geschah auch hier in Zusam-
menwirkung mit dem BDA durch freischaffende 
Architekten in Form eines Ideenwettbewerbs. Im 
Zusammenhang mit der Operation ZECO wurde 
auch das ehemalige Bauvorhaben Troisdorf in das 
Programm ZECO hereingenommen, und zwar in 
zwei Bauabschnitten zu je 50 und dann 80 Häusern. 
Die Kosten für das Bauvorhaben ZECO mit 490 
Wohnungen belaufen sich auf 56 102 096 DM. 
Die drei Programme wurden von Bauträgern 

aus dem Kölner Raum ausgeführt, nämlich durch 

die Gemeinnützige Aktiengesellschaft Wohn-
bau, Köln, 

den Godesberger Bauverein und 
die Gemeinnützige Wohnungsbaugesellschaft 
für den Siegkreis, 

die sich auf Wunsch zu einer Arbeitsgemeinschaft 
zusammengeschlossen haben mit einem Treuhän-
deranteil von 5,5 % der Baukosten. Die Architek-
tenhonorare sind in diesen 5,5 % eingeschlossen, 
und zwar betragen sie 2,5 % für die Planung und 
Bauleitung, bei Zugrundelegung eines fiktiven Bau-
kostenwertes von 45 DM je Kubikmeter umbauten 
Raumes. Die Honorierung war damit Sache der Ar-
beitsgemeinschaft. Baurat Blanck und sein Mitar-
beiter Kratz haben sich, nachdem nur 
eine ganz kleine Gruppe von Architekten — näm

-

lich die Preisträger aus dem Ideenwettbewerb — 
eingeschaltet worden ist, um eine Auftragsertei-
lung von seiten der  Arbeitsgemeinschaft beworben. 
Ein solcher Auftrag wurde im Rahmen eines nor-
malen Architektenvertrages für das Wohnungsbau-
projekt Friesdorf abgeschlossen. Skizzen, die  seiner-
zeit im Büro Bundeshaupstadt für dieses Bauvor-
haben gemacht wurden, waren nach der Aussage 
des Zeugen Blanck rein theoretischer Natur und 
wurden in keiner Weise später durch die Arbeits-
gemeinschaft „Besatzungsbauten" benutzt. 

Der Ausschuß nahm zur Kenntnis, daß Blanck 
zur Zeit dieser Auftragserteilung nicht mehr Mit-
glied bzw. Angestellter des Büros Bundeshaupt-
stadt war und somit in gleicher Weise wie seine 
anderen Kollegen honoriert wurde. 

Die Beschaffung der Inneneinrichtung geschah 
durch die Briten und indirekt auch durch die Bel-
gier, und zwar durch die zentrale Dienststelle der 
Armee. Die beschafften Einrichtungsgegenstände,  

welche bei deutschen Fabrikanten in großen Men-
gen eingekauft wurden, wurden in großen Lager-
häusern aufbewahrt. Deutsche Stellen wurden hier-
bei generell nicht eingeschaltet. 
Auf Grund eines Briefwechsels zwischen Mini-

sterprädisent Arnold und Generalmajor Bishop 
wurden auch die beschlagnahmten Häuser in Jun-
kersdorf neu möbliert, um den aus ihren Wohnun-
gen vertriebenen Personen wenigstens das Anrecht 
auf ihr Mobiliar zu lassen. Diese neuen Möbel wur-
den jedoch später zur Ausstattung neuer Häuser 
mitgenommen. Die Kosten hierfür wurden später 
auf den Besatzungshaushalt übernommen und sind 
ein Teil des für das ursprüngliche Programm 
JOINT zunächst vorgesehenen Betrages von 31 
Millionen DM. 

Zur Zeit der Behandlung dieser Frage mußte 
der Ausschuß außerhalb seines Aufgabenbereiches 
zur Kenntnis nehmen, daß die beschlagnahmten 
Gebäude im Raume Bünde, Bad Oeynhausen und 
Lübbeke trotz dieser Neubauten nicht, wie eigent-
lich vorgesehen, schon ihren deutschen Besitzern 
zurückgegeben wurden. Der Vorsitzende des Aus-
schusses wurde gebeten, sich in dieser Frage schrift-
lich an den Herrn Bundeskanzler zu wenden, der 
seinerseits durch Verhandlungen mit den Alliier-
ten erreichte, daß die Gebäude in Wahn alsbald be-
zogen wurden. 



Hohe Kommission 

Das Wohnungsbauprogramm Hohe Kommission 
besteht aus drei Abschnitten: 

Friesdorf 
Marienforstertal 
Rigal. 

Ursprünglich war dieses Programm für die fran-
zösischen und amerikanischen . Angehörigen der 
Hohen Kommission gedacht. Die amerikanischen 
Stellen haben aber auf diese Wohnungen nicht zu-
rückgegriffen, anscheinend — wie der "Ausschuß 
annehmen mußte — , weil die Grundrißgestaltung 
den amerikanischen Vorstellungen auf Grund ihrer 
heimatlichen Gewohnheiten nicht entsprach. Somit 
wurden diese 101 bzw. 202 Wohnungen von briti-
schen Familien bezogen. Zum Teil waren dies Mit-
glieder der Zonalen Kontroll-Kommission, die ur-
sprünglich in das Programm ZECO eingewiesen 
werden sollten. 

Bereits Ende des Jahres 1949 wurde dem Büro 
Bundeshaupstadt von alliierter Seite die Ausarbei-
tung bestimmter Grundrißtypenzeichnungen auf 
Grund des von ihnen vorgeschriebenen detaillier-
ten Programms aufgetragen. Diese Entwürfe wur-
den durch ein Subkomitee kurzfristig für die 101 
Wohnungen als Grundlage verwendet. 

Der erste Bauabschnitt war Friesdorf. Es folgte 
später Marienforstertal. Auch diese Häuser wur-
den von vornherein wie im Programm JOINT als 
teilbare Wohnungen entworfen, wobei sich nach 
zwei bis drei Monaten die Notwendigkeit einer 
Teilung herausstellte, die dann auch durchgeführt 
wurde. Der Bau wurde im Februar 1950 begonnen. 
Die Wohnungen wurden in drei Monaten fertigge-
stellt. Diese Rekordleistungen erzielte man bei drei 
normalen Schichten in Massivbauweise. Von der Fer-
tigbauweise hat man in Anbetracht einer nur 5-
oder 10 % igen Verbilligung und einer beschränkten 
Lebensdauer Abstand genommen. Dies waren auch 
die Gründe, welche die Alliierten überzeugten und 
von der Fertigbauweise abkommen ließen. 

Das Bauvorhaben Friesdorf, im Rahmen der 
Hohen Kommission, wurde von den Amerikanern 
abgelehnt; man vermutet auch hier, daß die Grund-
rißgestaltung nicht dem üblichen Wohnraumcha-
rakter amerikanischer Familien angepaßt war. 

Das Bauvorhaben Hohe Kommission verursachte 
bei 124 Großwohnungen Kosten in Höhe von 
9 065 625 DM. 

Bauten im Raum Wahner Heide 

Das Objekt Wahner Heide umfaßt teils Sied-
lungsneubauten, teils Umbauten für die Britische 
Hohe Behörde als Sitz der Britischen Hohen Kom

-mission. Im Verlaufe der Untersuchung besichtigte 
der Ausschuß dieses Objekt und hatte Gelegenheit, 
an Ort und Stelle mit den Bausachverständigen, 
und mit den Vertretern der Länderregierung Nord-
rhein-Westfalen diesen Fragenkomplex zu prüfen. 
Bei dieser Untersuchung konnte der Ausschuß fest

-

stellen, daß dank der Energie und Entschlossen-
heit des Baubüros nach anfänglichen kleineren 
Meinungsverschiedenheiten die britischen Auftrag-
geber sich veranlaßt sahen, sich genau nach der 
Vorschrift der britischen Stellen und ihren Richt-
linien zu verhalten. Die Durchführung dieses Bau- 
abschnittes konnte dadurch vorschriftsmäßig und 
den zeitlichen Anforderungen und Wünschen der 
britischen Auftraggeber entsprechend fertiggestellt 
werden. Die Besichtigung der Gebäude in Beglei-
tung britischer hoher Beamter hat gezeigt, daß der 
Bau tatsächlich mit den geringsten Mitteln durch-
geführt wurde. 

Der Ausschuß stellt in Zusammenhang mit die-
sem Bauabschnitt die erfreuliche Tatsache fest, daß 
die beteiligte deutsche Dienststelle nicht einen Spa-
tenstich unternommen hat, bevor nicht der aus-
drückliche schriftliche Befehl der englischen 
Dienststelle vorgelegen hat, um ganz klar heraus-
zuheben, wer die Verantwortung für die betreffen-
den Maßnahmen trägt. 

Umbau Hotel Dreesen 

Das Gebäude Hotel Dreesen wurde zu Beginn 
der Organisationsplanung im Raume Bonn als Sitz 
der Hohen Kommission vorgesehen. Da das Ge-
bäude in ca. drei Wochen seiner Zweckbestimmung 
übergeben werden sollte, begannen der Umbau und 
die Einrichtung in einem völlig übersteigerten 
Tempo, das zu den größten Überschneidungen und 
Verwirrungen führen mußte. Bei diesen Umbau-
arbeiten stellte sich ein sehr schlechter baulicher 
Zustand heraus, und es mußten statische Verände-
rungen vorgenommen werden. Die Gesamtbau-
kosten betragen 1 316 967,59 DM. Die englische 
Verwaltung hatte büromäßig die Oberaufsicht und 
Rangstufeneinteilung für die ca. 140 Zimmer, zu 
denen vier Sitzungssäle zählten, in Händen. 

Während des Umbaus wurde die Zweckbestim-
mung von Hotel Dreesen über Nacht durch die 
Wahl des Petersberges zum Sitz der Hohen Kom-
mission geändert. In diesem Zusammenhang wurde 
ein Teil der neu angeschafften Einrichtung auf 
englische Lager genommen. Es handelt sich um 
Möbel im Wert von rund 60 000 DM. Leid er ist es 
dem Ausschuß nicht gelungen, den Verbleib dieser 
Möbel zu erforschen. Zwar befinden sich deutsche 
Dienststellen im Besitze von Quittungen über diese 
Möbel, aber niemand hat eine Kenntnis über deren 
Verbleib. Es wird vermutet, daß andere englische 
Dienststellen damit möbliert wurden. Dem Aus-
schuß erscheint dieser Umstand verwunderlich, ins-
besondere da auf Grund der Aussage des Zeugen 
Dr. Becker festgestellt wurde, daß die englische 
Verwaltung korrekt und sauber gearbeitet hat. 
Vom Büro Bundeshauptstadt wurden mit der 
Durchführung dieses Bauvorhabens die Herren 
Däblitz und Nolte betraut, während die Beschaf-
fungsstelle sich als Sachverständigen Herrn Profes-
sor Fischer, der im Auftrage der Stadt Berlin die 
Vertretung des Holzgewerbes dieser Stadt wahr-
nahm, heranzog. An die Stelle des Professors Fi- 



scher trat auf Anweisung von Baurat Blanck spä-
ter Baurat Nolte. 
Die Möblierung wurde von Möbelfirmen vorge-

nommen, die über das gesamte Bundesgebiet ver-
streut waren. Die gesamte Ausstattung belief sich 
auf eine Summe von 486 734,15 DM. 

Während des Umbaus und der gleichzeitig durch-
geführten Möblierung wurde auf Wunsch franzö-
scher Stellen die Überwachung durch die Wach- 
und Schließgesellschaft übernommen. Die Gesamt-
kosten hierfür betrugen rund 30 000 DM, eine 
Summe, deren Höhe dem Ausschuß nicht unbe-
denklich erschien. 
Mit Verwunderung nahm der Ausschuß weiter 

Kenntnis von den sehr hohen Forderungen an Bo

-

denbespannungen, Läufern und Teppichen, die zu 
einer Ausgabe von etwa 122 000 DM führten und 

 angeblich von den alliierten Stellen mit dem Hin-
weis auf die Notwendigkeit einer geräuschlosen 
Arbeit begründet wurden. 

Umbau Hotel Petersberg 

Während des Umbaus des Hotels Dreesen wurde 
das Hotel Petersberg plötzlich zum Sitz der Hohen 
Kommission bestimmt. Aus diesem Grunde mußte 
dieses sehr weitläufige Hotelgebäude ebenfalls für 
Bürozwecke umgebaut werden, wodurch es einen 
ganz anderen Bestimmungscharakter erhielt. 
Außerdem wurden Räumlichkeiten benötigt, die im 
Zusammenhang mit dem Verwendungszweck lagen, 
wie z. B. Sitzungssäle und Klubräume, die den hei-
matlichen Gebräuchen der Benutzer und der dort 
befindlichen Behörden entsprachen, sowie Apparte-
ments für die Hohen Kommissare und ein Ruhe-
raum für den Bundeskanzler. 
Der Umbau wurde vom Hausarchitekten der Ei-

gentümerin, der Firma Ferdinand Mühlens durch-
geführt; die Möblierung wurde von der Beschaf-
fungsstelle in beratender Zusammenarbeit mit Pro-
fessor Fischer und Baurat Nolte vorgenommen. 
Das vorhandene Mobilar wurde in überhasteter 
Weise abgefahren, und die neue Möblierung er-
folgte in gleicher Art wie im Hotel Dreesen. 
Das Prinzip der Möblierung wurde jedoch von 

dem Hohen Kommissar General Robertson mit 
seinen individuellen Wünschen etwas durch-
brochen. Er veranlaßte zum Beispiel, daß der In-
haber der Firma D ö h 1 e r aus Berlin per Flug-
zeug zur Ortsbesichtigung herbeigeholt und auch 
mit Aufträgen betraut werden mußte. 

Dem Ausschuß fällt auch bei der Einrichtung des 
Petersberges die anspruchsvolle Bespannung auf. 
Es konnte festgestellt werden, daß Dr. Becker des 
öfteren vor übertriebener Bodenbespannung (be-
sonders in den Gängen) warnte, daß aber dennoch 
gegen seine Vorschläge entschieden wurde. 
Das Haus Petersberg besitzt 340 Diensträume, 

12 Sitzungssäle und 40 Schlafzimmer einfacher Art 
für die deutschen Angestellten. Außerdem eine 

eingerichtete Hotelküche, Konditorei, drei Restau-
rantsäle, Klubräume und zwei kleinere Speise-
zimmer für die deutschen Angestellten. Das Haus 
selbst sollte den Charakter einer Botschaft erhal-
ten. Die Kosten betrugen insgesamt 2 405 322,98 
DM und zwar 1 186 822,98 DM für den Außenbau 
und 1 218 500 DM für die Inneneinrichtung, eine 
Summe, die dem Wert der geleisteten Arbeiten 
und der gelieferten Waren zwar entspricht, insge-
samt aber einen nach der Meinung des Ausschusses 
übersetzten Aufwand erkennen läßt. 4 223,70 DM 
wurden .für Elektro-Heizungsöfen verausgabt, 
deren Anschaffung sich aber durch Einbau oder 
Verbesserung der Zentralheizung später als über-
flüssig erwies. Bemerkenswert ist eine weitere 
Summe in Höhe von 5 000 DM, die für einen Möbel-
transport innerhalb des Hauses bezahlt werden 
mußte, um eine vorzeitige Besichtigung des Hau-
ses durch einen britischen General zu ermöglichen 
(dies ist allerdings nur bei Kenntnis der militäri-
schen Mentalität zu verstehen, die anscheinend in-
ternational ist). 

Bei den obengenannten Gesamtkosten muß be-
rücksichtigt werden, daß zahlreiche Überstunden 
(Nacht- und Sonntagsarbeit) erforderlich waren, um 
den Bau fristgemäß durchzuführen und zu beendi-
gen. Ferner ließ es sich nicht vermeiden, daß in-
folge des kurzfristigen Durchführungstermins sich 
die Handwerker an einer Baustelle häuften, ein-
ander bei der Arbeit hinderten und so erhöhte 
Kosten und sogar Schäden verursachten. 
Bei diesem Vorhaben mußte der Ausschuß fest-

stellen, daß zunächst keine schriftliche Auftrags-
erteilung erfolgte, ein Umstand, der von Dr. Bek-
ker mit übermäßigem Zeitdruck erklärt wurde. 

Umbau Haus Deichmannsaue 

Zu gleicher Zeit mit den Projekten Dreesen und 
Petersberg mußte das Projekt Deichmannsaue als 
Sitz der Amerikanischen Hohen Kommission vor-
bereitet werden. Das Haus Deichmannsaue, ehema-
liger Besitz des Herrn von Deichmann, wurde sei-
nerzeit an das Reich verkauft und dann von den 
Amerikanern als Reichsvermögen beschlagnahmt. 
Das Bauprojekt umschließt zwei Teile. Einmal die 
bauliche Veränderung der ehemaligen herrschaft-
lichen Villa in ein Bürohaus, zweitens die Aufgabe, 
den Bau büromäßig in der Form einzurichten, daß 
er gleichzeitig als Sitz des Amerikanischen Hohen 
Kommissars dienen konnte. 
Gleich zu Beginn wurden von seiten einer Archi-

tektengruppe Versuche unternommen, den Auftrag. 
des Bauobjektes Deichmannsaue zu erhalten. Es 
war die Arbeitsgemeinschaft der Architekten Hebe-
brand, Freiwald und Schlempp, die durch das Büro 
Bundeshauptstadt, Abteilung Raum- und Baupla-
nung, den Auftrag für die gesamte Planung ein-
schließlich der Oberleitung für den Umbau des 
Hauses Deichmannsaue bekam. Bei der Arbeitsge-
meinschaft fällt dem Ausschuß auf, daß der Zeuge 
Schlempp (siehe Seite 3) hier in Erscheinung 



tritt, der seinerzeit den Zeugen Maß als erster auf 
die Arbeiten im Raum Bonn aufmerksam gemacht 
und ihm vorgeschlagen hat, die Baudirektion des 
Büros Bundeshauptstadt zu übernehmen. 
Am 28. 9. 1949 begannen diese Bauarbeiten; am 

7. 10. wurde von Major  Scott,  Beauftragtem des 
amerikanischen Oberkommandos, ein umfangrei-
ches Bauprogramm aufgestellt und der Arbeitsge-
meinschaft bekanntgegeben. Der ursprüngliche 
Kostenanschlag belief sich auf 1 350 000 DM und 
wurde auf dem von den Alliierten für ihre An-
forderungen benutzten Formblatt auf 1 210 230 DM 
festgesetzt. 
Am 18. 10. 1949 wurde Major Scott durch Com-

mander Gans abgelöst. In diesen Zeitraum fiel 
die erste Besprechung über die Innenausstattung 
der amerikanischen Dienststelle. Da der Einrich-
tungstermin sehr dicht an dem Fertigstellungster-
min aller Bauten lag, ist es zu verstehen, daß sich 
hier Umbau und Ausstattung sehr überschneiden 
mußten. 

Die Beschaffungsstelle versuchte, Firmen heran-
zuziehen, um das genannte Gebäude nach dem 
gleichen Verfahren wie die Objekte Dreesen und 
Petersberg einzurichten. Diese Bestrebungen liefen 
den Wünschen der Architekten zuwider, die ihre 
eigenen Vorstellungen von dem Bauvorhaben und 
der Einrichtung durchzusetzen suchten und sich 
dabei der Unterstützung amerikanischer Dienststel-
len bedienten. Sie wiesen auf einen angeblich von 
den Amerikanern geäußerten Wunsch hin, die 
Räume besser als im Hotel Petersberg einzurich-
ten. Angeblich haben die Amerikaner gewünscht, 
daß die in Betracht kommende Lieferfirma auf-
merksam zu machen wäre, in Anbetracht der Ein-
maligkeit der Aufgabe beste Qualität bei kürze-
stem Termin zu liefern. Die Architekten haben 
sich bei der Ausführung der Arbeit in zahlreichen 
Fällen auf angebliche Wünsche der verantwort-
lichen amerikanischen Dienststellen berufen; dar-
auf sei u. a. die  Beschaffung der für die reprä

-

sentativsten Räume erworbenen Sessel, die in eini-
gen besonderen Fällen mit Kalbfellen bezogen wer-
den sollten, die Anschaffung von schweinslederbe-
zogenen Tischplatten, die Beschaffung eines hand-
bemalten Vorhangs und ähnlicher Gegenstände zu-
rückzuführen. Der verantwortliche amerikanische 
Beauftragte Commander Gans hat demgegenüber 
schriftlich ausgesagt, daß er keine Einzelanweisun-
gen gegeben habe. Seine' Aussage geht aus dem 
als Anlage 5 dem Bericht beigefügten Schriftwech-
sel hervor. 

Dr. Rühl hatte mit der Beauftragung der Archi-
tekten den Wunsch verbunden, eine gewisse Stil-
entwicklung in den Bonner Raum zu tragen, und 
hatte dies auch den Architekten und der Beschaf-
fungsstelle gegenüber zum Ausdruck gebracht. Die 
Architekten fühlten sich dadurch in ihren Absich-
ten und Plänen gestärkt, wodurch zwischen ihnen 
und der auf Sparsamkeit bedachten Beschaffungs-
stelle scharfe Spannungen entstanden. Um diese 
Differenzen zu beseitigen, wurde eine Abgrenzung 
der Zuständigkeiten in der Form vorgenommen, 

daß die Architektengemeinschaft für die künstle-
rischen Belange, die Beschaffungsstelle für die 
Auswahl der Firmen, die Vergabe und Abwicklung 
verantwortlich war. Die Vorbereitungen der Be-
schaffungsstelle gingen so weit, daß die Firmen be-
nannt und ein Kostenvorschlag bearbeitet wurde. 
Nach dem Bericht der Arbeitsgemeinschaft der 
Architekten gehörte zu den sich bewerbenden Fir-
men die Firma Fliege, Berlin. Dieser Feststellung 
der Architekten steht die Aussage des Inhabers der 
Firma Fliege, Herrn H. J. Ellenson, gegenüber, der 
durch seinen Firmenvertreter, Herrn Zabernack 
aus Frankfurt, telefonisch gebeten wurde, nach 
Frankfurt zu kommen. Herr Ellenson begab sich 
auf diesen Anruf hin sofort nach Frankfurt in Be-
gleitung seines Freundes und künstlerischen Mit-
arbeiters Professor Harting,  der gerade auf 
einer beruflichen Reise nach Süddeutschland be-
griffen war. Während dieser Reise besuchten die 
beiden genannten Berliner Herren einen ihnen als 
künstlerisch interessiert bekannten Amerikaner, 
dem sie bei dieser Gelegenheit ihre Pläne vorleg-
ten und durch dessen Vermittlung sie die vorbe-
reiteten Zeichnungen General Hays vorlegen woll-
ten. Der Zweck dieses Besuches war, sich schon 
vorzeitig durch Einschaltung amerikanischer Stel-
len die Erteilung des Auftrages zu sichern. Als 
diese Zeichnungen der Firma Fliege dem Gremium 
der Architektengemeinschaft vorgelegt wurden, er-
kundigte sich Professor Hebebrand, ob diese Zeich-
nungen von der Firma selbst angefertigt worden 
seien. Auf die Auskunft hin, daß diese Entwürfe 
von Professor Harting stammten, wurde dieser als 
vierter in die Arbeitsgemeinschaft aufgenommen. 
Dies dürfte beweisen, daß die bisherige „Rumpf-
arbeitsgemeinschaft" sich vorher noch nicht mit in-
nengestalterischen Plänen beschäftigt hatte. Nun 
wurde nach der Aussage des Zeugen Schlempp in 
erster Linie dahin gesteuert, daß die Arbeitsge-
meinschaft den Anforderungen „sich würdig zeige", 
um ein repräsentables und sogar besser als der 
Petersberg ausgestaltetes Dienstgebäude zu schaf-
fen.  

Die Wünsche der amerikanischen Seite, die 
offensichtlich von der deutschen Bauleitung beein-
flußt wurden, veranlaßten die englischen Stellen, 
sich aus der Verantwortung zurückzuziehen und 
sich nur noch als eine Art „Kassenstelle" zu be-
trachten. In gleicher Weise schaltete sich Dr. Bek-
ker unter Protest von dem Auftrag aus, da seine 
Verwahrungen fruchtlos blieben. Der Konflikt zwi-
schen der Beschaffungsstelle und der Architekten-
gemeinschaft führte zu einer gespannten Situation, 
in welcher Dr. Rühl von den Architekten als Ver-
mittler angerufen wurde. Dabei kündigten die Ar-
chitekten an, daß sie sich gegebenenfalls bei den 
amerikanischen Stellen beschweren würden. Bei 
dieser Besprechung versuchte Dr. Rühl, einen Kom-
promiß zwischen der Beschaffungsstelle, d. h. Dr. 
Becker und den Architekten herbeizuführen. Da 
Dr. Becker den "Wünschen von Dr. Rühl nicht nach-
kommen wollte und letzterer eigenartiger Weise 
auf seiten der sehr frei schaffenden Architekten 



stand, wandte dieser sich an seinen Kollegen Dr. 
Wandersieb mit der Bitte, einen mäßigenden Ein-
fluß auf den korrekt handelnden Dr. Becker aus-
zuüben. Der Ausschuß mußte feststellen, daß Dr. 
Wandersleb sich ebenfalls dem Gedanken des Dr. 
Rühl über eine besondere Stilentwicklung im 
Raume Bonn angeschlossen hatte. Der Zeuge Dr. 
Rühl war nach seiner Aussage der Meinung, daß 
die Architekten die angeblich in diktatorischer 
Form gestellten Anforderungen der Amerikaner 
als Befehle angesehen hätten. Hierbei ist aller-
dings bemerkenswert, daß in keinem Falle von den 
Amerikanern ein schriftlicher Befehl erbeten 
wurde. 
Bei der Behandlung der Aufstellung des Planes 

für die Inneneinrichtung durch die Arbeitsgemein-
schaft im Untersuchungsausschuß nahm die Ermitt-
lung des Kostenvoranschlages einen großen Raum 
ein. Daran war wesentlich die bei der ehemaligen 
Dreiergemeinschaft beschäftigte 25jährige Dipl. 
Ing. Hertha Groth  beteiligt. 
Die Feststellung über die Aufstellung eines 

ersten Kostenvoranschlages in Höhe von 645 000 
DM erforderte eine vielfache Befragung. Sowohl 
Professor Hebebrand als auch die Zeugin Groth 
gaben zunächst auf wiederholte Befragung, an, von 
diesem Kostenvoranschlag nichts zu wissen. Die 
Zeugin Groth mußte aber nach Verlesung eines 
Schreibens Professor Hartings vom 12. 3. 1950 zu-
geben, daß dieser Kostenvoranschlag ihr doch be-
kannt war, daß er sich aber nur im Büro befunden 
habe und von ihr nicht weitergegeben worden sei. 
Demgegenüber hat der Ausschuß aber festgestellt, 
daß der genannte Kostenvoranschlag von über 
600 000 DM Gegenstand der Verhandlungen zwi-
schen Dr. Becker und den englischen Stellen war 
und sich auch bei den Akten befinde. 

Bei der Aufstellung des Kostenvoranschlages und 
dessen Besprechung mit Mr. Ellis als Vertreter der 
Engländer gab es Differenzen zwischen dem Leiter 
der Beschaffungsstelle und der Architektengruppe. 
Während der Verhandlung erklärte Professor He-
bebrand plötzlich, die Einrichtung für 400 000 DM 
ausführen zu können. Dieser Vorschlag veranlaßte 
den englischen Vertreter, Professor Hebebrand bei 
seinem Wort zu nehmen und ihm sofort schriftlich 
den Auftrag zu erteilen. Trotz der Hinweise von 
Dr. Becker, daß auf Grund seiner Erfahrungen mit 
dieser Summe die kostspieligen Wünsche nicht er-
füllt werden und außerdem die notwendigen Ein-
richtungsgegenstände beschafft werden könnten, 
und obwohl er daher den Rat gab, einen höheren 
Betrag einzusetzen, verblieb man auf ausdrückli-
chen Wunsch der Architekten bei 400 000 DM. Da-
bei hatte sogar die englische Stelle anfangs mit 
etwa 500 000 DM gerechnet. Auf diese Vorkomm-
nisse ist es offenbar zurückzuführen, daß sich die 
englischen Stellen diesen divergierenden Auffas-
sungen gegenüber uninteressiert zeigten und nur 
noch als Zahlungsmakler im Rahmen der bewillig-
ten Mittel auftraten. Tatsächlich ist die von den 
Architekten selbst veranschlagte Summe von 
400 000 DM weit überschritten worden. 

Die Durchführung der Inneneinrichtung hatte 
zur Folge, daß die Öffentlichkeit durch die ameri-
kanische Presse von einer übertrieben kostbaren 
Einrichtung mit Fellsesseln, Shantungseidebespan-
nungen und mit Schweinsleder bezogenen Möbeln 
in Kenntnis gesetzt wurde. Es war dem Ausschuß 
nicht möglich festzustellen, ob erst diese Presse-
notiz bei den amerikanischen Stellen die Wirkung 
gehabt hat, daß in einer plötzlich einsetzenden so-
genannten Anti-Luxus-Campagne diese Einrich-
tungsgegenstände entfernt wurden. Es wurden von 
den Amerikanern neue Möbel beschafft, die aus 
ihren eigenen Mitteln bezahlt wurden und daher 
die Arbeit des Ausschusses nicht weiter berühren. 
Bei dieser Aktion wurde auch ein Vorhang, dessen 
Bemalung von der Schwester der Zeugin Groth für 
1 500 DM ausgeführt worden war, entfernt. Auf 
wessen Initiative die Beschaffung dieses Vorhangs 
zurückzuführen ist, konnte nicht mehr eindeutig 
geklärt werden. 
Der Ausschuß ist der Meinung, daß, obwohl die 

geforderten Preise den geleisteten Arbeiten und 
gelieferten Waren entsprachen, das gesamte Ni-
veau der Einrichtung aber zu hoch geschraubt ist. 
Der Fall Deichmannsaue hat die Aufmerksam-

keit sowohl der amerikanischen als auch der deut-
schen Presse erregt. Es war daher Sache des Aus-
schusses, den erhobenen Vorwürfen so weit als 
möglich nachzugehen. 

Der Ausschuß hat festgestellt, daß Dr. Becker 
mit allen ihm zur Verfügung stehenden Mitteln 
versuchte, sich gegen übertriebenen Aufwand bei 
der Einrichtung zur Wehr zu setzen. In der bereits 
erwähnten Sitzung bei Dr. Rühl wurde eine Eini-
gung zwischen Dr. Becker und den Architekten da-
hingehend erzielt, daß zwar die Beschaffungsstelle 
die Aufträge an die Firmen selbst vergeben, die 
künstlerische Entscheidung aber bei den Architek-
ten liegen sollte. Die künstlerischen und verwal-
tunstechnischen Kompetenzen führten bei der 
Verschiedenheit beider Auffassungen zu Differen-
zen und Meinungsverschiedenheiten. Dem Baulei-
ter Sander (Hebebrand-Gruppe) war es bekannt, 
daß Aufträge nicht ohne die deutschen Stellen ver-
geben werden durften und daß dies auch den Fir-
men mitgeteilt wurde. Der Ausschuß mußte je-
doch mit großer Verwunderung feststellen, daß die 
Architektengemeinschaft sich schutzsuchend hinter 
die amerikanischen Stellen gestellt hat, um ihre 
Wünsche gegen die Bedenken der Verwaltung 
durchzusetzen. In diesem Zusammenhang bleibt 
die Frage offen, wie es möglich war, daß hier die 
verantwortlichen obersten Stellen (Dr. Rühl - Dr. 
Wandersieb) eher den Wünschen der Architekten-
gemeinschaft statt den Wünschen der Beschaf-
fungsstelle entsprechend gehandelt haben. 
Professor Hebebrand hat einmal behauptet, er 

sei der Meinung gewesen, Bauherren des Objek-
tes Deichmannsaue seien die Amerikaner und es 
habe sich bei den dafür aufgewandten Mitteln mit-
hin um amerikanische Gelder gehandelt. Unbe-
streitbar haben solche und ähnliche Vorstellungen 
bei vielen Deutschen, die mit Besatzungsbauten zu 



tun hatten, erhebliche Verwirrung angerichtet. 
Auch der Amerikanische Hohe Kommissar, Mr. Mc. 
C 1 o y , hat in einer Unterredung mit dem Aus-
schuß anerkannt, daß viele der geschehenen Feh-
ler in der Vorstellung deutscher Stellen ihre Ur-
sache hatten, es handle sich um amerikanische Gel-
der, die auch von den Amerikanern überwacht und 
geprüft würden, während auf amerikanischer Seite 
anfangs der Glaube bestand, daß, da es sich um  
Besatzungsgelder handelte, die Deutschen diese 
ihre eigenen Gelder überwachen würden. Selbst 
wenn unterstellt wird, daß Professor Hebebrand 
noch bei Erteilung des Auftrages diese irrige Vor-
stellung gehabt hat, so kann sie doch unmöglich 
bei einem Architekten seines Ranges längere Zeit 
vorgehalten haben. Denn nachweislich haben Pro-
fessor Hebebrand und seine Mitarbeiter häufig ge-
nug an Verhandlungen und Beratungen teilgenom

-

men, in denen die Zuständigkeiten erörtert wur-
den, so daß keine Zweifel an der deutschen Zu-
ständigkeit mehr geherrscht haben können. 

Was die Höhe der Auftragssumme anbelangt, 
vertrat Professor Hebebrand die Auffassung, daß 
die Baukosten-Endsumme vom Bauherrn genannt 
werden müßte und daß ein solcher Bau für ver-
schieden große Summen, nämlich mehr oder weni-
ger aufwendig erstellt werden konnte. Der Aus

-

schuß hält diese Auffassung für irrig. Er stellt fest, 
daß die Architektengemeinschaft eine Treuhänder-
pflicht besaß und, da es sich hierbei um öffentliche 
Bauten aus Steuergeldern handelte, es die Pflicht 
eines jeden Staatsbürgers, um so mehr eines Treu-
händers sein mußte, die Baukosten-Endsumme so 
niedrig wie möglich zu halten. In diesem Zusam-
menhang muß auf den Bericht des Bundesrech-
nungshofes (Anlage 6) verwiesen werden und auf 
die hierzu ergangene Stellungnahme des Finanz-
neubau-Amtes (Anlage 7). In der Stellungnahme 
wird dem freischaffenden Architekten entgegen 
der Auffassung des Bundesrechnungshofes nicht 
nur eine kulturelle Funktion, sondern eine erheb-
liche wirtschaftliche Bedeutung zugesprochen. 
Wenn in diesem Schreiben der Satz verwendet 
wird, 

Der freischaffende Architekt verwaltet treu

-

händerisch die Interessen des Bauherrn, 
— und zwar ausgerechnet in einem Schreiben, das 
die Architektengemeinschaft gegen gewisse Vor-
würfe des BDA verteidigt —, so ist wohl die Auf-
fassung Professor Hebebrands und seiner Kolle-
gen durch diese Worte widerlegt. 
Daß die Auftragserteilung vor der Ausfüllung 

der verlangten Formulare erfolgte, ist sicherlich 
bedenklich und nur unter dem Zeitdruck der Ge-
schehnisse zu verstehen. Besonders auffällig ist es, 
daß die Architekten immer mit den Amerikanern, 
jedoch nicht mit den zuständigen englischen Stel-
len verhandelt haben. Alle diese Tatsachen müs-
sen den Eindruck erwecken, daß eine freundschaft-
liche Verbindung zwischen der Architektengemein-
schaft (Entwicklungsgruppe) und Dr. Rühl, der 
sich von ihr die Entwicklung eines neuen Stils im 
Raume Bonn erhofft hatte, bestanden hat.  

Das Honorar für die Arbeitsgemeinschaft belief 
sich auf 17 000 DM. Es ist berechnet auf der Grund-
lage von 4,5 % der Baukosten und von 5 % der 
Kosten für die Inneneinrichtung, soweit diese von 
der Architektengemeinschaft entworfen wurde. Für 
Dekorationen und nicht entworfene Einrichtungs-
gegenstände betrug das Honorar 2,5 %. Die Ge-
bührenordnung sieht dagegen Sätze von 4,8 bis 
7,2 % vor. Es dürfte sich daher auch um eine Pre-
stigeangelegenheit gehandelt haben. Neben den 
materiellen Erwägungen hat für die beteiligten 
Architekten eine Rolle gespielt, daß ihr Name mit 
derartig repräsentativen Bauvorhaben verbunden 
wurde. Das ergibt sich auch aus den Worten in 
der Zeitschrift „Baukunst und Werkform" (Dezem-
ber 1951). 
In diesem Zusammenhang muß auch noch fest-

gestellt werden, daß Aufträge an Firmen verge-
ben wurden, die üblicherweise nicht zu dem nor-
malen Lieferkreis für die betreffende Ware gehör-
ten. Als z. B. Fachfirmen die für Dekorationszwecke 
vorgeschriebene Shantungseide nicht beschaffen 
konnten, war es auffallenderweise die Firma Hoch-
geschurz, die sonst mit Eisentüren handelt, die die-
ses aufwendige Dekorationsmaterial sofort liefern 
konnte. Persönliche Beziehungen zwischen dem 
Auftraggeber und dieser Firma konnten nicht fest

-

gestellt werden. 

Der Ausschuß hat weiterhin festgestellt, daß 
durch die Firma Schlüter in Bonn eine große 
Menge von aufwendigem Bodenbelag geliefert 
wurde. Hierbei fällt auf, daß zu dieser Zeit gerade 
der gewünschte silbergraue Velour nirgends ver-
fügbar war, außer in großen Mengen und genau 
den sehr differenzierten Wünschen der Besteller 
entsprechend ausgerechnet bei der Firma Schlüter. 

Umbau Hotel Düsseldorfer Hof 
Dieses Gebäude wurde seinerzeit zur Unterbrin-

gung englischer Beamter bei der Hohen Kommis-
sion beschlagnahmt. Zu diesem Zweck mußte das 
erst kurz vorher eingerichtete Hotel erneut nach 
den Wünschen der englischen Stellen umgebaut 
werden. Der Düsseldorfer Hof ist Eigentum der 
Familie Er mekeil, die mit der Stadt Königs-
winter einen Pachtvertrag auf 25 Jahre abge-
schlossen hat mit der zusätzlichen Bestimmung, daß 
das Hotel nach Ablauf dieser Zeit in den Besitz 
dieser Stadt übergehen wird. Im Rahmen dieses 
Vertrages hat die Stadt Königswinter einen Un-
terpachtvertrag mit dem Zeugen Zörnackge-
schlossen, wonach diesem das Hotel Düsseldorfer 
Hof in eigene Regie übergeben wurde. 

Die bauliche Umgestaltung wurde nach 
einer Besichtigung durch Baudirektor M a ß 
dem Stadtbaurat Po rthaus Klönigswinter 
übertragen. Gleich zu Beginn der Beschlag-
nahme wurden die vorhandenen Möbel zu-
sammengetragen, registriert und in eine Inventar-
liste aufgenommen. Während des Umbaus, der dar-
in bestand, daß mehrere Bäder, ein Transformato-
renhaus und eine Zentralheizung eingebaut wur-
den, mußten auch verschiedene Anschaffungen ge- 



macht werden, um den englischen Ansprüchen Ge-
nüge leisten zu können. Obwohl kurz nach Beginn 
der Umbauten das Haus für einen einfacheren 
Zweck bestimmt wurde, ist die Einrichtung den-
noch dem ursprünglich vorgesehenen Zweck ent-
sprechend recht aufwendig beschafft worden. 
Der Ausschuß hat zunächst als Zeugen den Stadt

-

Baurat Forth und den Pächter Zörnack vernom-
men. Dieses Verhör und einzelne dem Ausschuß 
überreichte eidesstattliche Erklärungen veranlaß-
ten den Ausschuß, noch andere Zeugen zu laden. 
Der Ausschuß hat bei dieser Vernehmung fest-

stellen müssen: 
1. Der Zeuge Forth hat, wie aus der in Anlage 8 

angeführten Bedarfsanforderung hervorgeht, 
Hotelsilber für rund 1 000 Personen angefor-
dert, obwohl das Hotel Düsseldorfer Hof nur 
einen geringen Bruchteil dieser Personenzahl 
in seinen Räumen unterbringen konnte, zu-
mal wenn man das aus der Art des angefor-
derten Silbers hervorgehende Niveau berück-
sichtigt. 

2. Es wurden Bettausstattungen (Matrazen und 
Bettwäsche) ausschließlich für Doppelzimmer 
bestellt, obwohl das Haus nur mit Einzelzim

-

mern eingerichtet werden sollte. Diese Bestel-
lung ist von Herrn Porth im Einvernehmen 
mit dem Ehepaar Zörnack aufgegeben worden. 
Im Laufe der Vernehmung wurde auch fest-
gestellt, daß die Angabe des Zeugen Zörnack 
über die Bettenzahl im Hause nicht den Tat-
sachen entsprach und er hierüber zu hohe An-
gaben gemacht hat. Also ist auch die Anschaf-
fung von Betten und Wäsche über das erfor-
derliche Maß hinausgegangen. 

3. Bei der Inventaraufnahme anläßlich der Über-
nahme des Hauses durch die Engländer sind 
— wie aus mehreren Zeugenaussagen hervor

-

vorgeht — Wäschestücke von Etage zu Etage 
getragen worden, damit sie doppelt gezählt 
werden. Der Pächter Zörnack bestreitet dies 
allerdings. 

4. Weiterhin sind verschiedene, allerdings nicht 
mehr neu zu wertende Möbelteile aus dem Be-
sitz der Familie Ermekeil von Porth ver-
schenkt worden. 

5. Obwohl eine Eismaschine vorhanden war, 
wurde eine neue Eismaschine bestellt. Die alte 
Eismaschine wurde auf den Hof gestellt. Die 
neue Eismaschine wurde nicht in Betrieb ge-
nommen, sondern die alte auf dem Hof mon-
tierte Maschine benutzt. Offensichtlich be-
stand der Wunsch, im Hinblick auf spätere 
Zeit eine neue modernere Eismaschine zu be-
schaffen, obwohl die alte Eismaschine durch-
aus verwendungsfähig war. 

6. Es wurde weiter angeblich für die Hotelwäsche 
eine Wäschereianlage beschafft, die jedoch nie-
mals für diesen Zweck benutzt wurde, sondern 
nur für die Privatwäsche der Engländer, wäh-
rend die Hotelwäsche außer Haus gegeben 

wurde. Diese Einrichtung kann als willkürliche 
Beschaffung angesehen werden, da im Hotel 
Düsseldorfer Hof auch vorher die Bettwäsche 
nie im Hause gewaschen wurde. 

7. Das Haus hatte wie alle bisher behandelten 
Bauobjekte einen auffallenden Aufwand an 
Bodenbelag für Zimmer und Gänge. Die Be-
stellung und die Auswahl wurden von Porth 
und dem Ehepaar Zörnack bei der Firma 
Schlüter getroffen. 
8. Ein in diesem Rahmen bestellter Koupon Läu-

ferstoff im Werte von 10 000 DM  konnte über-
haupt nicht verwendet werden. Er blieb übrig, 
wurde mit Formblatt über Besatzungskosten 
bezahlt und dann in das Depot der Engländer 
geliefert. 

9. Der Zeuge Porth ließ — nach seiner Erinne-
rung auf Empfehlung des Zeugen Zörnack — 
eine Registrierkasse liefern, die Dr. Becker an 
die Lieferfirma zurückgehen ließ. 

10. In der gleichen Weise wurde ein Nähmaschine 
beschafft, die nicht erforderlich war. 

Die getätigten Anschaffungen erwecken den An-
schein, als ob sie für eine kommende Zeit unter. 
Verwaltung des Pächters vorgenommen worden 
sind. Diese Feststellung wurde durch das Freund-
schaftsverhältnis zwischen dem Ehepaar Zörnack 
und Porth erhärtet, das sich auch aus den von 
Zeugen bestätigten Gastfreundlichkeiten des Ehe-
paars Zörnack ergibt. 
Porth hat bei seiner Vernehmung die erforderli-

chen Formblätter und insbesondere die vorgeschrie-
benen englischen Auftragsformulare als überflüssig 
und ihn nicht weiter interessierend bezeichnet. Er 
hat vor dem Ausschuß erklärt: „Ich habe Vor-
schläge für die Beschaffung gemacht, und damit ist 
meine Tätigkeit beendet." Im Hinblick darauf, daß 
Porth aber nach seinen eigenen Vorschlägen selbst 
beschafft' hat und die Waren auch geliefert wur-
den, hält der Ausschuß diese Erklärung für einen 
leitenden Beamten für unverantwortlich. 
Da Porth sich um die verwaltungsmäßige Ab-

wicklung nicht bekümmerte, versuchte Dr. Becker, 
zur Vermeidung von Prozessen mit den Lieferfir-
men die vorgeschriebenen Anweisungen doch noch 
ordnungsgemäß zu erhalten. Er stand in dauernder 
Abwehr gegenüber den frei unternommenen An-
schaffungen durch den Zeugen Porth. Er war bei 
der damaligen Überlastung seines Amtes nicht in 
der Lage, in gehöriger Weise in alle Einzelheiten 
dieses Bauvorhabens rechtzeitig einzugreifen. Der 
Ausschuß vermißt das Eingreifen der vorgesetzten 
Stellen aus dem Büro Bundeshauptstadt, um das 
Beschaffungswesen ordentlich zu gestalten. 
Auch bei diesem Bau wurde dieselbe Erfahrung 

wie bei anderen Objekten gemacht, daß die Besat-
zungsmacht gewisse Beschaffungsvorschläge eini-
ger Deutscher bremsen mußte. Die übertriebene 
Aufwendigkeit wird am besten durch englische 
Beanstandungen einer Reihe von Dingen, wie Ra-
dio, Nähmaschine, Eisschrank, Wäsche, Kleider, 
Glas, Porzellan, Silber  usw. dokumentiert. 



Die durch den Ausschuß ermittelten Tatbestände 
und die vor dem Ausschuß möglicherweise gelei-
steten falschen Aussagen sind Gegenstand von Un-
tersuchungen der Feststellungsbehörde in Siegburg 
und der Staatsanwaltschaft in Bonn, welche die zu 
ergreifenden Maßnahmen zu prüfen haben. 

Umbau Hotel Godesberger Hof 

Bei der Vernehmung der Zeugen erfuhr der 
Ausschuß davon, daß für das Hotel Godesberger 
Hof eine Wäschereimaschine beschafft werden 
sollte. Sie wurde von amerikanischer Seite trotz 
anderer Angebote der Beschaffungsstelle bei einer 
Firma in Auftrag gegeben, die erst kurz vor der 
Auftragserteilung am 27. 1. 1950 im Handelsregi-
ster unter dem Namen H. A. W., Gesellschaft für 
automatische Waschmaschinen, Bonn, eingetragen 
wurde. Der Bestellwert dieser Maschine belief sich 
auf 60 000 DM, während eine gleichwertige deut-
sche Maschine nur 35 000 DM kosten sollte. Gesell-
schafter waren: Architekt Kurt Wredex mit einer 
Einlage von 5 000 DM, kaufmännischer Leiter Max 
Kammen mit einer Einlage von 10 000 DM und 
Adele Kreutzer als dritter Gesellschafter mit einer 
Einlage von 5 000 DM; Geschäftsführer war Kurt 
von Arkheim. Gesellschafter Wredex war Archi-
tekt bei der Amerikanischen Hohen Kommission. 
Vermutlich ist die Firma nur zu dem Zweck ge-
gründet worden, in der hier geschilderten Weise 
bei Vergebung amerikanischer Bauten tätig zu wer-
den. 
Der Vorgang wurde übrigens durch eine Unter-

suchungskommission des amerikanischen Hicoc-
Engeneer-Office geprüft. Die mit der Auftragsver-
gebung im Zusammenhang stehenden leitenden 
amerikanischen Beamten und deutschen Angestell-
ten wurden abgelöst. Der Fall wird zur Zeit noch 
von der amerikanischen und deutschen Kriminal-
polizei untersucht. 

Zusammenfassung 

Zusammenfassend kann der Ausschuß zu den 
ihm in seinem Auftrag gestellten Fragen (vergl. 
Antrag der Fraktion der SPD — Nr. 523 der Druck-
sachen —) wie folgt Stellung nehmen: 

1. Die Grundsätze für die Auftragsvergabe in der 
Enklave Bonn ergeben sich aus Anlage 3. Der 
Ausschuß hat leider feststellen müssen, daß, 
wie sich aus den Einzelheiten des Berichts er-
gibt, diese Grundsätze nicht eingehalten wor-
den sind. 

2. Mindestens in zwei Fällen steht einwandfrei 
fest, daß Aufträge von den verwaltungsmäßig 
hierfür nicht zuständigen Architekten erteilt 
und durchgeführt wurden. 

3. Sämtliche Rechnungen sind ordnungsmäßig 
durch die dafür vorgesehenen Organe geprüft 
worden. Sämtliche Lieferanten haben sich un-
terschriftlich verpflichten müssen, die bei die-
ser Prüfung eventuell festgestellten Über-
zahlungen zu erstatten. 
Im übrigen wird auf die Beantwortung dieser 
Frage im Ersten Ausschußbericht verwiesen. 

4. Nach den eingeholten Gutachten und den Fest-
stellungen des Rechnungshofes sind Überfor-
derungen vorgekommen. Es ist Sache  der  be-
teiligten Dienststellen, bei den festgestellten 
Firmen auf Erstattung von Überzahlungen 
hinzuwirken, soweit das nicht schon geschehen 
ist. 

5. Auf einzelnen Gebieten der Bauwirtschaft und 
der Einrichtung war der Wettbewerb unzurei-
chend, dadurch sind bestimmte Firmen, insbe-
sondere des Raumes Bonn und des Landes 
Nordrhein-Westfalen, z. B. die Fa. Schlüter, 
nicht unerheblich bevorzugt worden. Schließ-
lich hat eine Gruppe von deutschen Architek-
ten sich eine bevorzugte Stellung durch die 
Hilfe der amerikanischen Besatzungsmacht zu 
beschaffen gewußt. 

6. Nein. 
7. Die Summen, um welche die tatsächlichen Auf-

wendungen für die Einrichtung der Dienststel-
len der Hohen Kommission im Raume Bonn 
die im Bundestag bei seiner Entscheidung über 
den Bundessitz als erforderlich bezeichneten 
Mittel überschritten haben, gehen aus der fol-
genden Zusammenstellung (siehe S. 14/15) her-
vor: 



1. Voraussichtliche Gesamtkosten 

1) für die Unterbrin-
gung der Hohen 
Kommission und 
ihrer Stäbe im Rau

-

me Bonn 
*) 

27 299 350,— 

2) 
a) für die Verle

-

gung der Besat-
zungstruppen 
und Stäbe aus 
dem 	Raume 
Bonn 

*1 
52 365 000,— 

b) für die Verle

-

gung der briti

-

schen Zonen

-

dienststellen in 

Keine Vor-
schätzung 

den Raum Köln 

79 664 350- 
*) nach den Angaben des Berichtes des Sonderausschusses für die Frage des vorläufigen Sitzes der leitenden Bundes-

organe. 
**) nach Berechnungen des Finanzneubauamtes Bonn. 
***) nach den Unterlagen der Abt. III des Bd. Min. für den Wohnungsbau. 



II. Tatsächliche Ausgaben 
Über-
schrei-
tung 

1) 

2) 
a) Programm Joint 
enthaltend: 

aa) für den Bau 
von 583 Woh-
nungen für 
Deutsche, 
deren Woh

-

nungen, vor

-

übergehend 
für die aus 
dem Raume 
Bonn verleg

-

ten belgischen 
Einheiten in 
Anspruch ge

-

nommen wur

-

den 
***) 

4 857 000,— 

**) 
35 264 784,— 

ab) Wohnungs-
bauten für die 
aus dem Rau-
me Bonn ver

-

legten bel

-

gischen Ein

-

heften ein

-

schl. der In

-

nenausstat

-

tung 
***) 

37 776 850,— 

ac) Schulen, Bau 
eines Kran

-

kenhauses, 
Heime, Gara

-

gen, Messen 
und Restau

-

rants 
***) 

10 121 430,— 52 755 280,-- 

b) Programm Zeco 
**) 

56 102 096,— 108 857 376,- 

144 122 160,— 64 457 810,— 

Die Mehrkosten sind auf die bei dem ur
-

sprünglichen Anschlag nicht vorausgesehenen 
aber im Rahmen des Programms ZECO ent

-
standenen Anforderungen an Raumbedarf und 
Ausstattung für die Besatzungsmacht zurück-
zuführen. 



D. Schlußwort. 

Abschließend ist zu bemerken, daß zum Aufga-
bengebiet des Ausschusses auch die Untersuchung 
des Baukomplexes Bundeshaus mit den dazugehö-
rigen Bauten gehört hätte. Unterlagen darüber ha-
ben dem Ausschuß nicht vorgelegen. Einer Bitte 
des Vorsitzenden um Überlassung der für die Un-
tersuchung notwendigen Dokumente entsprechend 
übersandte das Bundesministerium der Finanzen 
eine Zusammenstellung der bisher geführten Ver-
handlungen mit dem Finanzministerium von Nord-
rhein-Westfalen über die Übereignung des Bundes-
hauses und die Feststellung der vom Bund zu tra-
genden Kosten für den Ausbau dieses Gebäudes. 
Aus dieser Zusammenstellung läßt sich entnehmen, 
daß vom Bundesministerium der Finanzen neun-
mal — teils schriftlich, teils mündlich — der Ver-
such gemacht worden ist, vom Finanzministerium 
von Nordrhein-Westfalen eine Klärung zu errei-
chen. Die endgültige Stellungnahme steht aber 
bis heute noch aus. Dem Ausschuß liegt ein Schrei-
ben des Bundesministers der Finanzen vom 16. Mai 
1952 an den Finanzminister von Nordrhein-West-
falen vor (Anlage 9), aus dem der Umfang des 
Objektes und die entstandenen Kosten, aber auch 
die Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Bun-
desministerium der Finanzen und dem Finanzmi-
nisterium von Nordrhein-Westfalen über die Höhe 
der vom Bund zu tragenden Kosten ersichtlich 
sind. Eine weitere Untersuchung dieses noch unge-
klärten Falles hätte den Ausschuß sicherlich noch 
mehrere Monate beschäftigen müssen. 

Der Ausschuß hat sich daher nicht in der Lage 
gesehen, ein abschließendes Urteil über diesen Fra-
genkomplex zu bilden, und sieht sich daher ge

-

zwungen, seine Untersuchungen in diesem Stadium 
abzuschließen. 

Bonn, den 19. Juli 1952 

2. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem vom Untersuchungsausschuß zur Prüfung 
der im Raume Bonn vergebenen Aufträge (42. 
Ausschuß) vorgelegten Zweiten Bericht zuzu-
stimmen. 

Bonn, den 19. Juli 1952 

Der Untersuchungsausschuß (42. Ausschuß) 

Dr. Hasemann 

Vorsitzender 
Graf von Spreti 

Berichterstatter 

Graf von Spreti 

Berichterstatter 



Anlage 1 

Dem Ausschuß haben als Material folgende Ak-
ten und Schriftstücke vorgelegen: 

1. Schrb. des Bundesminister der Finanzen 
vom 26. Juni 1951 und 
vom 9. Januar 1952 

2. Schrb. des Ministerpräsidenten des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

vom 17. November 1951 

3. Schrb. dem Ministers für Wiederaufbau des 
Landes Nordrhein-Westfalen 

vom 13. April 1951 und 
vom 3. Dezember 1951 

4. Schrb. des Min. Dir. Dr. Rühl 
vom 11. Dezember 1951 und 
vom 14. Januar 1952 

5. Schrb. des AA vom 29. November 1951 

6. Schrb. des ORR. Dr. Becker 
vom 29. Juni 1951 
vom 18. November 1951 
vom 15. Januar 1952 und 
vom 31. Januar 1952 

7. Schrb. des Oberbaurats Kohlenbach vom 25. 
Oktober 1951 

8. Schrb. des Leiters des Amtes Bundeszone vom 
16. Juli 1951 

9. Schrb. des Leiters des Finanzneubauamtes Bonn 
vom 17. April 1951 
vom 9. November 1951 und 
vom 7. Januar 1952 

10. Schrb. des Leiters  des  Finanzneubauamtes 
Wahn 

vom 18. Oktober 1951 und 
vom 7. Januar 1952 

11. Schrb. des Arch. Eugen Blanck vom 6. Juli 1951 

12. Schr. des Arch. Erwin Maß vom 7. Novem-
ber 1951 

13. Schrb. des Rechtsanwalts Günter Kobow 
vom 1. November 1951 und 
vom 8. Dezember 1951 

14. Schrb. des Arch. Prof. Werner Harting 
vom 5. Januar 1950 
vom 12. März 1950 

15. Schrb. des Prof. Hebebrand vom 14. Januar 
1952 

16. Aufsatz von Ernest Leiser (1950, Overseas 
News Agency, Inc.) über einen Besuch im 
Hauptquartier der amerikanischen Hochkom-
mission 

17. Fragen und Antworten über das Thema „Düs-
seldorfer Hof" für die Zeitschrift „Der Stern" 
vom 22. November 1951 

18. Schrb. des Stadtbaumeisters Ignaz Porth 
vom 9. November 1951 und 
vom 12. Februar 1952 

19. Schrb. des Dipl.-Ing. Ernst Nolte, Arch. 
vom 9. November 1951 

20. Eidesstattliche Erklärung des Frl. Käthe Birlow 
vom 10. Dezember 1949 

21. Gesamtinventarverzeichnis vom 29. und 30. 
August 1949 
- Düsseldorfer Hof, Hotel, Königswinter -- 

22. Bestellungsformular der Britischen Streitkräfte/ 
Kontrollkommission für Deutschland Nr. 177029 

23. Auszug aus dem Bericht des Sonderausschusses 
für die Frage des vorläufigen Sitzes der -lei-
tenden Bundesorgane 

vom 28. Oktober 1951 



Anlage 2 

- Der Ministerpräsident 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister für Wiederaufbau 
des Landes Nordrhein-Westfalen 
III B 2 354.5 (54) Tgb. Nr. 5891/49 

Düsseldorf, den 12. 7. 1949 
Ha. 

An den 
Herrn Regierungspräsidenten 

Köln 

Überdrucke für die Herren Oberstadtdirektoren 
in Bonn und Köln, die Herren Oberkreisdirektoren 
in Bonn, Siegburg und Köln-Land. 

Betr.: Bauvorhaben für Zwecke der Bundesregie-
rung in Bonn. 

Innerhalb des „Büros Bundeshauptstadt" über-
nehmen die Abteilungen Bauplanung, Baudirek-
tion und Landeswohnungsstelle die Gestaltung und 
Durchführung sämtlicher Bauvorhaben im Zusam-
menhang mit der Unterbringung der Bundesregie-
rung in Bonn. 

Zur Durchführung dieser Aufgabe erhält das 
„Büro Bundeshauptstadt folgende Befugnisse: 

I. 

1. Volkswohnungsbau 
Das Büro prüft alle von den Trägern ihm ein-

zureichenden Unterlagen auf Grund des Erlasses 
des Wiederaufbauministers — III B 2 (50) 3919/49 
— vom 9. Mai 1949. Nachdem vom Wiederaufbau-
ministerium (I A/III B) die Anträge genehmigt sind, 
wird der Vorgang zur Ausstellung der Bewilli-
gungsbescheide und weiteren verfahrensmäßigen 
Behandlung dem Regierungspräsidenten in Köln 
übergeben. Die erforderlichen Mittel werden vom 
Wiederaufbauministerium (III B) dem Regierungs-
präsidenten bereitgestellt. 

2. Instandsetzungen 
Unter Bezugnahme auf den Erlaß des Wieder-

aufbauministers — Landeswohnungsstelle Bonn — 
IV C 6/LWS/I/49 vom 7. Juni 1949 wird bestimmt, 
daß in den in Ziffer I des Erlasses aufgeführten 

Orten die Instandsetzungen listenmäßig dem Büro 
Bundeshauptstadt zur Genehmigung vorzulegen 
sind. Dieser Erlaß regelt auch die Fragen der woh-
nungsmäßigen Zuweisung der mit Mitteln des Lan-
des instandgesetzten Wohnungen. 
Im übrigen bleiben die Vorschriften hinsichtlich 

Verfahren und Verwaltung gemäß Erlaß Wieder-
aufbauministerium — III B 2 (52) 3958/49 — vom 
9. Mai 1949 unberührt. 

3. Gebäude im Reichseigentum 
Dem Büro Bundeshauptstadt wird gegenüber 

dem Reichsbauamt Bonn Weisungsrecht für dieje-
nigen Vorhaben erteilt, die im Zuge der Herrich-
tung des Raumes Bonn für die Bundesregierung 
erforderlich sind. 
Die architektonische und technische, sowie die 

verwaltungsmäßige und finanzielle Bearbeitung 
obliegt dem Reichsbauamt. Die erforderlichen zu-
sätzlichen Mittel für die Durchführung dieser Maß-
nahmen sind vom Reichsbauamt bei dem Büro 
Bundeshauptstadt anzufordern. 

4. Gebäude im Landeseigentum 
Dem Büro Bundeshauptstadt wird gegenüber 

den Staatshochbauämtern in Köln und Bonn für 
diejenigen Bauvorhaben Weisungsrecht erteilt, die 
im Zuge der Herrichtung des Raumes Bonn für die 
Bundesregierung erforderlich sind. 
Die architektonische und technische, sowie die 

verwaltungsmäßige und finanzielle Bearbeitung ob-
liegt weiterhin den zuständigen Staatshochbauäm-
tern. 
Die erforderlichen zusätzlichen Mittel sind bei 

dem Büro Bundeshauptstadt anzufordern. 



5. Verwaltungsgebäude im Kommunaleigentum 
Anträge der beteiligten Gemeinden (GV) sind 

dem Büro Bundeshauptstadt vorzulegen. Dieser 
überprüft nach der gestalterischen und finanziellen 
Seite die Anträge und legt sie unmittelbar dem 
Wiederaufbauministerium zur Genehmigung vor. 

Der Wiederaufbauminister genehmigt die An-
träge und stellt die erforderlichen Beträge durch 
den Regierungspräsidenten in Köln den Gemein-
den und Gemeindeverbänden bereit unter Bezug-
nahme der im Finanzausgleichsgesetz 1948 erf or-
derlichen Gemeindebeteiligung. 

6. Neuordnungsmaßnahmen 
Im Zuständigkeitsbereich des Büros Bundes-

hauptstadt leiten die Gemeinden die für Neuord-
nungsmaßnahmen vorgeschriebenen Anträge über 
dieses Büro an die zuständigen Stellen. 

7. Maßnahmen des Landeskonservators 
Soweit Maßnahmen des Landeskonservators er-

forderlich werden, fordert der Landeskonservator 
beim Büro Bundeshauptstadt die erforderlichen zu-
sätzlichen Mittel an. 

8. Für Maßnahmen an kommunalen Straßen und 
Wegen sind die erforderlichen Mittel bei dem Büro 
Bundeshaupstadt anzufordern. 

Soweit es sich um die Beseitigung von Kriegs-
schäden handelt, gilt Ziff. 5, Abs. 2 entsprechend. 

Bei Maßnahmen, die nicht durch Kriegsschäden 
veranlaßt wurden, werden die erforderlichen Mit-
tel zunächst unbeschadet der gesetzlichen Regelung 
als Beihilfe dem Verfahrensträger zugewiesen un-
ter Vorbehalt der späteren Festsetzung seitens des 
Landes, ob die Mittel als Darlehen oder als Zu-
schuß anzusehen sind. 

Für Brücken gilt diese Regelung entsprechend. 
Für die Rheinbrücke Bonn/Beuel bleibt es bei 

dem bisherigen Verfahren. 

9. Hotels 
Über die Bereitstellung von Krediten für die 

Betriebe des Gaststättengewerbes erfolgt Sonder-
erlaß. Die Anträge der Hotels werden durch das 
Büro Bundeshauptstadt überprüft und nach Stel-
lungnahme hinsichtlich der gestalterischen und 
finanziellen Seite des Vorhabens der Rheinischen 
Girozentrale zur weiteren Veranlassung übersandt. 

lo. Über die Maßnahmen, die im Zuge des An-
kaufs von Grundstückseigentum (lfd. Nr. 13 des 
Programms), Einzelmaßnahmen (Nr. 17) und der 
Unterbringung der Alliierten (Nr. 32) erforderlich 
werden, ergeht Zusatzregelung. 

II.  

Sämtliche Landesbehörden haben das Bauvor-
haben Bundeshaupstadt mit Vorrang zu behandeln. 
Die Angelegenheiten gelten als „Eilsachen". Die 
Leiter der Behörden sind angewiesen, die betref-
fenden Arbeiten durch qualifizierte und zahlen-
mäßig ausreichende Kräfte erledigen zu lassen. 
Im übrigen bleiben die Zuständigkeiten der son-

stigen Behörden unberührt. 

III.  

1. Das Büro Bundeshauptstadt fordert jeweils zum 
1. eines jeden Monats für den nächsten darauffol-
genden Monat Betriebsmittel an. 
2. Der Chef der Landeskanzlei fordert bei dem 

Finanzministerium im Rahmen der haushaltsmä-
ßigen Möglichkeiten die erforderlichen Betriebs-
mittel für die Verfahrensträger an. 

Steinhoff 



Anlage 3 

Übersetzung 

Hohe Alliierte Kommission 
in Deutschland 

Unter-Ausschuß Verwaltung 
der Enklave Bonn 

Der Vorsitzende 
HC/BASC/No. 368 S 

Bonn, den 29. April 1950 

An 

den Herrn Chef des Büros 
Ausbau der Bundeszone, 

Bonn 

Mein Herr, 

Sie haben zu wiederholten Malen den U/Aus-
schuß auf die Bedingungen aufmerksam gemacht, 
unter denen die Wiederherstellungsarbeiten für 
die von den Mitgliedern der Hohen Alliierten Kom-
mission benutzten Wohnungen durchgeführt wer-
den müssen und darum gebeten, daß den zustän-
digen Beamten neue Istruktionen gegeben werden 
möchten. 
Ich habe die Ehre, Ihnen die folgenden Ent-

scheidungen mitzuteilen, die von dem U/Ausschuß 
getroffen worden sind. 

1. Die einzelnen Arbeitsanforderungen werden 
stets an Mr. Nicholson übermittelt werden. Dieser 
wird sie innerhalb von 6 Tagen den deutschen 
Behörden zustellen. Diese verfügen über eine Frist 
von 14 Tagen, um die nötigen Verträge abzu-
schließen und mit den Arbeiten zu beginnen, sie 
können also die Konkurrenz dabei mitspielen las-
sen. 

2. Im allgemeinen werden die Arbeiten in nor-
malen Fristen ohne Inanspruchnahme von Nacht-
oder Feiertagsstunden durchgeführt werden. Nur 
das U/Comité kann die Inanspruchnahme von 
Nacht- oder Sonntagsstunden genehmigen. Es wird 
dies nur ausnahmsweise tun. 

3. Alle Arbeiten müssen in guter, handelsüblicher 
Qualität ausgeführt werden. Innerhalb einer 
Grenze von ungefähr 10 % kann das U/Comité 
eine bessere Qualität genehmigen. 

4. Kein Bauvorhaben darf vor Erhalt des end-
gültigen Auftrages begonnen werden. Die vorläu-
figen Genehmigungen zum Beginn werden zurück-
gezogen werden. 

5. Die Aufträge sind endgültig. Die alliierten Be-
hörden werden sich bemühen, sie im Laufe ihrer 
Ausführung nicht ändern zu lassen.. 

In einem solchen Falle wird ein neuer Auftrag 
herausgegeben werden. 

6. Nur Mr. Nicholson ist berechtigt, die Aufträge 
herauszugeben. Er handelt dabei in engem Ein-
vernehmen mit seinen Kollegen: Mr. Webster für 
die Vereinigten Staaten und M. Turpin für Frank-
reich. 
Nur diese beiden Beamten sind für amerikani-

sche und französische Objekte ermächtigt, den Ar-
chitekten und deutschen Unternehmern bei der 
Durchführung der Arbeiten Anweisungen zu ge-
ben. Jedoch müssen diese Anweisungen im Rah-
men der von Mr. Nicholson herausgegebenen Auf-
träge bleiben. 

7. Sollte eine besondere Genehmigung des U/ 
Comités erforderlich sein (Nachtstunden, besondere 
Qualität der Arbeiten), so wird sie den deutschen 
Behörden immer über Mr. Nicholson übermittelt 
werden. 
Ich hoffe, daß diese Entscheidungen Ihre Auf-

gabe erleichtern werden und es hauptsächlich er-
möglichen, beträchtlich die Preise herabzusetzen, 
die bisher von den Architekten und Unternehmern 
für Arbeiten für die Hohe Kommission verlangt 
wurden. 

Unterschrift 

Allgemeine Spezifikation für 
technische Dienstleistungen 

Allgemeines 

Die vorliegende allgemeine Spezifikation soll 
dem deutschen Wiederaufbau-Ministerium Richtli-
nien geben für seine Aufgabe der Bereitstellung 
von Büro- und Wohnräumen, die nach einem für 
die Besatzungsbehörden annehmbaren Standard 
instandzusetzen und zu überholen sind. 



Es ist möglich, daß bei einigen Gebäuden nach 
gründlicher Untersuchung durch die deutschen Be-
hörden Instandsetzungen erforderlich sind, die noch 
in keinem Punkt dieser Spezifikation enthalten 
sind. In diesem Fall ist es Aufgabe des WAM. alle 
erforderlichen Arbeiten in Auftrag zu geben. Bei 
unvorhergesehenen größeren Arbeiten ist ein Be-
richt mit den entsprechenden Unterlagen der zu-
ständigen Besatzungsbehörde vorzulegen. 

Überall, wo Dienstleistungen erforderlich sind, 
müssen folgende Unterlagen an Hand dieser allge-
meinen Spezifikation ausgefertigt werden: 

1. eine Liste der An- bzw. Umbauten (Trennwände, 
zusätzliche Badezimmer usw.) 

2. eine Abschrift des Feststellungsberichtes der Un-
tersuchungskommission unserer Verwaltungsbe-
hörde. 

1. Bedachung 
Sämtliche Dächer, gleichgültig ob aus Schiefer, 

Dachziegeln, Glas, besandeter Dachpappe oder von 
anderer Bauart, sind im einzelnen zu untersuchen 
und erforderlichenfalls alle fehlerhaften Teile 
einschl. der Holz- und Stahlkonstruktionen und 
Bleiarbeiten dauerhaft instandzusetzen. 

2. Dachrinnen und Abfallrohre 
sind sorgfältig zu reinigen und fehlerhafte Teile 
erforderlichenfalls auszubessern bzw. zu erneuern. 

3. Entwässerung 
Alle Abflußrohre von dem Grundstück zu den 

öffentlichen Abwässerungsanlagen sowie die da-
zugehörigen Kontrollstücke sind zu überprüfen. 
Sie sind zu reinigen und nötigenfalls instandzu-
setzen oder zu erneuern; es ist dafür zu sorgen, 
daß ihr Fassungsvermögen für abfließendes Regen-
wasser und Abwässer ausreicht. 

Wo keine Verbindung zu einer öffentlichen Ab-
wässerungsanlage besteht, oder wo eine solche Ver-
bindung nicht möglich oder wirtschaftlich durch-
zuführen ist, müssen geeignete Vorkehrungen für 
einen wirksamen Abfluß aller Abwässer getroffen 
werden. 

4. Zentralheizung 
Alle Anlagen sind gründlich zu überholen und 

erforderlichenfalls Reparaturen, Erneuerungen und 
Abänderungen durchzuführen, um zu erreichen, 
daß für jeden Teil des Gebäudes eine angemessene 
Heizmöglichkeit gewährleistet ist. 

Die gesamte Anlage muß sich in einem solchen 
Zustand befinden, daß in den verschiedenen Räu-
men eine Temperatur von 15 — 18 0  C bei einer 
Außentemperatur von 0° eingehalten werden kann. 
Besonders zu beachten ist, daß die Regler, Sicher-
heitsventile, Heizkörperventile, Thermometer, Ma-
nometer, Hydrometer, betriebstechnisch einwand-
frei sind, daß die Anlage entsprechend isoliert ist 

und daß bei großen und wichtigen Gebäuden Hilfs-
und Reservekessel in betriebstechnisch einwand-
freiem Zustand zur Verfügung stehen. Ferner muß 
ein vollständiger Satz Schürgeräte verfügbar sein. 

5. Heißwasserversorgung im Haus 
Die vorhandene Anlage für die Zentralheizung 

ist zu überholen und die erforderlichen Arbeiten, 
Reparaturen bzw. Erneuerungen sind durchzufüh-
ren. 
Ist die vorhandene Anlage nicht geeignet, um die 

erforderliche Menge warmen Wassers zu liefern, 
sind zusätzliche oder größere Kessel/Heißwasser-
behälter, Gasgeyser und Kessel, elektrische Warm-
wasserbereiter mit sämtlichen Zubehörteilen zu 
beschaffen. Diese Frage ist in allen Fällen, wo zu-
sätzliche Badezimmer usw. benötigt werden, be-
sonders sorgfältig zu behandeln. 

6. Kamine 
Sämtliche Kamine sind nachzusehen, zu reinigen 

und alle Verstopfungen sind zu beseitigen. Die 
Konstruktion ist zu prüfen und erforderlichenfalls 
zu verbessern, um Feuergefahr auf ein Minimum 
zu beschränken. 

7. Entfernung von überflüssigen Anlagen 

Soweit überflüssige Anlagen wie Öfen und Koch-
herde in den Räumen (mit Ausnahme der Küchen) 
vorhanden sind, die als Büro- oder Wohnräume 
verwendet werden sollen, sind die überflüssigen 
Anlagen auszubauen und zu entfernen, falls sie 
nicht für andere Teile des Gebäudes verwendet 
werden können. 
Im allgemeinen sollen, außer in besonderen Fäl-

len, keine unbrauchbaren Anlagen in irgendeinem 
Gebäude zurückgelassen werden. Sie sind entweder 
in gebrauchsfähigen Zustand zu versetzen, erfor-
derlichenfalls zu ersetzen oder aus den Gebäuden 
zu entfernen. 

8. Wasserleitung, Installations- und sanitäre An-
lagen 
Die Wasserzuleitung aus der Hauptleitung ist zu 

prüfen, um eine angemessene Zuleitung jederzeit 
für alle Zwecke zu gewährleisten. Sammelbehälter 
und Zuleitungsrohre sind nachzusehen und erfor-
derliche Reparaturen, Erneuerungen usw. auszu-
führen. Alle Einrichtungen, die betriebstechnisch 
qualitativ und ihrem Aussehen nach nicht im erst-
klassigen Zustand sind, müssen ausgebaut und 
durch neue ersetzt werden. Dies gilt auch für jedes 
Einzelteil einer Anlage, doch ist den W.C. Becken, 
Spülkästen, automatischen Spülern, Urinalständen, 
Waschbecken, Abflußbecken, Heißwasserhähnen, 
Sperrventilen, Trapsen und Abwässerrohren beson-
dere Beachtung zu schenken. Falls leicht instand-zusetzen, sind die Badewannen zu reparieren. Wenn 
jedoch die Reparaturen zu umfangreiche sind oder 
eine Erneuerung erforderlich ist, sind die Bade-
wannen auszubauen und sämtliche Leitungen ab-
zudichten. 



9. Maurerarbeiten 

Eine eingehende Prüfung aller Mauer- und Be-
tonwerke ist durchzuführen. Auf Grund dieser Prü-
fung sind alle Fehler zu beseitigen und nötigenfalls 
Fugen im Mauerwerk auszuhacken und neu zu 
fugen und Plinthen, Gesimse, Mauervorsprünge 
usw. auszubessern. Irgendwelche Senkungserschei-
nungen oder andere bauliche Schäden sind zu prü-
fen und abzustellen. Wenn sie jedoch ernsthafter 
Art sind, ist den Besatzungsbehörden ein Bericht 
zur Begutachtung vorzulegen. 

10. Schreiner- und Zimmererarbeiten 
Es ist eine gründliche Untersuchung vom Keller 

bis zum Dach durchzuführen, um irgendwelche An-
zeichen von faulendem oder sich zersetzendem Holz 
festzustellen. Wo dies der Fall ist, muß der Scha-
den beseitigt werden, und wo der Verfall erheblich 
ist, ist der Besatzungsbehörde ein entsprechender 
Bericht vorzulegen. 

Alle Bauteile aus Holz, Fußbäden und Fußlei-
sten, Türen, Fenster und Fensterläden, Rahmen 
und Verkleidungen, Stirnbretter, Verschalungen 
und Regale, Recke und Schränke sind zu überprü-
fen und, wenn schadhaft, instandzusetzen, zu er

-

neuem bzw. einzupassen. 

11. Riegel und Schlösser oder andere Sicherheits-
vorrichtungen 
Sämtliche Riegel einschl. Fenstergriffe und  Fen-

sterfeststellvorrichtungen, Türbeschläge und 
-schlösser sind vollständig zu überholen und nöti-
genfalls Reparaturen bzw. Erneuerungen durchzu-
führen. Mindestens 2 Schlüssel sind für jedes 
Schloß vorzusehen. 

In diesem Zusammenhang ist bestimmt worden, 
daß sämtliche Türen, außer den Verbindungstüren 
zwischen den Büros, mit einem Sicherheitsschloß, 
Type YALE, zu versehen sind. 
Auf besondere Anweisung sind Fensteröffnungen 

mit Sicherheitsstangen oder Gittern auszustatten, 
deren Qualität und Ausführung so weit wie mög-
lich dem erforderlichen hohen Standard gerecht 
werden. Dies wird normalerweise nur für Büros, 
Läger usw. erforderlich sein. 

12. Eisen-, Stahl- und andere Metallteile 
Fenster- und Türrahmen, Balkons, Feuerleitern, 

allgemeine Stahl- und Eisenbauteile, Gitter und 
Tore sind zu prüfen und alle Schäden abzustellen. 

13. Elektrische Beleuchtung und elektrische Anla-
gen 
Die gesamten elektrischen Anlagen sind zu prü-

fen, um zu gewährleisten, daß die Abnahmekabel 
von der Hauptleitung für eine angemessene Ver-
sorgung des Gebäudes mit Licht- und Kraftstrom 
für den vorgesehenen Zweck ausreichen. 

Soweit Personenaufzüge vorhanden, sind diese 
nachzusehen und erforderlichenfalls instandzuset-
zen, um sie in einen betriebstechnisch einwand-
freien Zustand zu versetzen. 
Zähler, Hauptschalter sowie die allgemeine Aus-

rüstung des Abnahme- und Verteilerraumes (falls 
ein solcher Raum vorhanden ist) sind nachzusehen 
und erforderliche Reparaturen und Abänderungen 
durchzuführen. 
Die Innenleitungen sind nachzusehen, damit sie 

den entsprechenden Vorschriften gerecht werden 
und ihr Zustand und Umfang sämtlichen Anforde-
rungen entspricht. Nötigenfalls sind Verbesserun-
gen vorzunehmen. Viele der Zubehörteile für die 
elektrische Beleuchtung sind nach ,Art und Quali-
tät für höhere Ansprüche an Büro- und Wohn-
räume unzureichend. Gleichgültig, ob verwendbar 
oder nicht, sind sie zu entfernen und durch erst-
klassige Zubehörteile, die für die jeweiligen Ver-
wendungszwecke konstruiert sind, zu ersetzen, so-
weit passende Zubehörteile vorhanden, sind diese 
zu überholen und alle Fehler abzustellen. Beson-
dere Beachtung verdient die Beleuchtung in den 
Eingangshallen und Sitzungsräumen der Büroge-
bäude. 
Im allgemeinen ist jeder Büroraum mit einer 

Lichtsteckdose auszustatten, deren Zahl für größere 
Räume zu erhöhen ist. In Wohnräumen sind Licht-
steckdosen in genügender Anzahl vorzusehen, um 
den normalen Anforderungen für den Anschluß 
von Tisch-, Steh- und Nachttischlampen, Bügel-
eisen, Brotröstern, Staubsaugern, Kühlschränken 
usw. zu genügen. Auf besondere Anweisung müs-
sen für besonders wichtige Gebäude Pläne für ge-
sonderte Notanlagen für Kraft- und Beleuchtungs-
strom von den deutschen Behörden ausgearbeitet 
werden. Einzelheiten dieser Pläne sind zur Begut-
achtung vorzulegen, ehe mit den Arbeiten begon-
nen wird. 
Die Außenbeleuchtung wird erforderlichenfalls 

besonders angefordert werden. 

14. Verglasung 
Die gesamte Verglasung ist zu überprüfen und, 

wo fehlend oder zerbrochen, zu erneuern. Für Toi-
lettefenster in Bürogebäude ist Eisglas oder anders 
undurchsichtiges Glas zu verwenden. 

15. Putzarbeiten 
Wand- und Deckenflächen, Gesimse, Ornamente 

und Verzierungen sind vor der Überholung in-
standzusetzen, Marmor und synthetische Marmor-
ausführungen an Wänden und Treppen sind, soweit 
fehlerhaft, auszubessern. 

16. Überholung 
a) Im allgemeinen. 
Nur der höchste Maßstab ist bei Innen- und 

Außenarbeiten anzulegen. Es können jedoch keine 
allgemeinen Richtlinien für jedes einzelne Gebäude 
in Bezug auf die Behandlungsart gegeben werden, 



da die Beschaffenheit der einzelnen Gebäude sehr 
unterschiedlich ist. Die nachstehenden Ausführun-
gen enthalten jedoch brauchbare Richtlinien in Be-
zug auf den gewünschten Standard, und wenn sie 
in Verbindung mit den Feststellungsberichten ge-
lesen werden, dürfte der geforderte Standard bei 
wirtschaftlicher Arbeit ohne Schwierigkeit erreicht 
werden. 

b) Innenarbeiten 
Wände und Decken sind zu reinigen und zu ver-

spachteln, zu richten und je nach Erfordernis mit 
1 oder 2 Anstrichen zu versehen, um den erforder-
lichen hohen Grad der Ausführung zu erhalten. 
Falls vorher ein Farbanstrich vorhanden war, ist 
Ölfarbe statt Temperafarbe zu verwenden. Im all-
gemeinen sind die Decken in weiß und die Wände 
in creme auszuführen. Wenn aus besonderen Grün-
den von dieser Anweisung abgewichen werden soll, 
ist ein entsprechender Antrag einzureichen. 
Holzteile einschl. Fußleisten, Fensterrahmen, 

Fensterflügel, Türen, Türrahmen, Verkleidungen, 
Architraven usw. sind zu reinigen und je nach Be-
darf ein- oder zweifach mit Ölfarbe zu streichen. 
Im allgemeinen sind zwar für Wände und Decken 
Cremefarbe verwandt, doch wenn hier die Qua-
lität einiger Holzteile eine andere Behandlung er-
fordert, sind ensprechende Vorschläge zur Begut-
achtung einzureichen. 
Ehe Eisen und Stahl eingebaut werden, müssen 

sie einen schnelltrocknenden Korrosionsschutzan-
strich erhalten, wonach zwei Anstriche mit Bitu-
men oder Teer aufgebracht werden. 
Metallfensterrahmen usw. erhalten einen Voran

-

strich und dann 2 Farbanstriche. Die äußeren Flä-
chen von unverzinkten Behältern und Zisternen 
erhalten einen Voranstrich mit einem Korrosions-
schutzmittel und danach 2 Anstriche mit Ölfarbe. 
Rohre und Heizkörper erhalten erst einen Korrosi-
onsschutz-Voranstrich und dann einen Ölfarben

-

anstrich. 
Soweit die Fußböden aus hochwertigem Hart-

holz bzw. Parkett bestehen, sind sie zu reinigen, 
abzuziehen und dann einzuwachsen. Andere Holz-
bzw. Betonböden sind mit Linoleum oder einem 
anerkannten Ersatzstoff zu bedecken. Fußböden aus 
synthetischem Marmor oder anderem Material so-
wie Treppen aus synthetischem Marmor sind sorg-
fältig zu reinigen. Falls letztere so stark beschä-
digt und verkratzt sind, daß durch eine Säuberung 
nicht der gewünschte Standard erzielt wird, sind 
Vorschläge für eine andere Behandlung zur Ge-
nehmigung einzureichen. 
In Erdgeschoßräumen, die nicht zu Wohn-

zwecken benutzt werden, sind Decken und Wände 
abzuwaschen und danach zweimal zu kalken, Holz-
teile in diesen Räumen sind zu reinigen und nöti-
genfalls mit Ölanstrich zu versehen. 

c) Außenarbeiten 
Sämtliches Mauerwerk ist zu reinigen und alle 

Betonflächen sind mit dem besten für diese Zwecke 
verfügbaren Material zu spritzen. 

Sämtliche äußeren Holzteile einschl. Türen, Tür-
rahmen, Fensterrahmen, Fensterflügel, Läden, 
Stirnbretter, Verschalungen usw. erhalten einen 
Grundanstrich, danach einen Voranstrich (wetter-
fest) und einen Fertiganstrich (wetterfest). 
Metall-Fensterrahmen, Stützen, Träger, Regen-

fallrohre, Balkone, Feuerleitern, Außenflächen von 
verzinkten Behältern und Zisternen erhalten einen 
Anstrich oder werden mit einem Korrosionsschutz-
anstrich mit 2 Farbanstrichen versehen. Unver-
zinkte Oberflächen sind mit einem Grundanstrich 
und dann mit 2 Farbanstrichen zu versehen. Die-
selbe Behandlung erfahren auch Zäune, Tore und 
Gitter. 

Allgemeine Richtlinien für Bauarbeiten 
innerhalb der Bonner Enklave 

I. Allgemeines 
Der Zweck dieser Allgemeinen Richtlinien ist, 

dem Deutschen Wiederaufbauministerium eine An-
leitung zu geben in seiner Aufgabe, Büro- und 
Wohnraum zu schaffen, wieder instandgesetzt und 
überholt zu einem den Besatzungsbehörden an-
nehmbaren Standard. 
Nach der genauen Aufnahme durch die deutschen 

Stellen mag es sich in verschiedenen Gebäuden als 
notwendig erweisen, Instandsetzungsarbeiten 
durchzuführen, die in keiner Klausel der Allge-
meinen Richtlinien enthalten sind und auch nicht in 
den Positionen der detaillierten Arbeitsanweisung; 
in diesen Fällen wird es die Verantwortlichkeit des 
Wiederaufbauministeriums sein, den zuständigen 
Alliierten Fachvertreter von der Notwendigkeit 
dieser zusätzlichen Arbeiten in Kenntnis zu setzen, 
damit die erforderlichen weiteren Arbeitsanwei-
sungen ausgestellt werden können. 
Für jedes Gebäude, in dem Bauarbeiten durch-

zuführen sind, werden normalerweise die folgen-
den Dokumente ausgestellt, die in Verbindung mit 
diesen Allgemeinen Richtlinien gelesen werden 
sollten: —
1. Eine vorläufige Anweisung mit den folgenden 
Angaben: — 
a) Adresse des Gebäudes. 
b) Angabe, welchem der Alliierten das Gebäude 

zugewiesen wurde. 
c) Ermächtigung zum Beginn vorläufiger In-

standsetzungsarbeiten innerhalb des Rahmens 
dieser Revidierten Allgemeinen Richtlinien, 
bis zur Ausstellung der detaillierten Arbeits-
anweisungen (siehe Absatz 2 weiter unten) 
und der Vorlage vorläufiger Kostenanschläge. 

2. Eine detaillierte Arbeitsanweisung mit folgenden 
Angaben: — 
a)  Strukturänderungen, mechanische Änderun-

gen, Änderungen des elektrischen Systems 
und Hinzufügungen zum Innern oder Äußern 
des Gebäudes, einschließlich solcher Positio-
nen wie Herausnahme und Ersetzen von 
Kocheinrichtung, Auswechseln von Beleuch-
tungskörpern, usw. 



b) Sämtliche Instandsetzungsarbeiten. 

c) Arbeiten in Verbindung mit dem Einbau von 
Möbeln. 

d) Arten des Bodenbelages (ausgenommen Tep-
piche). 

e) Nötigenfalls Beifügung von Plänen. 

3. Wenn erforderlich, zusätzliche Arbeitsanweisun-
gen mit Angabe von Änderungen oder Hinzufü-
gungen, die nach der Herausgabe der ersten Ar-
beitsanweisung erforderlich werden. 

II. Methode zur Vorbereitung der Vertragsunter-
lagen 

Die Vertragsunterlagen müssen in Übereinstim-
mung mit den anwendbaren Klauseln des gesetzli-
chen Vertragsverfahrens vorbereitet werden, wie in 
den Deutschen Industrie Normen DIN 1960 — 1985 
festgelegt ist; jedoch den Änderungen unterworfen, 
die zur Anpassung an besondere Umstände in Be-
zug auf irgendein Projekt erforderlich sind. 

III. Unterzeichnete Vertragsunterlagen 

Eine Abschrift aller Vertragsunterlagen und sich 
darauf beziehender Schriftsätze muß jedem Mit-
glied des Arbeits-Unterausschusses der 3 Alliier-
ten auf Wunsch verfügbar sein. 

IV. Verantwortlichkeit der Ausführung 

Sie werden für die Ausführung aller Arbeiten 
voll verantwortlich sein und Sie müssen gewähr-
leisten, daß alle verwandten Materialien und die 
Qualität der geleisteten Arbeit mit dem geforder-
ten Standard übereinstimmen und zur Zufrieden-
heit des Arbeits-Unterausschusses der 3 Alliierten 
ausgeführt sind. 

V. Unterlagen 

Sie werden für die sichere Aufbewahrung aller 
Dokumente, Pläne und Zeichnungen im Zusam-
menhang mit diesen Arbeiten verantwortlich sein. 

VI. Angestellte des Unternehmers 

Sie müssen gewährleisten, daß die verpflichteten 
Unternehmer sich an die Bestimmungen der Be-
satzungsmächte halten, insbesondere in Bezug auf 
Personal, was von Ihnen für diese Arbeiten be-
schäftigt wird. 

VII. Materialien und Arbeitsausführungen 

Alle Materialien und Arbeitsausführung sollen 
mit dem Standard, der in den Deutschen Industrie 
Normen DIN 1962 — 1985 festgelegt ist, überein-
stimmen, wenn nicht etwas anderes verfügt wurde. 

VIII. Dach 

Alle Dächer, ob Schieferdach, Ziegeldach, Glas-
dach und Dachfilz oder andere Konstruktionen 
müssen genau überprüft werden, und alle schad-
haften Stellen müssen völlig überholt werden, ein-
schl. der Dachkonstruktion, des Dachstuhls und des 
Bleiwerkes, wo erforderlich. 

IX. Dachrinnen und Regenwasserrohre 

Alle Rinnen und Rohre müssen gereinigt wer-
den und schadhafte Stellen müssen repariert oder 
erneuert werden. 

X. Drainierung 

Alle Abzugsröhren von den Gebäuden zu den 
Kanalisationsrohren und den Klärkammern müs-
sen überprüft werden, wo erforderlich, gereinigt 
werden, repariert oder erneuert werden und es 
muß gewährleistet sein, daß ihre Kapazität zur 
Aufnahme von Regenwasser, Abfall und Sielwasser 
ausreichend ist. 
In Fällen, wo keine Verbindung zu Kanalisa-

tionsrohren besteht. oder wo diese Verbindung nicht 
möglich oder nicht wirtschaftlich ist, muß gewähr-
leistet sein, daß ausreichende Vorrichtungen zur 
Entfernung aller Abwässer besteht. 

XI. Zentralheizung 

Alle Heizungssysteme müssen vollkommen über-
holt werden und nötigenfalls müssen Reparaturen, 
Auswechslungen und Änderungen durchgeführt 
werden um zu gewährleisten, daß jeder Teil 
des Gebäudes ausreichend mit Wärme versorgt ist. 
Die allgemeine Leistungsfähigkeit der Heizungs-

systeme muß es ermöglichen, daß die verschiedenen 
Räume auf einer Temperatur von 60 0  - 65° Fah-
renheit gehalten werden können, bei einer Außen-
temperatur von 30° Fahrenheit. 
Besondere Aufmerksamkeit ist auf die Notwen-

digkeit zu richten, daß Regulatoren, Sicherheits-
ventile, Heizkörperventile, Druckmesser, Thermo-
meter, Manometer, Hydrometer usw. in Ordnung 
sind, daß das System genügende Isolation besitzt 
und daß für große und wichtige Gebäude Reserve-
oder Ersatzkessel usw. bereitgestellt und betriebs-
fertig sind. Eine weitere Notwendigkeit ist, daß 
ein vollständiger Satz von Feuerungsgeräten ver-
fügbar ist. 

XII. Heißwasserversorgung 
Wie auch beim Zentralheizungssystem, müssen 

die bestehenden Installationen überholt werden 
und alle erforderlichen Reparaturen und/oder 
Auswechslungen durchgeführt werden. 
Sollten die bestehenden Installationen unzurei-

chend sein, genügende Mengen heißen Wassers zu 
liefern, so sind zusätzliche oder größere Boiler, 
Durchlauferhitzer, Gasautomaten und -Speicher, 
elektr. Warmwasserbereiter und alle normalen Zu-
behörteile vorzusehen. 



XIII. Kamine 

Alle Kamine müssen überprüft, gereinigt und 
alle Hindernisse beseitigt werden. Der Kaminbau 
ist zu prüfen und notwendige Korrekturen müs-
sen durchgeführt werden, um zu gewährleisten, 
daß jede Feuergefahr auf ein Minimum reduziert 
wird. 

XIV. Entfernen überflüssiger Ausrüstung 

Wo überflüssige Ausrüstung, z. B. Dauerbrand

-

öfen, Kochherde usw. noch in Räumen steht, die 
als Büro oder Wohnraum verwendet werden sollen, 
soll diese entfernt werden, wenn sie nicht in ande-
ren Teilen des Gebäudes wieder passende Verwen-
dung finden kann. 

Im allgemeinen soll unbrauchbare Ausrüstung in 
keinem Hause zurückbleiben, außer in Sonderfäl-
len. Diese Gegenstände sollen entweder repariert, 
ersetzt oder entfernt werden. 

XV. Wasserversorgung, Klempnerinstallationen 
und sanitäre Anlagen 

Die Wasserversorgung von den öffentlichen 
Hauptleitungen muß überprüft werden, um zu ge-
währleisten, daß zu jeder Zeit für alle Zwecke 
genügend Wasser vorhanden ist. Wasserreservoire 
und Leitungen müssen nachgesehen werden und 
notwendige Reparaturen usw. ausgeführt werden. 

Alle bestehenden sanitären Anlagen müssen voll-
kommen überholt werden und müssen in erst-
klasssigem Betriebszustande sein. Dieses betrifft 
alle Einzelteile einer Anlage, aber besondere Auf-
merksamkeit muß Toiletten, Spülkästen, automa-
tischen Spülern, Urinalen, Waschbecken, Spülbek-
ken, Warm- und Kaltwasserhähnen, Sperrventilen, 
Abflußknien und Boden- und Abflußrohren zuge-
wandt werden. 

XVI. Mauerwerk, Ziegelmauerwerk usw. 

Eine genaue Überprüfung allen Mauerwerks, 
Ziegelmauerwerks, Betons usw. muß durchgeführt 
werden; nach dieser Überprüfung müssen alle not-
wendigen Reparaturen durchgeführt werden und, 
wo erforderlich, Mauerfugen ausgehackt und wie-
der verstrichen werden und Sockelplatten, Kranz-
leisten, Mauerkappen usw. repariert werden. 

Jegliche Zeichen von Einsinken oder anderer 
Strukturverschiebungen müssen untersucht werden 
und Abhilfe geschaffen werden, doch in Fällen, 
wo diese ernsthafter Natur sind, muß ein Bericht 
vorgelegt werden zur Entscheidung durch die Alli-
ierten Behörden. 

XVII. Zimmermann- und Schreinerarbeiten 

Vom Keller bis zum Dach ist eine genaue Über-
prüfung auszuführen, um festzustellen, ob Anzei-
chen von Holzfäule oder Moder bestehen. In sol-
chen Fällen sind die notwendigen Reparaturen 

durchzuführen, doch wenn diese ausgedehnt ist, 
muß dem zuständigen Alliierten Fachvertreter 
darüber Bericht erstattet werden. 

Alles tragende Gebälk, Fußböden und Leisten, 
Türen, Fenster und Fensterläden, Flügelrahmen 
und Fensterflügel, Rahmen, Verkleidungen und 
Oberschwellen, Verschalungsbretter, Rinnenver-
schalung und Stirnbretter, Regale, Stellagen und 
Kabinette müssen überprüft und repariert werden, 
erneuert und / oder in Ordnung gebracht werden, 
wo erforderlich. 

XVIII. Verschlüsse, Schlösser oder andere Siche-
rungsvorrichtungen 

Alle Verschlüsse, einschl. Fensterverschlüsse und 
Fensterhaken, Türbeschläge und Schlösser müssen 
vollständig überholt werden, und erforderliche Re-
paraturen und Erneuerungen durchgeführt werden, 
und mindestens zwei Schlüssel müssen für jedes 
Schloß vorgesehen werden. 

Wenn für gewisse Türen besondere Sicherheits-
schlösser erforderlich sind, werden diese auf der 
detaillierten Arbeitsanweisung aufgeführt sein. 

In der detaillierten Arbeitsanweisung wird eben-
falls angegeben, vor welchen Fenstern Sicherheits-
stangen oder Gitter angebracht werden müssen. 

XIX. Eisen, Stahl- und anderes Metallwerk 

Fenster und Türrahmen, Balkons, Feuerleitern, 
tragende Eisen- und Stahlteile, Geländer und Tore 
müssen überprüft und alle Defekte 'repariert 
werden. 

XX. Elektrische Beleuchtung und elektrische Instal-
lationen 

Die gesamten elektrischen Installationen müs-
sen überprüft werden, und es muß gewährleistet 
sein, daß die Zubringerkabel von der Hauptleitung 
genügende Kapazität besitzen, um eine der Benut-
zung des Gebäudes entsprechende, ausreichende 
Quantität an Elektrizität und Kraft zu speisen. 

Wo Personenaufzüge bestehen, müssen sie über-
prüft werden und notwendige Reparaturen ausge-
führt werden, um sie in einen guten Betriebszu-
stand zu bringen. 
Elektrizitätszähler, Hauptschalter usw. und die 

Installationen des Zuführungs- und Verteiler-
raumes (wo ein solcher besteht) müssen nachge-
sehen werden und alle erforderlichen Repara-
turen und Änderungen durchgeführt werden. 

Das Leitungssystem muß überprüft werden, um 
zu gewährleisten, daß die bezüglichen Bestimmun-
gen eingehalten werden und daß sein Zustand und 
Umfang für alle Erfordernisse ausreichend ist. Not-
wendige Reparaturen sind durchzuführen. 

Bestehende Beleuchtungskörper sollen nicht 
durch andere ersetzt werden, wenn diese nicht 
besonders in der detaillierten Arbeitsanweisung 



gefordert wurde. Wo annehmbare Beleuchtungs-
körper bestehen, sollen diese überholt und in Ord-
nung gebracht werden. Besondere Beachtung soll 
der Beleuchtung von Eingangshallen und Konfe-
renzräumen in Bürogebäuden geschenkt werden. 
lm allgemeinen soll in jedem Büroraum ein 

Wandstecker installiert werden, doch sind für grö-
ßere Büroräume mehrere vorzusehen. Für Wohn-
raum sollen mehreren Anforderungen entsprechend 
Wandstecker vorgesehen werden zum Anschluß von 
Tischlampen, Standlampen und Nachttischlampen, 
Bügeleisen, Toaster, Staubsauger, Eisschränken usw. 

Bezüglich wichtiger Gebäude mag es erforder-
lich sein, unabhängige Notstrom- und Beleuch-
tungssysteme vorzusehen. In solchen Fällen werden 
diese Erfordernisse auf der detaillierten Arbeitsan-
weisung aufgeführt werden. 
Außenbeleuchtung wird besonders angefordert, 

wo erforderlich. 

XXI. Verglasung 
Sämtliche Verglasung muß nachgesehen werden 

und fehlende und zerbrochene Scheiben erneuert 
werden. Für Toilettenfenster in Bürogebäuden 
soll Mattglas oder anderes undurchsichtiges Glas 
verwendet werden. 

XXII. Verputz 
Wand- und Deckenflächen, Kranzleisten, Gesimse 

und Ornamente müssen vor der letzten Behand-
lung in Ordnung gebracht werden, wo beschädigt 
oder rissig. Marmor oder künstlicher Marmor auf 
Wänden und Treppen usw. muß auch instandgesetzt 
werden. 
Der Außenputz muß in guten Zustand gebracht 

werden und notwendige Reparaturen ausgeführt 
werden. 

XXIII. Maler- und Tapezierarbeiten 
Nur ein hoher Standard dieser Renovierungs-

arbeiten, innen und außen, wird als annehmbar 
angesehen, doch um in dieser Hinsicht unnötige 
Ausgaben zu vermeiden, wird der Fachvertreter 
des betreffenden Alliierten bei der gemeinsamen 
Begehung mit dem Vertreter des Wiederaufbau-
ministeriums den Umfang und Rahmen der durch-
zuführenden Renovierungsarbeiten angeben. Diese 
Anweisungen werden später in die detaillierte 
Arbeitsanweisung aufgenommen. Im allgemeinen 
sollen die verwandten Materialien und Arbeits-
ausführung in Übereinstimmung mit den deutschen 
Industrie-Normen DIN 1976-1977 gehalten werden. 

Es ist nicht möglich, für die Wahl der Farben 
eine allgemeingültige Regelung zu treffen, doch 
normalerweise sollen die Decken in Weiß, die 
Wände cremefarbig und das Holzwerk cremefarbig 
gehalten werden. Wo Tapete benutzt wird, soll 
diese in heller Farbe und einfachem Muster sein. 
In Fällen, wo von dieser allgemeinen Regelung ab

-

gewichen werden soll, wird der alliierte Fachver-
treter alle besonderen Erfordernisse auf der detail-
lierten Arbeitsanweisung aufführen. 

XXIV. Bodenbelag 
Wenn es gewünscht wird, Linoleum zu verlegen, 

so wird dieses der alliierte Fachvertreter mit in 
der detaillierten Arbeitsanweisung aufführen. In 
allen anderen Fällen soll Linoleum weder geliefert 
noch verlegt werden. 

In keinem Falle sollen Teppiche in irgendeinem 
Projekt beschafft oder befestigt werden, es sei 
denn, daß genaue schriftliche Anweisungen geson-
dert ergehen. 

XXV. Vorhangschienen und Gardinenleisten 
Für Wohnraum muß über den Fensteröffnungen 

Gardinenaufhängevorrichtung angebracht werden, 
das heißt Haken, Schienen, Ringe und Gardinen-
leisten. 

XXVI. Küchenausrüstung 
Es muß gewährleistet sein, daß alle Kochein-

richtungen in guten Betriebszustand gebracht wer-
den. Wenn der Fachvertreter des betreffenden Alli-
ierten entscheidet, daß die bestehende Kochein-
richtung erneuert werden muß durch Installationen 
von Herden usw. größter Kapazität, so müssen 
diese Erfordernisse auf der detaillierten Arbeits-
anweisung aufgeführt sein. 

XXVII. Überflutung 
Es ist die Verantwortlichkeit des Wiederaufbau-

ministeriums, den Fachvertreter des betreffenden 
Alliierten von jeglichen bekannten Überflutungs-
bedingungen zu unterrichten, die für Gebäude be-
stehen mögen, in denen Instandsetzungsarbeiten 
erforderlich sind. 

XXVIII. Einfahrten, Fußwege und Parkplätze 
Alle erforderlichen Reparaturen unter Verwen-

dung von Teersplitt, Betonkies oder einem anderen 
passenden Oberflächenmaterial sind bei Einfahr-
ten und Fußwegen auszuführen und ausreichende 
Oberflächen-Drainierung ist vorzusehen. 
Parkplätze sind zu planieren und eine Erneue-

rung der Oberfläche mit Teersplitt oder einem 
anderen zugelassenen Straßenmaterial durchzu-
führen, wo erforderlich. Auch hier muß ausrei-
chende Drainierung vorgesehen werden. 

XXIX. Gärten und Anlagen 
Alle Grasflächen, Rasen, Blumenbeete usw. müs-

sen in erstklassigem Zustand sein, wenn die Ge-
bäude durch die Deutschen Behörden übergeben 
werden, und alle erforderlichen Bepflanzungen usw. 
zur Erreichung dieses Zustandes müssen ausge-
führt werden. 



XXX. Entfernen des Bauschuttes und Reinigung 

Bevor die Gebäude durch die Deutschen Behör-
den übergeben werden, muß jeglicher Schmutz und 
Unrat vom Gebäude und seiner unmittelbaren Um-
gebung entfernt werden. 

Nach Beendigung der Bauarbeiten müssen alle 
Böden abgewaschen werden, Glasscheiben von 
innen und außen gereinigt werden, Farb-, Leim- 
und Gipsflecke entfernt werden und das Gebäude 
vollkommen gesäubert und bewohnbar gemacht 
werden. 
Bauschutt von Gebäuden, in denen Instandset-

zungsarbeiten im Gange sind, muß so schnell wie 
möglich aus der Nähe des Gebäudes entfernt wer

-

den und es muß alle Sorgfalt angewandt werden, 
daß durch auf den Straßen umherfliegenden 
Schutt usw. kein Ärgernis verursacht wird. 

Office of the British Administrative 
Commandant 

Frankfurt/Bonn 
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November 1949 



Anlage 4 

Übersetzung 

Expenditure Branch Zonal Office 
of the Financial Advisor Zonal 

Executive Office 
64 HQ CCG (BE) 

BAOR 1. 

19. März 1949 
FIN/22, 227 (E) 

Technische Anweisung Nr. 111 des 
Financial Adviser 

Betr.: Prüfung der Besatzungskosten und mandato-
rischen Ausgaben. Requisitions- und Abrech-
nungsverfahren. 

Abschnitt I -- Allgemeines 

1. In dieser Anweisung ist das ab 1. April 1949 
in der britischen Zone zu befolgende Verfahren für 
die Anforderung von Waren und Dienstleistungen 
vom deutschen Sektor durch' britische Wehrmacht-
teile und die Kontrollkommission und für die Prü-
fung der dabei entstehenden Ausgaben dargelegt. 
Die Anweisungen entsprechen den vom Militär- 
gouverneur genehmigten Vorschlägen der zweiten 
Arbeitsgemeinschaft über Besatzungskosten. 

2. Die Finanztechnische Anweisung Nr. 39 — 
Bezahlung von auf 21 A Gp Formular 80 G ange-
forderten Waren und Dienstleistungen — vom 
25. August 1945, und sämtlichen Abänderungen zu 
dieser Anweisung werden hiermit aufgehoben, und 
nach dem 31. März 1949 werden keine 80 G-For-
mulare ausgestellt. 

3. Am 1. April 1949 werden die folgenden For-
mulare in Benutzung genommen: 

a) BAOR-Formular 283 — Anforderungsformular. 
Dieses Formular ersetzt das 80 G-Formular, 
wird in fünffacher Ausfertigung gedruckt und 
in Blöcken zu je 100 Sätzen ausgegeben. 

b) BAOR-Formular 284 -- Belastungsermächti-
gung. In vierfacher Ausfertigung gedruckt und 
in Blöcken zu je 100 Sätzen ausgegeben. 

c) BAOR-Formular 285 — Abschlagsbescheinigung. 
In doppelter Ausfertigung gedruckt und in 
Blöcken zu je 50 Sätzen ausgegeben. 

Diese Formulare sind fortlaufend numeriert nach

-

weisungspflichtige Unterlagen und sind als solche 
von allen Stellen zu behandeln. 

4. In den nachfolgenden Paragraphen der An-
weisung werden Abrechnungsoffiziere, Haushalts-
kontrolloffiziere, Unterhaushaltskontrolloffiziere, 
Beschaffungsoffiziere und Empfangsoffiziere er-
wähnt. Um der Klarheit willen werden folgende 
kurze Begriffsbestimmungen gegeben: 
a) Abrechnungsoffizier — In Übereinstimmung 

mit den vom Militärgouverneur erlassenen An-
weisungen wird der Leiter jeder Division bzw. 
Group der COG (Kontrollkommission für 
Deutschland)  als der Abrechnungsoffizier be-
trachtet, dem die endgültige Verantwortung für 
die Überwachung der Ausgaben an Hand der 
genehmigten Voranschläge und für die Führung 
genauer, prüfungsfähiger Unterlagen hierüber 
obliegt. Zu den Abrechnungsoffizieren der CCG 
gehören DCOS (Exec) und der Chief Admin-
istration  Officer  (Hauptverwaltungsoffizier). Bei 
den Wehrmachtteilen ist gewöhnlich der die 
Verwaltung leitende dienstälteste Offizier der 
Abrechnungsoffizier im Sinne dieser Anweisung. 

b) Haushaltskontrolloffizier (BCO) — Der Offizier, 
der Abrechnungsoffizieren die Aufgaben der all-
gemeinen Haushaltsüberwachung und -abrech-
nung überträgt. 

c) Unterhaushaltskontrolloffizier (SBCO) — Ein 
Offizier, dem die Bearbeitung und Überprüfung 
eines Teils des vom BCO überwachten Haupt-
haushalts übertragen ist nach etwaiger Anord-
nung durch den .Abrechnungsoffizier. 

d) Beschaffungsoffizier — Ein ordnungsmäßig er-
nannter Offizier, der ermächtigt ist, Waren und.  



Leistungen (außer unmittelbar beschäftigten 
Arbeitskräften und Unterkunft) auf Grund von 
BAOR — Formular 283 zu beschaffen. Jeder 
Beschaffungsoffizier muß im Besitze einer ört-
lichen Beschaffungsberechtigungskarte sein. 

e) Empfangsoffizier — Der Offizier, der für die 
Empfangsbestätigung der auf BAOR-Formular 
283 angeforderten Waren und Leistungen zu-
ständig ist. 
5. Damit die Haushaltskontrolloffiziere bzw. 

Unterhaushaltskontrolloffiziere in der Lage sind, 
die erforderliche Überwachung der Ausgaben aus-
zuüben, genaue Unterlagen zu führen und im all-
gemeinen die ihnen in dieser Hinsicht vom Abrech-
nungsoffizier übertragenen Aufgaben zu erfüllen, 
sind die bisher in Kraft befindlichen Verfahren ab-
geändert worden, und es wird unter anderem vor-
gesehen: 
a) Vorherige Preisfestsetzung aller Anforderungen 

und Genehmigung des veranschlagten (oder ver-
einbarten) Preises durch den Haushaltskontroll-
offizier bzw. Unterhaushaltskontrolloffizier, 
bevor die tatsächliche Zustellung der Anforde-
rung an die deutsche Behörde zur Ausführung 
erfolgt. 

b) Genehmigung des von den deutschen Behörden 
veranschlagten endgültigen Preises der Waren 
oder Dienstleistungen durch den Haushaltskon-
trolloffizier bzw. Unterhaushaltskontrolloffizier, 
bevor der Antrag je nach Lage des Falls den 
Besatzungskosten oder mandatorischen Ausga-
ben belastet wird. 

Abschnitt II — Requisitionsverfahren 

A — Vorherige Preisfestsetzung 
6. Das übliche Verfahren, nach dem die vorherige 

Preisfestsetzung vorgenommen wird,, ist folgendes: 
Das Anforderungsformular (283) wird in fünf-

facher Ausfertigung ausgestellt (in Teil A u. C 
[Spalten 1, 2, 3 u. 5] ausgefüllt), und alle Ausferti-
gungen werden an die Kriegsschädenfeststellungs-
behörde übersandt, an die sie später als tatsächliche 
Anforderung (vgl. § 10) weitergeleitet werden. In 
diesem Stadium wird es Aufgabe der Kriegs-
schädenfeststellungsbehörde sein, sich mit Liefer-
firmen in Verbindung zu setzen, die beste Bezugs-
quelle (in geeigneten Fällen durch Ausschreibung 
im Wege des Wettbewerbs) ausfindig zu machen, 
der der Auftrag erteilt werden kann, den geschätz-
ten (oder vereinbarten) Preis auf dem Formular 
(Spalte 8 des Teils C) einzusetzen, den Namen des 
deutschen Lieferanten (Teil B) einzutragen und 
sämtliche Ausfertigungen des Formulars dem Offi-
zier (Haushaltskontrolloffizier, Unterhaushalts-
kontrolloffizier oder Beschaffungsoffizier), auf des-
sen Ersuchen hin die vorherige Preisfestsetzung 
durchgeführt wurde, zurückzureichen. 
7. Bekanntlich gibt es Fälle, in denen die vor-

herige Preisfestsetzung auf Grund des in § 6 dar-
gelegten üblichen Verfahrens untunlich sein wird, 
z. B. 

(i) bei Vorliegen gewichtiger technischer Gründe 
für die Inanspruchnahme einer bestimmten 
Firma; 

(ii) wo die Freigabe von bewirtschafteten Waren 
entweder von Fertigfabrikaten oder von Roh-
stoffen (gewöhnlich über das Mandatory Requi-
rements Office) in ähnlicher Weise die Nam-
haftmachung des tatsächlichen Lieferanten er-
forderlich macht; 

(iii) In Fällen äußerster Dringlichkeit, in denen es 
unwahrscheinlich ist, daß die Ausgaben 
DM 1 000,— übersteigen. 

8. In derartigen Fällen kann die Namhaft-
machung eines Lieferanten bzw. die Verhandlun-
gen über den Preis ohne Einschaltung der Kriegs-
schädenfeststellungsbehörde durchgeführt werden, 
und die Anforderungsformulare werden ihr je nach 
Lage des Falls bereits in Teil B bzw. Teil C 
(Spalte 8) ausgefüllt zugesandt. Es wird jedoch be-
tont, daß dies Ausnahmen sind und daß in allen 
Fällen, in denen vom üblichen Verfahren abge-
sehen wird, gute und hinreichende Gründe vorlie-
gen müssen. Die Beibehaltung des gegenwärtigen 
Verfahrens, wonach die Lieferung und die Preis-
verhandlungen durch Vermittlung oder mit Hilfe 
anderer deutscher (staatlicher oder sonstiger) Stel-
len als der Kriegsschädenfeststellungsbehörde vor-
genommen werden, wird in den Fällen zugelassen, 
in denen die Anwendung des Verfahrens unter obi-
gem § 6 eindeutig untunlich ist. Es ist jedoch 
wesentlich, daß, wenn die Namhaftmachung eines 
Lieferanten bzw. die Preisverhandlungen unter 
Ausschaltung der Kriegsschädenfeststellungsbe-
hörde erfolgen, letztere auf dem laufenden zu hal-
ten ist, da sie später, wie bisher, für die endgül-
tige Preisfestsetzung auf allen Anforderungsfor-
mularen verantwortlich ist. 
9. Das vorherige Preisfestsetzungsverfahren gilt 
nicht für Dienstleistungen öffentlicher Versorgungs-
betriebe, die auf Grund feststehender Tarife erfol-
gen (vgl. auch § 38) 

B — Zustellung von Anforderungs

-

formularen 

10. Es wurde vereinbart, das System der Lei

-

stungsanforderungen bei den deutschen Behörden 
beizubehalten, und es ergibt sich daher, daß die 
Anforderungsformulare von Anfang an der deut-
schen Behörde zuzustellen sind. Erst wenn ord-
nungsgemäß ausgefüllte Anforderungsformulare 
der deutschen Behörde zugestellt wurden und von 
ihr wiederum dem Lieferanten, ist eine rechts-
gültige Anforderung an diesen erfolgt. Die Ver-
teilung der Ausfertigungen des BAOR-Formulars 
283 nach dem neuen Verfahren ist auf dem Schau-
bild in Anhang A dargestellt, das in Anbetracht 
der in den obigen §§ 7 und 8 erwähnten Ausnahme-
fällen den weiteren Ablauf erst von dem Zeitpunkt 
an angibt, in dem die vorherige Preisfestsetzung 
abgeschlossen und das Formular zur Weiterleitung 
als eine endgültige Anforderung bereit ist. 



11. Wie ersichtlich, sind die Erst- und Zweitaus-
fertigungen des ausgefüllten Formulars 283 der 
deutschen örtlichen Behörde zuzustellen. Soweit 
nicht eine besonders genehmigte gegenteilige Rege-
lung besteht, (z. B. im Zusammenhang mit gewis-
sen Arbeitsdiensten) sind die zuständigen deutschen 
Stellen, denen die Formulare zur Ausführung zuzu-
stellen sind, die Kriegsschädenfeststellungsbehör-
den, die bis zur Stadt- und Landkreisinstanz beste-
hen. Es wurde jedoch beschlossen, daß Anforderun-
gen für Waren und Leistungen (außer bei Arbeits-
diensten), deren veranschlagte Kosten 5 000,— DM 
übersteigen, normalerweise nicht bei einer niedri-
geren Instanz als den Regierungsbezirken einzu-
reichen sind. 

12. Wenn hierfür gewichtige Gründe vorliegen, 
ist nichts dagegen einzuwenden, daß die Beschaf-
fungsoffiziere die Zweitausfertigung des Requi

-

sitionsformulars dem Lieferanten direkt zustellen, 
vorausgesetzt, daß die Erstausfertigung gleichzei-
tig an die deutsche Behörde abgeht und daß alle 
Beteiligten sich genau darüber im klaren sind, daß 
die Zustellung einer Ausfertigung unmittelbar an 
den Lieferanten lediglich der Information dient 
und an sich keinen Vertragsschluß darstellt. Ein 
Vertragsverhältnis über Lieferung von Waren oder 
Leistungen auf Grund des Requisitionsverfahrens 
kann nur zwischen der deutschen Landesbehörde 
und dem Lieferanten bestehen. Unter keinen Um-
ständen dürfen die verausgabenden Abteilungen 
vertragliche Verpflichtungen mit einer deutschen 
Firma eingehen. 

13. Bei der Zustellung des Anforderungsformu-
lars 283 an die Kriegsschädenfeststellungsbehörde 
zur Ausführung sollen folgende Teile ausgefüllt 
sein: A; B; C (Spalten 1, 2, 3, 5, bezüglich Art und 
Menge der angeforderten Waren und Spalte 8 be-
züglich des veranschlagten oder vereinbarten Prei-
ses); D (falls zutreffend) Bezüglich des Teils D ist 
es notwendig, daß den Kriegsschädenfeststellungs-
behörden genauestens Angaben über Art und 
Menge der gelieferten Waren gemacht werden. 
Wenn der vorgesehene Raum für die vollständige 
Beschreibung nicht ausreicht, so ist diese durch 
Beifügung eines von dem zuständigen Offizier der 
Wehrmachtteile bzw. CCG unterzeichneten Ver-
merks zu dem Anforderungsformular und durch 
den Hinweis „siehe beiliegenden Vermerk" in Teil D 
zu geben. Die Teile E und G müssen vom Beschaf-
fungsoffizier bzw. Haushaltskontrolloffizier (Un-
terhaushaltskontrolloffizier) unterzeichnet sein, und 
diese Offiziere werden ebenfalls gebeten, dafür zu 
sorgen, daß stets in den dafür vorgesehenen Spal-
ten ihre genauen Anschriften angegeben sind. 

14. Nach dem Zweimächte-Kontrollamtsverfah-
ren sind von den mandatorischen Verbrauchern 
der deutschen Wirtschaft erteilte Aufträge auf in-
dustrielle Fertigwaren und Rohstoffe sowohl men-
gen- als auch artmäßig auf die jeweils vom Zwei-
mächtekontrollamt genehmigten Zuteilungen be-
schränkt. Die zur Prüfung und Bestätigung, daß 
alle derartigen Aufträge ordnungsmäßig im Rah

-

men der vom. Zweimächtekontrollamt genehmigten 
Zuteilungen liegen, zuständigen Stelle in der bri-
tischen Zone ist das Mandatory Requirements Of-
fice, Minden, das die Ermächtigung für die dies-
bezüglichen Produktionsbescheinigungen erteilt. Es 
ist daher erforderlich, daß das als „M. R. O. Kon-
trollaktenzeichen" bekannte Geschäftszeichen der 
entsprechenden Ermächtigung für die Produktions-
bescheinigung stets in Spalte 1 des Teils C unter 
der Rubrik „Beschaffungsvollmacht" auf dem für 
industrielle Rohstoffe und Fertigwaren, deren 
Kosten 300 DM übersteigen, ausgestellten Formu-
lar 283, eingesetzt ist. 

Kleinere Aufträge dringender Art unter 300 DM 
können von Vertretern des Mandatory Require-
ments Office bei den Landeshauptquartieren, de-
nen zur Deckung derartiger Aufträge Genehmi-
gungsbefugnisse übertragen wurden, genehmigt 
werden. 

15. Wie bereits in obigem § 8 erwähnt, ist es 
von besonderer Wichtigkeit, daß in Fällen, in de-
nen die Namhaftmachung eines Lieferanten und 
die Preisverhandlungen nicht unter Einschaltung 
der Kriegsschädenfeststellungsbehörde erfolgt sind, 
(wie in § 6) der Kriegsschädenfeststellungsbehörde 
genaue Angaben gemacht werden, wenn die For-
mulare 283 zugestellt werden, und die Original-
(oder abschriftlichen) Angebote, Preisnotierung 
usw. sind ihnen zu übersenden. 

C — Genehmigung des Preises 

16. Das Verfahren, wonach die Lieferanten ihre 
Ansprüche vorzulegen haben und wonach die Zah-
lung durchzuführen ist, ist in dem Schaubild in An-
hang A dargestellt. Kurz zusammengefaßt ist es 
wie folgt: 

Nach Fertigstellung der Anforderung hat der 
Lieferant die Spalte „Ansprüche" (Teil F des For-
mulars) auf den Erst- und Zweitausfertigungen 
auszufüllen. Er hat beide Exemplare dem Emp-
fangsoffizier zur Ausfüllung der Spalte „Empfang" 
(Teil H) zu übersenden. (In der auf der Rückseite 
des Formulars gedruckten deutschen Anweisung 
wird darauf hingewiesen, daß die Spalten 9 bis 10 
des Teils C (Endgültiger Preis) nicht von dem Lie-
feranten auszufüllen sind. Er kann jedoch seine 
eigene Rechnung beifügen). Der Empfangsoffizier 
hat beide Exemplare ordnungsmäßig quittiert dem 
Lieferanten zurückzugeben, der die Zweitausfer-
tigung für seine eigenen Akten behält und die 
Erstausfertigung an die Kriegsschädenfeststel-
lungsbehörde weiterleitet. 

17. Die Kriegsschädenfeststellungsbehörde hat 
den Anspruch des Lieferanten zu prüfen, den ihm 
nach deutschen Rechtsvorschriften und Gepflogen-
heiten zu zahlenden Betrag abzuschätzen, die Spal-
ten 9 bis 10 des  Teils C auszufüllen sowie Teil I 
des Formulars auszufüllen, welcher die erforder-
liche deutsche Zahlungsanweisung für die Kasse 
darstellt. 



18. In diesem Stadium ist die ausgefüllte Erst-
ausfertigung von der Kriegsschädenfeststellungs-
behörde an den Haushaltskontrolloffizier bzw. Un-
terhaushaltskontrolloffizier weiterzuleiten, dessen 
Unterschrift und Anschrift in Teil G angegeben ist. 
Dies wird dem Haushaltskontrolloffizier bzw. dem 
Unterhaushaltskontrolloffizier die Gelegenheit ge-
ben, den endgültigen Preis, der bei dem Haushalt, 
für den er verantwortlich ist, zu verbuchen ist, zu 
genehmigen und den endgültigen Preis mit dem 
veranschlagten oder vereinbarten zu vergleichen, 
der in Spalte 6 des Teils C zu der Zeit angegeben 
wurde, als er das Vorhandensein haushaltsmäßiger 
Deckung bescheinigte. Falls der Haushaltskontroll-
offizier bzw. Unterhaushaltskontrolloffizier mit der 
endgültigen Preisfestsetzung einverstanden ist, hat 
er das BAOR-Formular 284 (Belastungsermächti-
gung) in vierfacher Ausfertigung auszustellen. Die 
Verteilung der vier Exemplare ist in dem Schau-
bild auf Anhang A (in rot) angegeben. Um Mißver-
ständnisse zu vermeiden, muß betont werden, daß 
das BAOR-Formular 284 keine Zahlungsanweisung 
für die Kasse ist. Eine derartige Anweisung kann 
nur von den deutschen Behörden erteilt werden, 
und sie wird lt. § 17 durch die Kriegsschädenfest-
stellungsbehörde gegeben; d. h. durch Ausfüllung 
des Teils I. Die Belastungsermächtigung ist viel-
mehr eine Ermächtigung, den darauf angegebenen 
Betrag den Besatzungskosten bzw. den mandato-
rischen Ausgaben zu belasten. (Die Haushaltskon-
trolloffiziere bzw. Unterhaushaltskontrolloffiziere 
werden gebeten, besonders auf die Haushalts-
buchungsangabe, die sie auf den BAOR-Formularen 
264 eintragen, zu achten. Maßgebend sind hier 
Teil III und Anhänge C, D und E dieser Anwei-
sung). Die Erstausfertigung der Belastungsermäch-
tigung ist stets der Erstausfertigung des Anforde-
rungsformulars (mit dem endgültig festgesetzten 
Preis) beizufügen, wenn sie an die Kasse weiter-
geleitet wird (deren Anschrift in Teil I angegeben 
ist). Das in den Fällen anzuwendende Verfahren, 
in denen der Haushaltskontrolloffizier bzw. Unter-
haushaltskontrolloffizier nicht in der Lage ist, dem 
von der Kriegsschädenfeststellungsbehörde veran-
schlagten Preis 'zuzustimmen, ist in nachstehendem 
§ 22 angegeben. 

D — Abschlagszahlungen 

19. Beschaffungen, bei denen es sich um lang-
fristige Arbeiten oder um fortlaufende Lief erun-
gen handelt, waren bisher Gegenstand von Ab-
schlagszahlungen in Zeitabständen bis zu einem 
Monat. Dieses Verfahren wird weiterhin in Kraft 
bleiben, und es ist erwünscht, die Anwendung von 
Abschlagsbescheinigungen in allen geeigneten Fäl-
len zu fördern. Die Abschlagsbescheinigung (BAOR-
Formular 285), ist normalerweise von dem zustän-
digen Empfangsoffizier auszustellen. Der  Lieferant 
wird angewiesen, mit seiner ersten Forderung auf 
Abschlagszahlung die Erstausfertigung des in 
Teil F ausgefüllten Anforderungsformulars sowie 
seine Rechnung für den geforderten Abschlagsbe

-

trag einzureichen. Der Empfangsoffizier wird die 
Erstausfertigung des Anforderungsformulars be-
halten, an  'den  Lieferanten eine Abschlagsbeschei-
nigung ausstellen und weiterleiten und im Teil J 
der Erstausfertigung des Anforderungsformulars 
Einzelheiten über die Abschlagsbescheinigung ver-
merken. 

20. Weitere Abschlagsbescheinigungen werden 
nach Bedarf ausgestellt und in genau der gleichen 
Weise wie die Erstausfertigungen des Anforde-
rungsformulars bearbeitet. Sie treten demnach an 
die Stelle der Erstausfertigung (die inzwischen 
beim Empfangsoffizier verbleibt), bis nach endgül-
tigem Abschluß der gesamten Anforderung die 
Erstausfertigung des Anforderungsformulars selbst 
quittiert und an den Lieferanten weitergeleitet 
wird. 

21. Das Schaubild in Anhang A zeigt das Ver-
fahren, und wie ersichtlich, erfordert jede Ab-
schlagsbescheinigung die Ausstellung einer sie 
deckenden Belastungsermächtigung durch den 
Haushaltskontrolloffizier bzw. Unterhaushaltskon-
trolloffizier. Um Verzögerungen auf ein Mindest-
maß zu beschränken und Härten zu vermeiden, 
kam man jedoch dahingehend überein, daß die 
Kriegsschädenfeststellungsbehörde in jedem geeig-
neten Fall die betreffende Kasse ermächtigen 
kann, sofortige Zahlung an den Lieferanten zu 
leisten, ohne auf die Belastungsermächtigung des 
Haushaltskontrolloffiziers bzw. Unterhaushaltskon-
trolloffiziers zu warten. Diese Regelurig berührt 
nicht den in Anhang B dargestellten Verlauf. Die 
Abschlagsbescheinigung ist nach wie vor zwecks 
Ausstellung einer Belastungsermächtigung, die auf 
dem üblichen Wege an die Kasse zu übersenden ist, 
an • den Haushaltskontrolloffizier bzw. Unterhalts-
kontrolloffizier weiterzuleiten. 

22. Es ist wichtig, daß die Belastungsermächti-
gungen zur Deckung von Abschlagsbescheinigun-
gen von den Haushaltskontrolloffizieren bzw. Un-
terhaushaltskontrolloffizieren mit einem absoluten 
Mindestmaß an Verzögerung ausgestellt werden, 
da die Zahlung, wie aus dem vorhergehenden Pa-
ragraphen ersichtlich, in vielen Fällen bereits vor-
genommen ist, die Kasse aber nicht in der Lage 
sein wird, die Belastung bei dem zuständigen 
Haushaltstitel zu verbuchen solange nicht die Be-
lastungsermächtigung eingegangen ist. 

23. Eine Abschlagsbescheinigung kann von dem 
Haushaltskontrolloffizier bzw. Unterhaushaltskon-
trolloffizier nach seinem Ermessen in allen Fällen 
ausgestellt werden, in denen er sich mit dem end-
gültig veranschlagten Preis auf der Erstausferti-
gung des Anforderungsformulars nicht einverstan-
den erklären kann und er infolgedessen während 
der Rückverweisung an die Kriegsschädenfeststel-
lungsbehörde nicht in der Lage ist, für den ver-
anschlagten vollen Betrag eine Belastungsermäch-
tigung auszustellen. Die unter diesen Umständen 
ausgestellte Abschlagsbescheinigung hat auf den 
Betrag zu lauten, den der Haushaltskontrolloffizier 
bzw. Unterhaushaltskontrolloffizier unter Berück- 



sichtigung des ursprünglich gegebenen Voranschlags 
bzw. der vereinbarten Summe und anderer be-
kannter Umstände sofort zu genehmigen bereit ist. 
Für diesen Betrag ist gleichzeitig eine Belastungs-
ermächtigung auszustellen. Die Abschlagsermächti-
gungen und.  die Erst- und Drittausfertigungen der 
Belastungsermächtigungen sind nur in diesen Fäl-
len durch die Hand der Kriegsschädenfeststellungs-
behörde und nicht unmittelbar der Kasse zu über-
senden. Diese Abweichung von dem üblichen Ver-
fahren ist deshalb notwendig, weil die vom Haus-
haltskontrolloffizier bzw. Unterhaushaltskontroll-
offizier ausgestellte Abschlagsbescheinigung die 
deutsche „Zahlungsermächtigung", die nur von der 
Kriegsschädenfeststellungsbehörde erteilt werden 
kann, deckt. Einzelheiten der ausgestellten Ab-
schlagsbescheinigung sind selbstverständlich in 
Teil J der Erstausfertigung des Anforderungsfor-
mulars einzutragen. 

24. Es wird empfohlen, daß zur Erleichterung 
der Kontrolle und zur Vermeidung von Kompli-
kationen bei genehmigter endgültiger Zahlung Ein-
zelheiten jeder Abschlagsbescheinigung vom Haus-
haltskontrolloffizier bzw. Unterhaushaltskontroll-
offizier auf der Drittausfertigung des Anforderungs-
formulars (bei Teil J) vermerkt werden, wenn die 
entsprechende Belastungsermächtigung ausgestellt 
wird. Dieser Vermerk wird eine wertvolle Kon-
trollmöglichkeit an Hand des in Teil J der Erstaus-
fertigung vom Empfangsoffizier gemachten Eintra-
gung bieten. 

Abschnitt III — Haushaltsbuchungsstellen 

25. Die auf den Anforderungsformularen, Be-
lastungsermächtigungen und Abschlagsbescheini-
gungen anzuführende Haushaltsbuchungsstelle 
wird wie bisher aus drei Teilen bestehen, z. B. 
XI/I/J. Der erste Bestandteil ist die Nummer des 
Einzelplans der anfordernden Wehrmachtteile, Di-
vision, Group, Branch usw.; der zweite Bestandteil 
ist das „Kapitel" (purpose) der Ausgaben; und der 
dritte Bestandteil ist die Art der Ausgabe („Titel"-
Nature of Service"). 

26. Listen über Einzelpläne, Kapitel und Titel 
werden in den Anhängen C, D und E gegeben. Den 
verausgabenden Abteilungen ist es nicht gestatten 
für Anforderungen andere Einzelpläne als Bu-
chungsstelle anzugeben, als die unter ihrer eige-
nen Kontrolle stehenden, noch dürfen sie andere 
als die ihnen von der  Expenditure  Branch für ihre 
Benutzung zugewiesenen „Kapitel" benutzen. (An-
hang F zeigt die dem Benutzer jedes Einzelplans 
zugewiesenen „Kapitel"). 

27. Die Wichtigkeit der Haushaltsbuchungsangabe 
kann nicht genug betont werden. Die Buchungs-
angaben sind das einzige Mittel, durch das die 
Besatzungskosten von den verschiedenen Gruppen 
der mandatorischen Ausgaben gesondert werden 
können, und es ist daher unerläßlich, daß die ein-
zelnen Buchungsangaben genau sind. 

28. Ein Verzeichnis über Buchungsangaben für 
Einnahmen (Einzelplan XXVII) liegt als Anhang B 
bei. Eine Angabe des „Titels" (Nature of Service) 
ist nicht erforderlich, .und die Angabe von „Kapi-
tel" und „Unterteile" (wo zutreffend) tritt anstelle 
der Angabe der „Purposes" (Kapitel). Die Verwen-
dung der Einnahmeverbuchungsangaben gilt der 
Konrell für alle Einheiten der britischen Wehr-
machtteile oder der Kontrollkommission, bei 
denen die betreffenden Einnahmen, für die diese 
Buchungsangaben gelten, vorkommen. 

Abschnitt IV — Andere Ausgaben als auf 
BAOR-Formular 283 

A. Im unmittelbaren Beschäftigungs

-

verhältnis stehende Arbeitskräfte 

29. Hinsichtlich des geltenden Verfahrens bezüg-
lich Ausgaben für unmittelbar beschäftigte Arbeits-
kräfte (PCLU) sind zur Zeit keine größeren Ände-
rungen beabsichtigt. Die Labour Control Services 
der britischen Wehrmachtteile und der CCG wer-
den dem Haushaltskontrolloffizier jeden Monat die 
tatsächlich erstandenen und dem Haushalt, für den 
er zuständig ist, belasteten Ausgaben melden. Die 
auf diese Weise gemeldeten Beträge werden natür-
lich die aus der Beschäftigung von Arbeitskräften 
sich ergebenden Ausgaben sein, die von den Au-
ßenbeamten der verausgabenden Abteilung auf den 
BAOR-Formularen 257, 258 und 259 (Zeitkontroll-
und Lohnkarten) bescheinigt sind. 

30. Hier ist wiederum die Frage der Haushalts-
buchungsstelle von größter Bedeutung, und alle 
Offiziere, die ermächtigt sind, die Zeitkontroll- 
und Lohnkarten zu unterzeichnen, müssen die zu 
verwendende richtige Buchungsangabe kennen und 
sie auf den Karten, die sie unterzeichnen, eintra-
gen. 

31. Die Buchungsangabe für unmittelbar beschäf-
tigte Arbeitskräfte hat, soweit es sich um die CCG 
handelt, dem Stellenplan, auf dem sie stehen, zu 
entsprechen. Alle auf den regionalen Stellenplänen 
stehenden Arbeitskräfte gehen auf den Einzelplan 
der betreffenden Region und zwar mit sehr weni-
gen Ausnahmen unter Kapitel I (Besatzungs-
kosten). Die nicht auf den regionalen Stellenplä-
nen stehenden Arbeitskräfte sind dem Einzelplan 
der Division/Group/Branch, auf deren Stellenplä-
nen sie stehen, zu belasten. Das anzuwendende 
„Kapitel" wird natürlich davon abhängen, ob 
die Arbeitskräfte für die Verwaltung der CCG 
oder für ausführende Zwecke bestimmt sind. 
Ausnahmsweise sind alle bei der zivilen Luftfahrt 
beschäftigten Arbeitskräfte, sei es in verwaltungs-
mäßiger oder ausführender Eigenschaft, bei Kapi-
tel 17 zu verbuchen. 
32. In Zweifelsfällen werden die Service Labour 

Control Offiziere bei den Landes- bzw. Gebiets-
hauptquartieren der in jedem einzelnen Fa ll  anzu-
wendenden richtigen Buchungsangabe Auskunft 
geben. 



B.  Vor schußkonten (Imprest Accounts) 

33. Wenn Ausgaben über Vorschußkonten ent-
stehen, so ist jeder Ausgabeposten in der gleichen 
Weise unter einer Haushaltsposition zu verbuchen, 
wie es bei Anforderungsformularen geschieht. Zur 
Vereinfachung wurde jedoch eine „Titel"-Position 
(„BB") zugewiesen, auf der alle Vorschußausgaben 
— soweit sie nicht für Titel „AA" — Löhnung der 
Truppen gelten — verbucht werden können. Es 
ist natürlich unerläßlich, daß das Kapitel jeder ein-
zelnen Vorschußausgabe genau angegeben wird, da 
dieser Bestandteil der Buchungsangabe, wie bereits 
gesagt, die Möglichkeit bietet, Besatzungskosten 
und mandatorische Ausgaben zu trennen. 
34. Der Haushaltskontrolloffizier benötigt für 

die Erstellung seiner Rechnungen genaue Angaben 
über alle seinem Haushalt zu belastenden Vor-
schußausgaben. Wenn er selbst der Hauptinhaber 
des Vorschußfonds ist, entstehen keine Schwierig-
keiten, doch wo dies nicht der Fall ist, müssen in-
nerhalb der verausgabenden Abteilung Vorkehrun-
gen getroffen werden, daß dem Haushaltskontroll-
offizier vollständige Einzelheiten über Ausgaben 
auf Vorschußkonten mitgeteilt werden. 

C. Mieten — Grundstücke und 
Gebäude 

35. Das Hauptquartier BAOR wird weiterhin wie 
bisher als Zentralbeschaffungsstelle für Grund-
stücke und Unterkünfte tätig werden, und das Cen-
tral Accomodation and Record Office des HQ 
BAOR wird mit gewissen Ausnahmen für die Ab-
schätzung, Aufzeichnung und Überwachung der-
artiger Ausgaben verantwortlich sein. Die allge-
meine finanzielle Überwachung der Mieten usw. 
wird nach den gleichen allgemeinen Richtlinien 
erfolgen, wie bei Waren und Dienstleistungen, 
d. h. das BAOR-Formular 284 wird monatlich als 
Ermächtigung der entsprechenden Belastung unter 
Besatzungskosten und mandatorischen Ausgaben 
ausgestellt. 
36. Hierfür wurde ein Verfahren ausgearbeitet, 

und die Einzelheiten werden den betreffenden Ab-
teilungen getrennt mitgeteilt. 

Abschnitt V — Statistik 

37. Die genaue Form der prüfungsfähigen Rech-
nungen über Ausgaben auf Grund haushaltsrecht-
lich genehmigter Bereitstellung wird je nach Aufgabe 
und interner Regelung der verausgabenden Divi-
sion bzw. Group usw. unterschiedlich sein, und es 
ist nicht beabsichtigt, eine Vereinheitlichung zu 

versuchen. Das Zonal Office of the Financial Advi-
ser wird jedoch monatliche statistische Meldungen 
in einheitlicher Form verlangen, und den Abrech-
nungsoffizieren werden genaue Einzelheiten über 
die verlangten Angaben und Muster getrennt zu-
geleitet. Kurz gesagt, müssen diese Meldungen, die 
an Hand der vom Haushaltskontrolloffizier bezüg

-

lich eines jeden Haupthaushaltes geführten Rech-
nung zusammenzustellen sind (länderweise) folgen-
des ausweisen: 
a) Monats- und Gesamtbeträge der bereits festge-

legten Haushaltsbereitstellung (ob bezahlt oder 
nicht) 

b) Monats- und Gesamtbeträge der ausgestellten 
BAOR-Formulare 284 

c) Monats- und Gesamtbetrag der Ausgaben für 
unmittelbar beschäftigte Arbeitskräfte, Vor

-

schußkonten, Mieten usw. (wenn zutreffend) 

Abschnitt VI — Verschiedenes 

—Bezüglich der Dienstleistungen der Deutschen 
Post und der Deutschen Eisenbahn auf dem Gebiet 
des Fernmeldewesens und des dem gemeinsamen 
Gebrauch dienenden Eisenbahntransportes einigte 
man sich mit den Beteiligten über gewisse Ände-
rungen des bei der Übersendung an Anforderungs-
formularen einzuhaltenden Weges. 

4. Die BAOR-Beschaffungsoffiziere werden 
außer der Zustellung von Anforderungsformularen, 
auf denen bereits die vorherige Preisfestsetzung 
erfolgt ist und die sonst anfänglich fertiggestellt 
sind, an die deutschen Behörden nicht mehr in der 
Lage sein, für die CCG tätig zu werden. Den Divi-
sions/Groups/ Branches der CCG, die zur Zeit keine 
Beschaffungsoffiziere haben, für die aber die 
BAOR-Beschaffungsoffiziere bisher Posten für den 
nicht gemeinsamen Gebrauch beschafft habe, wird 
daher die Ermächtigung und Empfehlung gegeben, 
ihre eigenen Beschaffungsoffiziere zu ernennen. 
Anträge auf Ausstellung von Beschaffungskarten 
sind an Q 3 (b) HQ BAOR (unter Abschrift an 
Expenditure Branch) zu richten. 

5. Der Direktor, Mandatory Requirements 
Office, Minden, ist bereit, den Haushaltskontroll-
offizieren und Beschaffungsoffizieren zu jeder Zeit 
in Lieferungs- und. Preisfestsetzungsangelegenhei-
ten Auskunft zu geben. 

gez. W. J. CASTLE 
für Assistent Financial Adviser 

(Exec) 



Anlage 5 a 

Deutscher Bundestag 

42. Ausschuß 

Mister 

Wolfe 

Direktor des Verwaltungsamtes 
der amerikanischen Hochkommission 

Bad Godesberg , 

Mehlemer Aue 

Bonn, den 9. Januar 1952 

Sehr geehrter Mister Wolfe! 

Ich danke Ihnen verbindlichst für Ihre Bereitwil-
ligkeit, dem parlamentarischen Untersuchungsaus-
schuß zur Prüfung der im Raume Bonn vergebenen 
Aufträge bei der Klarstellung der Auftragsvergabe 
betreffs Einrichtung des Sitzes des Hohen Ameri-
kanischen Kommissars in Deichmannsaue behilflich 
zu sein. 
Nach den bisher getroffenen Feststellungen soll 

als amerikanischer Beauftragter Commander Gans 
maßgeblich an der Einrichtung von Deichmannsaue 
beteiligt gewesen sein. Ich wäre Ihnen sehr dank-
bar, wenn Sie von Commander Gans eine authen-
tische Darstellung der Vorgänge erbitten würden. 
Den Ausschuß interessieren insbesondere folgende 
Fragen: 
1. Hat Commander Gans persönlich das Niveau und 
die Art der Einrichtungsgegenstände im einzel-
nen bestimmt? Wurden z. B. direkte Anweisun-
gen gegeben, daß der Schreibtisch des Hohen 
Kommissars mit Schweinsleder und die Sessel 
mit blauem Wildleder bezogen werden sollten? 
Hat Commander Gans vorgeschrieben, daß fast 
sämtliche Räume mit grauen Velours ausgelegt 
werden sollten, und daß die Vorhänge aus Roh-
seide gefertigt werden müßten? War es der 
Wunsch von Commander Gans, daß die Wand-
verkleidung im Haupteingang aus deutschem 
Naturstein gefertigt und in der Eingangshalle 
ein großer bemalter Vorhang angebracht wurde? 

2. Haben die beauftragten Architekten Prof. Har-
ting und Prof. Hebebrand Herrn Commander 
Gans lediglich die Vorschläge zur Einrichtung 
von Deichmannsaue unterbreitet und das Einver-
ständnis von Commander Gans dabei eingeholt? 
Waren diese Vorschläge allgemeiner Natur, oder 
wurden diese Vorschläge sehr detailliert mit 
Zeichnungen für fast jedes einzelne Möbelstück 
und jeden geplanten Einrichtungsgegenstand 
vorgelegt? 

3. Wurde Commander Gans bei der Durchführung 
der Inneneinrichtung durch die deutschen Archi-
tekten vor vollendete Tatsachen gestellt, ohne 
daß es ihm möglich gewesen wäre, rechtzeitig 
Abänderungswünsche vorzubringen? 

Die vorstehenden Fragen bitte ich Herrn Com-
mander Gans in der Ihnen geeignet erscheinenden 
Form vorlegen zu lassen. 

Indem ich, Ihnen im voraus für Ihre Bemühungen 
verbindlichst danke bin ich 

mit vorzüglicher Hochachtung 

Ihr sehr ergebener 

Dr. Hasemann 



Anlage 5 b 

Übersetzung 

Büro des Amerikanischen Hohen Kommissars für Deutschland 

Politisches Büro, Zitelmannstr. 8 

Herrn 

Abgeordneten 

Dr. Walter Hasemann 

Bonn, den 5. März 1952 

Sehr geehrter Herr Dr. Hasemann! 

Ich nehme Bezug auf Ihr Schreiben vom 9. Ja-
nuar 1952, in dem Sie um zusätzliche Information 
über die Tätigkeit von Commander Gans bei der 
Ausstattung und Wiederherstellung der Mehlemer 
Aue bitten. 

Ihre Anfrage wurde wunschgemäß an Comman-
der Gans weitergeleitet, und wir haben nunmehr 
eine Antwort auf diese Anfrage erhalten. Eine 
Durchschrift ist diesem Schreiben zu Ihrer Infor-
mation und für Ihre Unterlagen beigefügt. Aus 
dem Inhalt des Schreibens von Commander Gans 
geht hervor, daß er wenig oder nichts mit der Be

-

schaffung der Möbel für die Mehlemer Aue oder 
mit deren Inneneinrichtung zu tun hatte. Ich fürchte 
daher, daß die in seinem Schreiben enthaltenen In-
formationen bezüglich der Untersuchungen, die Ihr 
Ausschuß z. Z. durchführt, nicht besonders nütz-
lich sind. 
Falls Sie glauben, daß unser Büro Ihnen noch in 

irgendeiner Weise behilflich sein kann, stehen wir 
gern zu Ihrer Verfügung. 

Hochachtungsvoll! 

Ihr 

Anton F. Pabsch. 

Übersetzung 

Auszug 

OFFICER - IN - CHARGE OF CONSTRUCTION 
Bureau of Yards and Docks Contracts 

Noy 23 197 - 23 073 - 23 146 

U.S. NAVAL AMMUNITION DEPOT 
SHUMAKER, ARK 

P.O. Box 14, 	Camden, Ark. 	Telephone 
Camden 6781 

20. Februar 1952 

Mr. Glenn G. Wolfe, 

Direktor des Verwaltungsbüros 
Büro des Amerikanischen Hohen Kommissars für Deutschland 

Bad Goedesberg 
Mehlemer Aue 

Lieber Mr. Wolfe! 

Ihr Schreiben vom 1. Februar habe ich am 13. 
Februar erhalten. Leider war ich auf einer Dienst-
reise nach Washington unterwegs und bin gerade 

eben erst zurückgekommen. Da ich die Dringlich-
keit der Beantwortung gut verstehen kann, be-
daure ich die unvermeidliche Verzögerung. 
In Ihrem Schreiben erwähnen Sie, daß ich zwei-

fellos von dem deutschen parlamentarischen Un- 



tersuchungsausschuß gehört hätte, der sich mit der 
Prüfung der Einrichtungsgegenstände für das Büro 
von McCloy in der Mehlemer Aue befassen soll. 
Ich glaube mich erinnern zu können, daß in einem 
Artikel in „Time Magazine" oder in einer anderen 
Zeitung vor mehreren Monaten eine diesbezügliche 
bevorstehende Aktion angekündigt wurde. Ohne 
besonders witzig sein zu wollen, muß ich jedoch 
zugeben, daß mir diese Meldung keinen besonderen 
Eindruck machte, weil viele von uns Beamten heut-
zutage ein gut Teil unserer Zeit damit zu verbrin-
gen scheinen, unsere Handlungen  der  jüngsten Ver-
gangenheit zu rechtfertigen und klarzustellen. Ich 
kann Ihnen nur versichern, daß Ihr Problem nicht 
einzigartig dasteht oder sich nur auf Deutschland 
beschränkt. 

Aber nun zu dem vorliegenden Problem selbst. 
Während meiner vorübergehenden Tätigkeit in 
Deutschland im Herbst 1949 bestand meine einzige 
Aufgabe und Funktion hinsichtlich des Baues für 
den Hohen Kommissar McCloy lediglich darin, den 
Amerikanern (dem Verwaltungsbüro) sowie den 
deutschen Architekten und Ingenieuren bei der 
Konstruktionsplanung und der Anlage behilflich zu 
sein, insbesondere mit Rücksicht auf die Konstruk-
tion und die strukturelle Behandlung, soweit sie 
das Fassungsvermögen und die Brauchbarkeit des 
Raumes für die vielseitige Tätigkeit von MrCloys 
Büro betraf. 
Als Zivilingenieur ohne Erfahrung, Wissen und 

besonderes Interesse für Innenausstattung hätte 
ich meine Aufgaben und Kompetenzen überschrit-
ten., wenn ich mich über eine begrenzte Aufmerk-
samkeit für die Farben der Wand- und Deckenbe-
malung hinaus offiziell oder sonstwie in die Innen-
einrichtung oder die Dekoration eingemischt hätte. 
Ich erinnere mich genau, daß kurz vor meiner 

Abreise die Frage der Möbelbeschaffung tatsächlich 
einmal kurz in formloser Weise mit dem leiten-
den deutschen Architekten in der Mehlemer Aue 
besprochen wurde. Damals überprüfte ich auf 
seinen Wunsch einen farbigen thematischen Lage-
plan mit ihm, aus dem die Aufstellung einiger in 
Aussicht genommener Möbelstücke hervorging. 

Qualitätsfragen im einzelnen wurden nicht bespro-
chen, und ich schloß logischerweise daraus, daß 
andere mit der Beschaffung beauftragte Stellen 
sich hiermit näher befaßten. Ich kann mich nicht 
mehr entsinnen, ob ich eine besondere Ansicht über 
die Angemessenheit und Zahl der Möbelstücke zum 
Ausdruck brachte; doch glaube ich, daß meine Re-
aktion dann dieselbe gewesen wäre, wie sie jetzt 
ist; und ich hätte wahrscheinlich vorgeschlagen, 
daß Zahl und Qualität der Möbelstücke zu der da-
maligen Wohnung von Mr. McCloy passen müßten, 
die ich übrigens damals und auch bis heute nicht 
gesehen habe. Was ich vor allem zum Ausdruck 
bringen möchte, ist, daß ich mich damals weder 
befugt noch beauftragt für die Möbel fühlte, die in 
dem Gebäude aufgestellt werden sollten. 

Ich kann mich nicht entsinnen, daß die Frage 
des Bodenbelags und Wandbehangs jemals mit mir 
besprochen worden ist. Bei meiner Abreise war der 
Bau tatsächlich noch nicht soweit fortgeschritten, 
daß diese Frage weder mich noch meine Auftrag-
geber besonders beschäftigt haben könnte, ohne als 
verfrüht angesehen zu werden. Auf jeden Fall be-
tone ich noch einmal, daß diese Frage nicht zu 
meinem Aufgabenbereich gehörte. Bezüglich des 
Fußbodenplattenbelags im Eingang oder des großen 
Wandteppichs in der Vorhalle kann ich mich keiner 
Einzelheiten erinnern. 
Kurzum, ich möchte keine Anerkennung oder 

Kritik für die Innenausstattung in der Mehlemer 
Aue insgesamt oder in Mr. McCloys Büro insbe-
sondere beanspruchen. Dies ist eine ehrliche Erin-
nerung an meine angenehme Zusammenarbeit mit 
Ihnen, mit Mr. Starbird und Mr. Wrigth während 
meines Aufenthaltes in Deutschland. Ich hoffe, daß 
Ihnen meine Stellungnahme helfen wird. 

Mit besten Grüßen an Sie und unsere gemeinsa-
men Freunde dort bin ich 

Ihr 

gez. G. M. Gans 
Commander (CEC) USN 



Anlage 6 

Auszug aus dem Bericht des Bundesrechnungshofes 

an den Finanzminister des Landes Nordrhein-Westfalen 

vom 26. Januar 1951 

Ziff. 15: Die unter dem Zwang der Verhältnisse 
erforderlich gewesene Einschaltung freier Archi-
tekten bei der Durchführung der Bau- und Be-
schaffungsmaßnahmen hat sich nicht bewährt. Das 
Finanzneubauamt Bonn hat daher mit Recht mehr 
und mehr von der Beauftragung freischaffender 
Architekten abgesehen. Der Bundesrechnungshof 
regt an, künftig nur noch bei Bauvorhaben reprä-
sentativer Art freischaffende Architekten heranzu-
ziehen und diese lediglich mit der Planung und der 
künstlerischen Oberleitung zu betrauen. Die Bau-
leitung, der die wirtschaftliche Verwendung der 
Ausgabemittel obliegt, wird zweckmäßigerweise 
vom Finanzneubauamt selbst ausgeübt. 



Anlage 7 

Auszug aus der Stellungnahme des Leiters des Finanzneubauamtes Min. Rat Dr. Fütterer 
vom 9. April 1951 

zu dem Bericht des Bundesrechnungshofes vom 26. Januar 1951 

Betr.: Überprüfung der Bauten für die Besat-
zungsmacht im Raume Bonn. 

Bezug: Ihr Schreiben vom 9. Februar 1951 Unb/ 
Mü/Rqu 1070-814/51 III E mit Anlage. 

Für die Stellungnahme zu den Punkten 7 — 15 
des Prüfungsberichtes des Bundesrechnungshofes 
vom 26. Januar 1951 — Bes. B 77/50 — ist im 
einzelnen der Chef der Staatskanzlei zuständig. 
Ich möchte jedoch zu der unter Punkt 15 durch 
den Rechnungshof aufgeworfenen Frage der Ein-
schaltung freischaffender Architekten auch von 
.hier aus einige grundsätzliche Bemerkungen mit-
teilen: 
Der Bundesrechnungshof geht bei seiner ableh-

nenden Haltung offenbar von dem Gedanken aus, 
daß der freischaffende Architekt ausschließlich eine 
kulturelle und künstlerische Mission zu erfüllen 
habe und demzufolge nur bei Bauvorhaben reprä-
sentativer Art eingeschaltet werden solle. Ganz ab-
gesehen davon, daß auch bei Wohnungsbauten und 
bei allen anderen durch die Besatzungsmacht an-
fallenden Bauaufgaben kulturelle und künstle-
rische Aufgaben von hohem Rang zu lösen sind, so 
halte ich es doch für angebracht, daß auf die in 
der Auffassung des Bundesrechnungshofes zu Tage 
tretenden Verkennung einer anderen sehr wich-
tigen Aufgabe des freischaffenden Architekten hin-
gewiesen wird. 
Der freischaffende Architekt verwaltet treuhän-

derisch die Interessen des Bauherrn. Der Bauherr 
— in diesem Fall die öffentliche Hand — ist bei 
dem plötzlichen Anfall großer Aufgaben, wie dies 
im Raume Bonn der Fall gewesen ist, nicht in der 
Lage, diese Aufgaben selbst zu erfüllen, selbst 
dann nicht, wenn er einen bereits fürandere Bau-
verwaltungsaufgaben bestehenden technischen Ap-
parat hat. Er erscheint nicht sinnvoll, zur Bewäl-
tigung dieser Aufgaben den bestehenden techni-
schen Apparat personell so zu verstärken, daß er 
allein und ohne Inanspruchnahme freischaffender 
Architekten sich den Bauaufgaben gewachsen 
zeigte. Auch personell stößt dies erfahrungsgemäß 
auf Schwierigkeiten, die mit der Eilbedürftigkeit 
der Aufgaben nicht in Einklang zu bringen sind. 
Am schwierigsten aber gestaltet sich diese Frage 
der personellen Verstärkung, wenn die Aufgaben, 
die in der Regel einmaliger Natur sind, gelöst sind 
und die Architekten und Techniker wieder entlas-
sen werden müssen. Viel gesunder ist es, den be-
stehenden technischen Apparat als Bauherr fungie-
ren zu lassen und die eigentliche Baudurchführung 
dem freischaffenden Architekten anzuvertrauen, 
dessen Büro sich wechselweise und nach Lage der 

Dinge den anfallenden Bauaufgaben viel leichter 
anzupassen vermag, als dies bei einer Bauverwal-
tung der Fall ist. Der freischaffende Architekt hat 
also außer seiner kulturellen Funktion eine emi-
nente wirtschaftliche Bedeutung. 
Ich halte es aus den oben angegebenen Gründen 

für verfehlt, diese Funktion des freischaffenden 
Architekten gänzlich: außer acht lassen zu wollen. 
Die Aufgabe des Architekten kann auch unmög-

lich allein auf die Planung — wie dies vom Bun-
desrechnungshof empfohlen wird — beschränkt 
werden. Das Bauwerk ist ein einheitliches Ganzes 
vom ersten Entwurf des Architekten bis zur Ab-
rechnung und zur Übergabe an den Bauherrn. Es 
ist leider vielfach gebräuchlich geworden, diese 
Aufgabe in zwei Teile aufzugliedern, von welchen 
sich der Bauherr in vielen Fällen den Teil der 
Bauleitung und der Bauüberwachung selbst vor-
behält. In den Zeiten einer gesunden Baukultur 
sind die Aufgaben der Planung und der Durch-
führung niemals getrennt gewesen. Es  wäre dies 
auch dem Bauherrn undenkbar gewesen, denn er 
erwartet von dem Architekten nicht eine Zeich-
nung, sondern ein fertiges Werk, und mit vollem 
Recht muß der Bauherr dem Architekten die Fähig-
keit zutrauen, das Bauwerk nach dem von dem 
Bauherrn gebilligten Plan zu erstellen, denn allein 
der Architekt ist mit den Absichten, die dem Ent-
wurf zugrunde liegen, so vertraut, daß er sie bei 
der Baudurchführung bis zur letzten Konsequenz 
zu verwirklichen vermag. Die Trennung der Ge-
samtleistung des Architekten würde sehr bedauer-
liche Folgen haben. Der Architekt würde sich sei-
ner eigentlichen Aufgabe gänzlich entfremden; er 
würde mehr und mehr zu einem Planverfasser 
werden, der seine Entwürfe einer fremden Hand 
zur Verwirklichung anvertrauen muß. 
Auch der Bundesrechnungshof schließt sich offen-

bar der Auffassung an, daß dem Architekten — 
wenn er überhaupt eingeschaltet werden soll — 
lediglich die Planung anvertraut werden könne, 
offenbar aus dem Grunde, weil er zu den wirt-
schaftlichen Fähigkeiten des Architekten nicht ge-
nügendes Vertrauen besitzt. Hierzu möchte ich be-
merken, daß der Architekt bzw. der Träger durch 
die Feststellungsbehörde kontrolliert wird. Dem 
Einwand, daß der Architekt an der künstlichen Er-
höhung der Baukosten interessiert sei, da mit den 
Baukosten auch sein Honorar steige, kann dadurch 
begegnet werden, daß man die Architektengebühr 
pauschaliert festlegt oder aber der Honorarberech-
nung eine theoretische Bausumme, die von den 
Schwankungen der Abrechnungssumme unabhän-
gig ist, zugrunde legt. 



Anlage 8 

Bedarfsaufstellung für Hotel „Düsseldorfer Hof" Königswinter 

Für den Hotelbetrieb mit 100 Betten 

10 Dutzend Dessertmesser 

	

10 	„ 	Dessertgabeln 

	

10 	„ 	Kaffeelöffel 

	

10 	„ 	Milchkännchen 

	

10 	„ 	Zuckerschalen 

	

10 	„ 	Butter- und Käsebestecks 

	

10 	„ 	Eierbecher 

	

10 	„ 	Eierlöffel 

	

10 „ 	Fleischplatten 

	

10 	„ 	Teebretter 

	

100 	„ 	Brotkörbe 

Für das Restaurant mit 140 Sitzplätzen 

14 Dutzend Tafelmesser 

	

17 „ 	Tafellöffel 
17 77 Tafelgabeln 

	

17 	„ 	Dessertlöffel 
4 71 Dessertmesser 
50 Stück Suppenschöpfer 

	

60 	„ 	Saucenlöffel 
14 Dutzend. Teeschalen mit Teller 

und Porzellan-Einsatz 
Ragoutfin Näpfchen 
Teeglas und Schokoladennapf 

14 Dutzend Tee-Eilöffel 

	

4 71 	Dessertgabeln 

	

4 	„ 	Kaffeelöffel 

	

4 77 	Butter- Käsebestecke 

	

4 „ 	Tabletts 

	

4 	„ 	Bratenplatten 31 cm 

	

14 77 	Fischbestecke 

	

24 77 	Gemüseschüsseln 

	

24 	„ 	Salatschüsseln 

	

14 	„ 	Salatbestecke 

	

15 77 	Zitronenpressen 
Fleischgabeln 71  

50 Stück Menagen 

	

50 	„ 	Wein- Speisekartenhalter 

	

6 	" 	Geflügelscheren 

	

50 	„ 	Zuckerstangen 

	

20 	" 	Weinkühler 

Saal mit 600 Sitzplätzen 

40 Dutzend, Tafelmesser 
50 	„ 	Tafelgabeln 
50 	" 	Tafellöffel 
40 	„ 	Dessertlöffel 
40 	„ 	Dessertmesser 
40 	„ 	Dessertgabeln 
40 	" 	Kaffeelöffel 
40 	„ 	Fischbestecke 
40 

	

„ 	Salatbestecke 
40 	„ 	Teeschalen mit Teller 

und Porzellan-Einsatz 
Ragoutfin Näpfchen 
Teeglas und Schokoladennapf 

40 	„ 	Butter-Käsebesteck 
40 f 

40 77 	Salatschüsseln 
50 	„ 	Küchengabeln 

Café mit 150 Sitzplätzen 

wird mit Material aus Hotel-, Restaurations- 
und Saalbetrieb versorgt 
außer 13 Dutzend Eisbecher 

13 Dutzend Limonadenlöffel 

Bar mit 20 Sitzplätzen 

wird versorgt aus obigen Betrieben 
außer 1 Coctailbecher 

2 Dutzend Teebretter 

Halle mit 20 Sitzplätzen 

wird versorgt aus obigen Betrieben 



Zusammenstellung der erforderlichen 
Gegenstände (berichtigte Aufrechnung*) 

54 Dutzend Tafelmesser 
67 Tafellöffel 
67 	„ Tafelgabeln 
54 	„ Kaffeelöffel 
54 	„ , Dessertmesser 
57 	„ Dessertlöffel 
54 	„ Dessertgabeln 
54  Butter-Käsebesteck 
54 	„ Salatbestecke 
54 	„ Fischbestecke 
50  Kuchengabeln 
15 Fleischgabeln 
50 	Stück Suppenschöpfer 
60 Saucenlöffel 
14 Dutzend Bratenplatten 31 cm 
64 	„ Gemüseschüsseln 
64  Salatschüsseln 
15 Zitronenpressen 
10 	,, Eierbecher 
10 Eierlöffel 
50 	Stück Menagen 
6 	„ Geflügelscheren 
20,, Weinkühler 
10 Dutzend Milchkännchen 
10,, Zuckerschalen 
50 	Stück Zuckerzangen 
13 Dutzend Eisbecher 
13 Limonadenlöffel 
54,, Teeschalen mit Teller  

und Porzellaneinsatz 
Ragoutfin Näpfchen 
Teeglas und Scho

-

koladennapf 
14 Dutzend Tee-Eilöffel 
50 	Stück Wein-Speisekarten-

halter 
1,, Coctailbecher 
16 Dutzend Teebretter 

100 	Stück Brotkörbe 

90er Silber à Dutzend 69,- 3 726,- 
90er Silber à Dutzend 45,- 3 015,- 
90er Silber à Dutzend 45,- 3 015,- 
90er Silber à Dutzend 26,40 1 425,60 
90er Silber à Dutzend 63,- 3 402,- 
90er Silber à Dutzend 42,60 2 428,20 
90er Silber à Dutzend 42,60 2 300,40 
90er Silber à Dutzend 86,40 4 665,60 
90er Silber à Dutzend 552,- 29 808,- 
90er Silber à Dutzend 120,- 6 480,- 
90er Silber à Dutzend 30,- 1 500,- 
90er Silber à Dutzend 39,60 594,- 
90er Silber à Stück 21,- 1 050,- 
90er Silber à Stück 9,90 594,- 
90er Silber à Dutzend 558,- 7 812,- 
90er Silber à Dutzend 270,- 17 280,- 
90er Silber à Dutzend 180,- 11 520,- 
90er Silber à Dutzend 42,- 630,- 
90er Silber à Dutzend 81,- 810,- 
Bakal. à Dutzend 3,- 30,- 
90er Silber à Stück 42,- 2 100,- 
90er Silber à Stück 27,- 162,- 
Nickel plà Stück 19,20 384,- 
90er Silber à Dutzend 57,60 576,-- 
90er Silber à Dutzend 21,60 216,- 
90er Silber à Stück 4,80 240,- 
90er Silber à Dutzend 115,20 1 497,60 
90er Silber à Dutzend 42,- 546,- 

à Dutzend 360,60 19 472,40 
90er Silber à Dutzend 90,- 1 260,- 

90er Silber à Dutzend 13,50 675,- 
90er Silber à Stück 26,50 26,50 
Nickel pl. 	à Stück 66,- 1 056ã  
90er Silber à Stück 13,50 1 350,- 

*) Die Zusammenstellung enthielt rechnerische Fehler, die bei der Drucklegung durch den Ausschuß berichtigt wurden. Die Endsumme 
ergab nach der ursprünglichen fehlerhaften Aufrechnung 135 031,35 DM. 



5 	Stück Suppentöpfe 54 cm 
0 42,5 h 6 mm st.  97 Liter Inhalt 
Kühlgriff à Stück 212,40 1062,- 

1 	„ Kippbratpfanne à Stück 400,- 400,- 
4 	„ Bohner à Stück 24,- 96,- 
4 	„ Mop à Stück 4,50 18,- 

30 	,, Aufnehmer à Stück 1,10 33,- 

12 	„ Schrubber mit Stiel à Stück 3,- 36,- 
6 	„ Handfeger à Stück 4,- 24,- 
6 	„ Kehrbleche à Stück 1,50 9,- 

20 	„ Staubtücher à Stück -,70 14,- 
30 	„ Spültücher à Stück -,60 18,- 

3 Straßenbesen mit 
Stiel à Stück 2,70 8,10 

6 	„ Stubenbesen à Stück 7,50 45,- 
3 	„ Küchenbesen mit 

Stiel à Stück 2,65 7,95 
10 	„ Teppichbürsten à Stück 2,30 23,- 

500 	„ Kleiderbügel mit 
Steg à Stück -,35 175,- 

300 	„ Hosenstrammer à Stück 1,- 300?  
1 	„ Toaströster 42,- 
6 	„ Mülleimer a Stück 15,50 93,- 

134 051,35 

In der obigen Zusammenstellung sind 10 O/o der vorhandenen Gegenstände berücksichtigt worden. 



Anlage 9 

Der Bundesminister der Finanzen 
II B — O  4482 Bdh. — 4/52 

An den 

Herrn Finanzminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Düsseldorf 
Haus der Landesregierung 

Betr.: a) Abrechnung der vom Land Nordrhein-
Westfalen  für die Ersteinrichtung der 
Bundesministerien verauslagten Aufwen-
dungen. 

b) Übereignung des Bundeshauses auf den 
Bund. 

Anlg.: 1 Kostenzusammenstellung. 

A. Baumaßnahmen 

Die Abrechnungsunterlagen über die vom Land 
Nordrhein-Westfalen aufgewendeten Kosten für 
Baumaßnahmen anläßlich der Ersteinrichtung der 
Bundesministerien sind inzwischen in meinem 
Ministerium eingehend geprüft worden. 

Hierbei hat sich folgendes ergeben: 

I. Anzuerkennende Forderungen 

a) Die unter Nr. 2-11 der Anlage aufgeführten 
Bauvorhaben sind trotz der äußerst knapp be-
messenen Herstellungsfrist unter Beachtung der 
Bestimmungen der „Verdingungsordnung für 
Bauleistungen (VOB)" ordnungsgemäß durchge-
führt worden. Durch unvermeidbar gewesene 
Überstunden sowie Nacht- und Sonntagsarbeiten 
sind zwar einige Überteuerungen eingetreten, 
die aber unter dem Gesichtspunkt, daß die Bun-
desministerien in kürzester Frist arbeitsfähig 
gemacht werden mußten, noch als wirtschaft-
lich vertretbar angesehen werden können. 

b) Von den unter Nr. 12 der Anlage genannten 
27 Einheiten der Büro- und Pressehäuser beim 
Bundeshaus hat sich der Bund nach den bisheri-
gen Verhandlungen äußerstenfalls bereit er-
klärt, nur die an der Görres- und Dahlmann-
straße gelegenen 16 Einheiten der Pressehäuser 
zu übernehmen. Unter dieser Voraussetzung 

werden 16/27 der normalen Baukosten ein-
schließlich Erwerb des zum Pressehaus VI ge-
hörigen landeseigenen Geländes von rd. 
800 000,— DM, das sind rd. 500 000,— DM an-
erkannt. Hierzu darf ich auf die Bemerkungen 
in Spalte k) der Anlage verweisen. 

II. Nicht anerkannte Forderungen 

Anders liegen dagegen die Verhältnisse bei folgen-
den Bauvorhaben: 

a) Um- und Erweiterungsbau des Bundeshause s 
(ohne Raumausstattung) 

Das Land NRW hat für die Herstellung der 
gärtnerischen Anlagen 119 000,— DM und als 
Architektengebühren 285 000,— DM besonders 
in Ansatz gebracht, obwohl diese Beträge in den 
einzelnen Bauausgabebüchern bereits als Aus-
gabe enthalten sind. Es liegt daher eine irrtüm-
liche Doppelberechnung in Höhe von insgesamt 
404 000,— DM vor, die vom Bund nicht aner-
kannt werden kann. 
Die Abrechnungssumme beträgt nach den 

Unterlagen der Abwicklungsstelle Büro Bundes-
hauptstadt einschl. der noch ausstehenden For-
derungen insgesamt 6 557 819,22 DM, die Forde-
rung des Landes NRW dagegen 6 942 318,84 DM. 
Der Unterschiedsbetrag in Höhe von 384 499,62 
DM: kann wohl nicht vom Bund gefordert 
werden. 



b) Erstellung der Büro- und Pressehäuser beim 
Bundeshaus 
Nach Ziffer I b hat sich der Bund äußersten-

falls bereit erklärt, 16 von den 27 Einheiten der 
Büro- und Pressehäuser zu übernehmen, so daß 
die restlichen 11 Einheiten (Bürohäuser) beim. 
Lande NRW verbleiben. Mithin sind 11/27 der 
hierfür. geforderten Gesamtkosten, das sind 
586 606,68 DM, von der Rückerstattung auszu-
schließen. 

c) Erstellung eines Fahrdienstgebäudes für den 
Bundestag 
Das Land NRW fordert für dieses Bauvor-

haben einschl. Tankanlage insgesamt 322 000,—
DM. Die darin enthaltenen Kosten für die Raum-
ausstattung betragen nachweislich 33 313,14 DM, 
so daß sich die Forderung für die Bauarbeiten 
auf 288 686,86 DM ermäßigt. Demgegenüber be-
trägt die durch Abrechnung nachgewiesene 
Summe nur 256 051,84 DM. Außerdem wären 
von den Mehrkosten in Höhe von 49 051,84 DM 
etwa die Hälfte abzusetzen, so daß ein erstat-
tungsfähiger Betrag von 232 051,84 DM ver-
bleibt (s. Abs. III und lfd. Nr. 13 der Anlage). 

d) Neubau Bundesministerium der Finanzen 

Alle nicht erstattungsfähigen Ausgaben für 
die ursprüngliche Planung als Finanzamt Bonn 
sind bei Tit. 23 und die erstattungsfähigen Aus-
gaben für die neue Zweckbestimmung als Bun-
desministerium der Finanzen bei Tit. 39 ver-
rechnet. Von den Abrechnungskosten für die 
Fernsprechanlage der  ursprünglichen Planung 
in Höhe von 56 671,59 DM sind lt. Einsichtnahme 
in die Abrechnungsunterlagen bei Tit. 23 
17 526,72 DM, die ohnehin vom Land zu tragen 
sind, und bei Tit. 39 — 39 144,87 DM gebucht. 
Der somit erstattungsfähige Betrag von 
39 144,87 DM ist aber bereits in den anerkann-
ten Abrechnungssummen bei Tit.  39 in Höhe 
von insgesamt 963 816,69 DM enthalten, so daß 
die Forderung des Landes NRW von 55 049,75 
DM nicht anerkannt werden kann. 
Ferner wurde ein Differenzbetrag von 

19 306,11 DM zwischen der Forderung des Lan-
des NRW in Höhe von 1 038 172,55 DM abzüg-
lich des Betrages von 55 049,75 DM für die 
Fernsprechanlage und der Abrechnungssumme 
in Höhe von 963 816,69 DM festgestellt, der 
nicht anerkannt werden kann. 

Die Summe der nicht anerkannten Forderungen 
beläuft sich demnach auf insgesamt 1 482 097,18 DM 
(Anlage Spalte f). Dieser Betrag wäre von der 
Erstattungssumme abzusetzen. 

III. Überhöhte Baukosten 

Bei den unter II a—c bezeichneten Baumaßnah-
men wurden außergewöhnlich hohe Baukosten fest-
gestellt, die folgende Ursachen haben: 

Bei dem damaligen schnellen Beginn und der 
außergewöhnlich raschen Baudurchführung waren 
weder ein endgültiges Bauprogramm noch Ausfüh-
rungszeichnungen vorhanden. Der Architekt hat 
daher Veränderungen an den fertiggestellten Bau-
teilen gefordert, die die Ausführungen sowohl zeit

-

als auch kostenmäßig ungünstig beeinflußt haben. 
Die Folge waren umfangreiche Stundenlohnarbei-
ten. Insgesamt sind bei diesen Bauvorhaben für 
über 800 000,— DM Stundenlohn-, Nacht- und 
Sonntagsarbeiten geleistet worden. Stundenlohn

-

arbeiten sind erfahrungsgemäß sehr unwirtschaft-
lich. Es wäre in den vorliegenden Fällen möglich 
gewesen, einen erheblichen Teil dieser Arbeiten ,zu 
Festpreisen zu vergeben. Hierdurch wären wesent-
lich günstigere Preise erzielt. worden. 
Eine weitere Verteuerung ist dadurch eingetre-

ten, daß größere Aufträge von insgesamt etwa 
1,5 Mill. DM ohne Wettbewerb freihändig vergeben 
wurden. 

Bei dem Bauvorhaben „Erstellung der Büro- und 
Pressehäuser" sind nicht anzuerkennende Mehr-
kosten von über 100 000,— DM für Sonderausfüh-
rungen entstanden, wie z. B. Einbau von Sicher-
heitsschlössern in allen Zimmertüren, nachträg-
liche Verkleidung von Decken und Wänden in den 
ursprünglich als Bäder vorgesehenen Räumen, 
Transportarbeiten für Zwischenlagerung von Bau-
stoffen usw. Auf Grund einer vom Landesrech-
nungshof geforderten Nachkalkulation haben die 
beteiligten Firmen bei den unter II a—c bezeich-
neten Bauvorhaben 130 000,— DM zurückgezahlt, 
die das Land NRW von seinen Forderungen abge-
setzt hat. Es besteht hierzu die Auffassung, daß bei 
einer ordnungsgemäß durchgeführten Auftragsver-
gabe erheblich höhere Einsparungen hätten erzielt 
werden können. Bei Anwendung der Bestimmun-
gen für die Vergabe von Bauarbeiten und unter 
Zugrundelegung der seinerzeit gültigen Preise nach 
cbm umbautem Raum werden die überhöhten Bau-
kosten einschließlich der nicht anzuerkennenden 
Mehrkosten für die genannten 3 Bauvorhaben ins-
gesamt auf 1,86 Mill. DM geschätzt. Der Abzug 
wenigstens eines Teiles dieses Betrages von der 
Erstattungssumme erscheint nach folgender Über-
legung gerechtfertigt: Bei einer etwaigen Rück-
übertragung der Liegenschaften vom Bund auf das 
Land wird dieses wohl nur den- Zeitwert anerken-
nen. Eine Rückerstattung der überhöhten Baukosten 
an den Bund würde hiernach nicht erfolgen, da sie 
wertmäßig nicht vorhanden sind.. Mit Rücksicht auf 
den Vorteil, der der Bundesregierung durch die 
rechtzeitige Bereitstellung der Gebäude zuteil 
wurde, könnten allenfalls 50 % der Mehrkosten 
als angemessener Satz für die Teilerstattung ange

-

sehen werden. Die übrigen 50 % sollten im Hin-
blick auf den wirtschaftlichen Nutzen, den das 
Land durch die Wahl von Bonn zur vorläufigen 
Bundeshauptstadt weit über den Raum Bonn hin-
aus gezogen hat, vom Land NRW getragen werden. 
Es erscheint daher nicht unberechtigt, den Betrag 
von rd. 929 000,— DM  (d. i. 1 857 640,16) von der 
Erstattungssumme abzusetzen. 



IV. Zusammenfassung 

Nach 	der 	beigefügten 
Kostengegenüberstellung betra-
gen die Forderungen des Lan-
des NRW für die reinen Bau-
arbeiten einschl. Gelände Presse-
haus VI 10 976 417,64 DM. 
Diese Kosten ermäßigen sich 

unter Berücksichtigung der vor-
bezeichneten Abzüge um fol-
gende Beträge: 

Zu II. Nicht anerkannte For-
derungen 	1 482 097,18 DM 

Zu III. 50 % der überhöhten 
Baukosten rd. 	929 000,— DM 2  411 097,18 DM  

8 565 320,46 DM. 

V. Strittige Forderungen 

a) Nach meiner Auffassung sind  
die Baukosten für die Her-
richtung der Diensträume für 
das Bundeskanzleramt im 
Museum König vom Land 
NRW zu tragen, weil von 
vornherein beabsichtigt war, 
für diese Diensträume bis zur 
endgültigen Klärung des 
Eigentums an der Liegen-
schaft, ein Überlassungsver-
hältnis zu schaffen; sie betra-
gen 115 900,02 DM. 

b) Von einer Übernahme des 
Fahrdienstgebäudes und der 
Tankanlage durch den Bund 
sollte schon deshalb Abstan d 

 genommen werden, weil sie 
nicht auf bundeseigenem 
Grund und Boden stehen. 
Auch hier wäre ein Mietver-
hältnis abzuschließen, so daß 
weiterhin abzusetzen wären 

232 051,84 DM 347 951,86 DM  

Somit würden als erstattungs-
fähige Kosten für die reinen 
Bauarbeiten einschließlich Ge

-

lände Pressehaus VI 	8 217 368,60 DM  
verbleiben. 

B. Inneneinrichtung 

Hinsichtlich der Forderung der Kosten für Be-
schaffung von Inneneinrichtungen für Bundes-
dienststelllen in Höhe von 2 645 935,— DM war in 
der Besprechung mit Herrn Ministerialdirigenten 

Tapolski eine Nachprüfung in einer besonders an-
zuberaumenden Besprechung zwischen den beider-
seitigen Sachbearbeitern vorgesehen gewesen. Herr 
Ministerialdirigent Tapolski wollte hiermit von 
seiner Seite Herrn Regierungsrat Gorris beauftra-
gen. Es hat sich jedoch bisher keine Stelle an mein 
Ministerium wegen Durchführung einer derartigen 
Besprechung gewandt. 

C. Übereignung von landeseigenem Haus- und 
Grundbesitz 

Der Bund hat nur die Absicht, die Anlage des 
eigentlichen Bundeshauses und, wie unter II b) er-
wähnt, die an der Görres- und Dahlmannstraße 
gelegenen 16 Einheiten der Pressehäuser nebst 
zugehörigen landeseigenem Grund und Boden zu 
übernehmen. 

Von einem Kauf des Gebäudes Dahlmannstr. 7 
und der übrigen 11 Hauseinheiten (Bürohäuser) 
sowie des Fahrdienstgebäudes und der Tankstelle 
(s. A V b) möchte der Bund absehen. Diese Gebäude 
könnten vom Land NRW an die jeweiligen Nutz-
nießer vermietet werden. 

Der von dort übergebene Entwurf eines Übereig-
nungsvertrages müßte entsprechend geändert 
werden. 

Im Interesse Ihres Landes und des Bundes und 
im Hinblick auf die Haltung des Bundestages zu 
dieser Angelegenheit erscheint es zweckmäßig und 
dringend geboten, die Abrechnung der Baukosten 
und die Übertragung des Bundeshauses und der 
an der Görres- Dahlmannstraße gelegenen Presse-
häuser auf den Bund beschleunigt durchzuführen. 

Mit Rücksicht auf die ab 19. 5. 52 beginnenden 
Beratungen der Ergänzung zum Ersten Nachtrag 
1951 zu Epl. XXIII im Haushaltsausschuß des 
Bundestages, bei denen u. a. auch die Erstattung 
der in Rede stehenden Kosten an das Land NRW 
und in diesem Zusammenhang die Übertragung des 
Bundeshauses auf den Bund eingehend erörtert 
werden, wäre ich für Ihre baldige Stellungnahme 
zu meinen Ausführungen dankbar. 

Sofern Sie eine nochmalige Aussprache für er-
forderlich oder wünschenswert halten, bin ich, hier-
zu gern bereit. 

Die Klärung der Frage der Kostenerstattung für 
die Inneneinrichtung der Bundesministerien usw. 
sollte, da sie vermutlich noch einige Zeit in An-
spruch nehmen wird, gesondert behandelt werden. 
Die hierfür gegebenenfalls weiter zu erstattenden 
Kosten würde ich dann in einem Nachtrag zum 
Haushaltsplan für 1952 aufnehmen. 

Im Auftrag 
Dr. Oeftering 


